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Das Rechtsmittel der Revision im Straf- 
prozesse/) 

Von Professor Dr. Josef Rosenblat t.**) 

Erster Teil : 

Die Revision im Strafprozesse im 

allgemeinen. 

Sowohl in der Lehre des Strafprozeßrechtes, 
als auch in der des Zivilprozeßrechtes werden 
die gegen gerichtliche Urteile gerichteten Rechts- 
mittel in ordentliche und außerordentliche eingeteilt. 



*) Diese mit Oenehipigugg desUft-m Verfassers hier 
publizierte Uebersetzung des der Zeitschrift ,,Czasopismo 
prawnicze i ekonomiczne'' entnommenen Aufsatzes aus 
dem Polnischen hat aus Gefälligkeit Herr Adv. Dr. Arnold 
Blaser in Czemowitz besorgt. (Anm. der Red.) 

•♦) Literatur: Arnold, Oerichtssaal 1851, I, S. 49.-- 
Schwarze, Archiv für Kriminalrecht 1851, S. 544; 
Oerichtssaal 1860, S. 177 ; Holtzendorfs Handbuch des 
deutschen Strafprozeßrechts IL, S. 325—349. — :W a 1 1 h e r: 
Die Rechtsmittel im Strafverfahren 1853, II, S. 118—189. 
— Planck: Systematische Darstellung des d. Strafverf. 
1857, S. 606—618. — R e m e i s : Die Wiederaufnahme im 
Strafverf. Erlangen 1864. — Zachariae: Handbuch des 
deutschen Strafverf. B. 11, 1868, S. 654 u. ff. — K r i e s : 
Die Rechtsmittel des Zivil- und Strafprozesses 1880, 
S. 411—465. — Binding: Grundriß des gem. deutsch. 
Strafprozeßrechts 1881, S. 191—201. — Birkmeyer: 
Deutsches Strafprozeßrecht 1898, Seite 733—744. — 
B e n n e k e und B e 1 i n g : Lehrbuch des deutschen Reichs- 
strafprozeßrechts, Breslau 1900, S. 597—612. — Ull- 
m a n n : Lehrbuch des österr. Straf Prozeßrechts 1882, 
S. 757 u. ff., Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts 
1893, S. 626—640. — Faustin Helie: Traite de Tinstr. 
crimin. Paris 1867 B. VlII, S. 517—597. — Gasto n 
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Ordentliche werden diejenigen Rechtsmittel 
genannt, durch welche ein noch nicht rechts- 
kräftiges Urteil zwecks Abänderung oder Auf- 
hebung desselben angefochten wird; außer- 
ordentliche nennt man diejenigen Rechtsmittel, 
welche die Anfechtung eines bereits rechts- 
kräftigen Urteiles bezwecken. 

Zu den ordentlichen gehören im Strafprozesse : 
die Appellation, welche auch Berufung genannt 
wii'd, sowie die Nichtigkeitsbeschwerde, welche 
auch als Nichtigkeitsklage, Kassationsklage, 
Kassationsrekurs oder Revision (in der allge- 
meinen deutschen Strafprozeß-Ordnung) be- 
zeichnet wird. 

Zu den außerordentlichen gehört jenes Rechts- 
mittel, das im französischen Rechte und in 
den auf demselben beruhenden Gesetzgebungen 
als Revision, in der deutschen und österreichischen 
Strafprozeßordnung, sowie in den Gesetzgebungen, 
welche auf germanischem Rechte basieren, als 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens bezeichnet 
wird. 

In der Geschichte und Literatur dieses Rechts- 
mittels finden wir auch noch andere Benennungen, 
insbesondere die Bezeichnung: „Restitution". Da 
die Bezeichnung „Revision" am meisten dem 
Wesen dieses Rechtsmittels entspricht, werden 
wir im Zuge der gegenwärtigen Abhandlung 
hauptsächlich diese Bezeichnung beibehalten. 

P e a n : L'erreur judiciaire, Paris 1895. — Revue peni- 
tentiare (Bulletin de la societe generale des pnsons), 
B. XIX, Paris 1895, S. 904— 980. — Maurice Lailler 
et Henri Vonoven: Les erreurs judiciaires et leurs 
causes, Paris 1897. — A 1 i m e n a : La revisione dei 
giudicati penali, Oen^ve 1899. — Robert Fazy: Dela 
revision en matiere penale, Oeneve 1899. — Mayer: 
Handbuch und Kommentar zu österr. Str. P. O. — 
Krzymuski: WyWad procesu kamego austr. Krakow, 
S. 427—437. — Rosenblatt: „Die außerord. Revision 
im österr, Strafverf." Gerichtssaal 1894, S. 81 u. ff. „Zum 
Kapitel der Wiederauf n. des Strafverf.", ebenda 1897, 
S. 450 u. ff. „Zur Lehre von der Wiederaufn." Oeller's 
Zentrallblatt 1901, S. 41 u. ff. ; De rselb e: Res judicata 
und Justizirrtum, ein Beitrag zur Lehre von der Wieder- 
aufnahme des Strafverf. ; Liszt's Zeitschrift B., XXIII, 1903. 
Die Kommentare zur österr. und deutschen Strafprozeß- 
ordnung. 
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Revision oder Wiederaufnahme des Strafver- 
fahrens nennen wir also dasjenige Rechtsmittel 
der Strafprozeßordnung, durch welches eine 
rechtskräftige Entscheidung des Strafgerichtes auf 
Grund von nach dieser Entscheidung hervorge- 
kommenen Tatsachen einer neuerlichen Prüfung 
unterzogen und infolgedessen aufgehoben oder 
abgeändert werden kann; insbesondere kann 
infolge dieses Rechtsmittels ein kondemnierendes 
Urteil durch ein freisprechendes und umgekehrt, 
ein freisprechendes durch ein kondemnierendes 
ersetzt werden. 

Die Rechtsmittd des Strafprozesses werden 
bekanntlich eingeteilt: in solche, welche den 
Vollzug des Urteiles hemmen, und in solche, 
denen keine hemmende Wirkung zukommt, 
weiters In solche, welche die Rechtssache vor 
eine höhere Instanz bringen und solche .die von 
derselben Instanz entschieden werden (devolutive 
und nicht devolutive Rechtsmittel). 

Die außerordentlichen Rechtsmittel sind ge- 
wöhnlich nicht devolutive und haben keine auf- 
schiebende Wirkung. Das ist jedoch nicht un- 
bedingt notwendig. Im Gegenteil, die Revision, 
welche ein außerordentliches Rechtsmittel ist, soll 
sogar ein devolutives Rechtsmittel sein und ist 
es auch in mancher Gesetzgebung, wie wir weiter 
sehen werden. 

Die Revision Ist nur gegen ein rechtskräftiges 
Urteil zulässig. 

Solange das Urteil nicht rechtskräftig ist, kann 
eine Revision desselben nicht begehrt werden. 
Zu diesem Zwecke dienen die ordentlichen Rechts- 
mittel. Wenn der Verurteilte vor Rechtskraft des 
Urteiles Grund zur Erhebung der Revision hätte, 
müßte er die ordentlichen Rechtsmittel unter- 
lassen und das Revisionsbegehren stellen. 

In der Geschichte der Strafgesetzgebung spielt 
das Rechtsmittel der Revision eine große Rolle. 
Es war Gegenstand lebhafter Diskussionen und 
Polemik, welche weitere Kreise gezogen haben 
und so manches Blatt derGeschichte ist ausgefüllt 
durch den Kampf um die Revision des Straf- 
prozesses. 
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Ob die Revision des rechtskräftig ge- 
fällten Urteiles überhaupt zuzulassen oder auszu- 
schließen ist, ob sie als ein Rechtsinstitut oder 
als ein Onadenakt zu betrachten ist, ob sie sich 
mit den Grundsätzen der Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit des Strafprozesses vereinbaren läßt, 
ob ihr ein Platz unter den Rechtsmitteln des 
modernen Strafprozesses einzuräumen ist, ob sie 
von Amtswegen oder nur über Antrag der inter- 
essierten Personen anzuordnen ist, ob sie nur 
zum Vorteile des Verurteilten oder auch zum 
Nachteile des Freigesprochenen dienen soll, nach 
welchen Grundsätzen die Revision eines rechts- 
kräftig gefällten Urteiles zuzulassen ist, ob sie 
beschränkt oder erleichtert werden soll, welche 
Beschränkungen der Revision als zulässig gelten 
sollen, welche Rechtsfolgen die Zulassung der 
Revision und deren günstiger Erfolg nach sich 
ziehen soll, ob sie-insbesondere die Entschädigung 
des unschuldig Verurteilten nach sich ziehen 
soll, das sind die hauptsächlichsten Probleme, 
welche sich an die Geschichte und das Wesen 
der Revision im Strafprozesse knüpfen und welche 
wir in Kürze untersuchen wollen. 

I. Lange Zeit hindurch herrschte im Straf- 
prozesse der Grundsatz : y/esjudkata pro veritaie 
habetur,'' welcher so rücksichtslos angewendet 
wurde, daß selbst in den Fällen eines augen- 
scheinlichen Fehlers die Revision eines einmal 
gefällten rechtskräftigen Urteiles nicht zugelassen 
wurde, aus Furcht die Autorität des Gerichtes 
zu untergraben. 

Wie engherzig in dieser Hinsicht der Stand- 
punkt selbst so gelehrter und ernster Kommen- 
tatoren der französischen Prozeßordnung, wie 
eines H e 1 i e war, kann aus seinen nachstehenden 
Bemerkungen über die Revision entnommen 
werden : 

„Wenn der Angeklagte vor dem Gerichtshofe 
erscheint — sagt H61ie {Tratte de Vinstr crim. 
VIII, S. 523) — sind ihm alle Garantieen gegeben, 
daß die Wahrheit ans Tageslicht kommt, weil 
der Richter, welcher das kondemnierende Urteil 
fällt, die Gewißheit der Schuld haben muß. 
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Wurde einmal das Urteil gefällt, haben wir dem 
gefällten Urteile gegenüber dieselbe Pflicht, wie 
gegen den Angeklagten: wir müsssn somit, um 
dieses feststehende Urteil zu stürzen, die 
Gewißheit haben, daß dasselbe irrig ist. Wir 
verlangen, daß das gefällte Urteil durch die Natur 
der Sache oder durch ein anderes Urteil demen- 
tiert werde. Mit Ausnahme einer solchen augen- 
fälligen Dementierung des Urteiles {eclatant 
dementi) muß die Autorität der entschiedenen 
Rechtssache den Ausschlag geben, da sie die 
notwendige Sanktion einer jeden dauerhaften 
Oerichtsorganisation, welche die Gewähr für eine 
festgefügte Rechtsordnung bieten soll, bildet." 

H^lie veriangt somit zur Zulässigkeit der 
Revision die Gewißheit, daß das gefällte 
Urteil irrig ist. Hervorgekommene Zweifel genügen 
ihm nicht. Wie schwer ist es jedoch mit 
Gewißheit nachzuweisen, daß das Urteil irrig ist. 

Auf demselben engherzigen Standpunkte steht 
noch in der letzten Zeit Birkmeyer, welcher 
zwar den Grundsatz j/es judicata pro veritate 
habetur^^ zu den Fiktionen zählt, jedoch meint, 
daß auf diese Fiktion auch im Strafrechte nicht 
verzichtet werden kann. Noch mehr, er räumt 
dem Strafurteile selbst dann noch Rechtskraft 
ein, wenn das Urteil irrig ist, indem er sich zum 
Grundsatze bekennt: nauctoritas rei judicatae 
praevalet veritati^^ {Ji'aatorite de la chose jugie 
est souveraine, eile est plus forte que la verite 
meme^\) 

Aber schon einer der älteren französischen 
Schriftsteller (Bonneville de Marsangy) sagt in 
seinem Werke über die Verbesserung der Straf- 
gesetze: „Kann ein freies und zivilisiertes Volk 
das Recht der Unschuld angesichts eines augen- 
fälligen Irrtums einschränken? 

Die Revision einer irrtümlichen 
Verurteilung ist eines jener Natur- 
rechte, welche keiner Verjährung 
unterliegen, welche höher sind als 
alle anderen Rechte und als alle an- 
geblichen sozialen Notwendigkeiten, 
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weil dies ein Recht der Wahrheit ist 
und Wahrheit — ist Gott". 

Jules Favre hat im französischen Parlamente 
die Revision mit nachstehenden Worten ver- 
teidigt: „Wenn die Verurteilung eines Un- 
schuldigen eine soziale Trauer bleutet, so ist 
seine Rehabilitierung ein öffentliches Freudenfest. 
Gegen die Revision werden ins Treffen geführt : 
Die Autorität der entschiedenen Sache, die Grund- 
lagen der öffentlichen Ordnung, die Unmöglichkeit, 
Entscheidungen, welche rechtskräftig geworden 
sind, fortwährend zu prüfen, die Gefahr Verdacht 
zu erregen gegen die Gerichte, deren Urteile mit 
unbedingtem Respekte aufzunehmen und mit 
religiöser Ehrfurcht zu umgeben sind u. s. w. 
Diese Grundsätze, welche vielleicht in früheren 
Zeiten am Platze waren, widersprechen dem 
heutigen Zeitgeiste und dem Fortschritte. Es ist 
heute unmöglich, die Entdeckung der Wahrheit 
zu hindern; es gibt keine Vermutung 
gegen die Wahrheit, es gibt kein Recht 
gegen das Recht der Wahrheit. Es 
hieße gerade die Ehrfurcht vor dem Gerichte 
und vor der Wahrheit verietzen, wenn man sie 
für immer unter der Anklage des b^angenen 
Irrtums belassen wollte." 

Ebenso hat das Mitglied des französischen 
Senates B^renger, der Schöpfer des französischen 
Gesetzes über die bedingte Verurteilung, anläßlich 
der Diskussion, welche im Senate über den 
Gesetzentwurf wegen Erweiterung der Zulässigkeit 
der Revision und der Entschädigung von un- 
schuldig Verurteilten abgeführt wurde, zur Ver- 
teidigung der Revision den Ausspruch getan : „Es 
gibt etwas höheres, als die Autorität der ent- 
schiedenen Rechtssache, das ist die Gerechtigkeit/' 

So ist es auch in der Tat. Der Grundsatz der 
Wahrheit der entschiedenen Sache ist eine Fiktion, 
welche im Strafprozesse nicht nur überflüssig, 
sondern direkt schädlich ist. 

Anders steht die Sache im Zivilprozesse. Die 
Sicherheit des Verkehres in privatrechtlichen An- 
gelegenheiten verfangt die obige Fiktion, obwohl 
auch die Zivilprozeßordnung die Revision rechts- 
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kräftiger Zivilurteile infolge neu hervorgekommener 
Tatsachen und Beweise zuläßt. 

Im Strafprozesse geht die Wahrheit voran, 
ihr gegenüber muß die Autorität der entschiedenen 
Sache weichen. Wenn somit Zweifel bestehen, 
ob die durch das rechtskräftige Urteil festgestellte 
Wahrheit sich auch mit der wirklichen Wahrheit 
deckt, so muß die Sache neuerlich geprüft und 
die Zweifel müssen zerstreut werden. Das Gewissen 
und die Gerechtigkeit können nicht durch die 
Phrase: ^/es judicata pro veritate habetur^^ be- 
schwichtigt werden. 

Mit Recht also ist Arnold schon im Jahre 1851 
zum Schutze der Institution der Revision im 
Strafprozesse aufgetreten, indem er ihre Gegner 
nachstehend apostrophiert: 

„Wer gegen ein solches Rechtsmittel einwendet, die 
Fälle der Verurteilung Unschuldiger kommen so selten 
vor, daß es nicht ratsam sei, das für die Rechtspflege so 
notwendige Institut der Rechtskraft anfechtbar zu machen, 
zumal dergleichen Rechtmittel nur gemißbraucht werden 
können, um auf Schleichwegen eine unbegründete Frei- 
sprechung zn erwirken, der achtet das formelle Recht 
höher, als das materielle, das Institut der Gerichte und 
Geschworenen heiliger als die Unschuld und man kann 
ihn billigerweise zu jenen mechanischen Menschen zählen, 
denen es nur um Erledigung der Geschäfte, um das 
Abtun der Nummern, nicht aber darum zu tun ist, daß 
die Geschäfte auf eine dem Staatszweck und dem Staats- 
wohl entsprechende Weise eriedigt werden". 

Aber auch Arnold sagt noch: 

„daß die Wiederaufnahme als außerordentliches 
Rechtsmittel nur in ganz außerordentlichen Fällen gestattet 
werden könne und daß solche Anfechtungen rechtskräftiger 
Entscheidungen nur unter ganz besonderen Bedingungen 
und also nur selten zulässig sein sollen, damit nicht der 
Gesetzgeber, welcher die Rechtskraft einführt, um das 
Ende der Rechtssache herbeizuführen, dieses sein eigenes 
Institut durch Oestattung von Rechtsmitteln gegen die 
Rechtskraft wieder wirkungslos mache". 

Sogar noch die Motive des Entwurfes der 
allgemeinen deutschen Strafprozeßordnung vom 
Jahre 1877 mußten die Notwendigkeit der Revision 
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begründen und die Autorität der entschiedenen 
Rechtssache bekämpfen, so eingewurzelt war 
die Opposition gegen ihre Zulässigkeit. „Der 
Entwurf — sagen die Motive — 

hat dem Grundsatz Ausdruck gegeben, daß einer 
nochmaligen Prüfung der Schuldfrage die Rechtskraft nicht 
entgegen stehen darf, wenn, die Richtigkeit der neu vor- 
gebrachten Tatsachen oder Beweismittel vorausgesetzt, die 
aus den Akten sich ergebenden Umstände zur Verurteilung 
des Angeklagten nicht hinreichen. Allerdings ist hierdurch 
den Angriffen gegen ein rechtskräftiges Urteil ein weiter 
Raum gegeben; der Gefahr einer zu häufigen Wieder- 
aufnahme der Untersuchung soll aber dadurch vorgebeugt 
werden, daß die Wiederaufnahme regelmäßig von dem 
Ausfall einer vorläufigen Beweiserhebung abhängig 
gemacht wird." 

Im Laufe der Zeit erlangte jedoch die Revision 
immer größere Anerkennung und erkämpfte sich 
die Existenzberechtigung in fast allen Gesetz- 
gebungen ; sogar diejenigen Gesetzgebungen, die 
sie ursprünglich ablehnten, mußten sie im Laufe 
der Zeit zulassen. Gegenwärtig haben von den 
europäischen Gesetzgebungen bloß drei die 
Revision nicht akzeptiert, und zwar : die englische, 
dänische und schwedische und dies aus be- 
sonderen Gründen, die wir in der Folge kennen 
lernen werden. 

II. Ist die Revision eines rechtskräftigen Straf- 
urteiles als Rechtsinstitut anzuerkennen oder ist 
dasselbe ausschließlich dem Gnadenrechte zu 
überweisen ? 

Eine Konsequenz gewissermaßen der früher 
dargestellten Anschauung, als ob die Autorität 
der entschiedenen Rechtssache die Revision von 
rechtskräftigen Urteilen nicht zulassen würde, 
war die frühere Ansicht, daß rechtskräftige Urteile, 
welche als irrig erkannt werden, lediglich im 
Gnadenwege aufgehoben werden können. 

Diese Ansicht herrschte lange Zeit in Frankreich 
und in den Ländern, welche auf französischem 
Rechte basierten. Solche Stimmen wurden noch 
bis vor kurzem laut, da noch der Regierungs- 
entwurf der allgemeinen deutschen Strafprozeß- 
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Ordnung die Revision auf jenen Fall beschränkte, 
in welchem aus neuen Tatsachen hervorkommt, 
„daß die Tat, wegen welcher der Angeklagte 
verurteilt wurde, entweder gar nicht begangen 
worden ist oder von ihm selbst nicht hat be- 
gangen werden können" und zur Begründung 
dieser Beschränkung fährten die Motive aus: 

„Wer auch hierin noch eine zu große Einschränkung 
der Wiederaufnahme des Verfahrens erblickt, dem ist zu 
entgegnen, daß es nicht möglich ist, in einem auf Münd- 
lichkeit beruhenden Verfahren, ohne dieses selbst zu 
gefährden, mehr zu gewähren. Ist der Gesetzgeber an 
dieser Grenze angelangt, so wird er vereinzelte Fälle, 
welche allerdings als in dem Bereiche der Möglichkeit 
liegend anzuerkennen sind, der Abhilfe im Gnadenwege 
überlassen dürfen und müssen." 

Daß diese Ansicht irrig ist, daß sie den gegen- 
wärtigen Ansichten Ober die Grundlagen des 
Rechtes und der Gerechtigkeit widersprechen, 
bedarf keines Beweises. 

Wer wirklich unschuldig ist und seine Un- 
schuld erweisen kann, hat das Recht, zu ver- 
langen, daß das unrichtige Urteil, mit welchem 
er verurteilt wurde, in aller Form aufgehoben 
und durch ein freisprechendes Urteil ersetzt 
werde, zu verfangen, daß das Gericht seine Un- 
schuld in feieriicher Weise feststellt und aus- 
spricht, daß Vlas Urteil, mit welchem er verurteilt 
wurde, irrig war. 

„Die Rechtssprechung in der Form von Gnade — 
sagt G. Pean (Verreur judkicdre^ S. 45) — ist eine Art 
Profanation." 

,Jede Gesellschaft, welche die menschliche Würde 
respektiert, muß den bestehenden Unterschied anerkennen 
und die Erniedrigung empfinden, welche darin liegt, daß 
dem Opfer des bedauerlichen Irrtums im Rechtswege nicht 
geholfen werden kann, sondern daß dasselbe lediglich durch 
einen Gnadenakt beruhigt werde." 

Es ist für den unschuldig Verurteilten keines- 
wegs gleichgiltig, ob seine Freisprechung im 
Rechtswege mittelst gerichtlichen Urteiles oder 
aber im Gnadenwege durch einen Akt des 
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Monarchen erfolgt. Vor allem werden durch den 
Gnadenakt die Rechtsfolgen des kondemnierenden 
Urteiles nicht beseitigt und wenn auch durch 
den Gnadenakt im speziellen Falle auch die mit 
der Verurteilung verbundenen Folgen aufgehoben 
werden sollten, bleibt immerhin das kondem- 
nierende Urteil eine Tatsache, welche auch in 
der Zukunft eine Rolle spielen und Folgen nach 
sich ziehen kann. Nur die vollständige Aufhebung 
eines irrig gefällten kondemnierenden Urteiles 
kann alle seine Folgen beseitigen. Solange das 
kondemnierende Urteil besteht, solange nicht 
feierlich festgestellt wurde, daß dasselbe irrig 
war, dauert die Beeinträchtigung der Ehre des 
Verurteilten fort. Die ihm gebührende Genug- 
tuung kann ihm lediglich ein neues gerichtliches 
Urteil verschaffen, durch welches das frühere 
Urteil aufgehoben wird. Es kann daher nicht der 
Gnade überwiesen werden, was ein Rechtsinstitut 
sein soll. Die Revision eines irrigen Strafurteiles 
muß zu den Rechtsmitteln des Strafprozesses 
gehören und muß ihren Platz im Rechtsmittel- 
system einer jeden, den modernen Anforderungen 
und Rechtsgrundsätzen entsprechenden Straf- 
prozeßordnung finden. 

in. Die Zulässigkeit der Revision des Straf- 
urteiles steht keineswegs im Widerspruche zu 
den Grundsätzen der Mündlichkeit und Unmittel- 
barkeit, wie dies die früheren Prozeßualisten und 
sogar noch Schwarze behauptet haben, sondern 
sie läßt sich vielmehr mit diesen Grundsätzen 
vollständig vereinbaren. Der Vorwurf, als ob das 
Rechtsmittel der Revision mit den Grundsätzen 
der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Straf- 
prozesses unvereinbar wäre, wurde hauptsächlich 
darauf gestützt, daß im mündlichen Prozesse 
nicht genau festgestellt werden kann, welches 
Beweismaterial das Gericht, welches das erste 
Urteil gefällt hat, vor sich hatte und ob das 
gegenwärtig dargestellte Beweismaterial, auf 
welches die Revision gestützt wird, tatsächlich 
ein neues Material ist. Schwarze sagt: 

„Der Grundgedanke der Mündlichkeit widerstrebt der 
Wiederaufnahme des Verfahrens; dagegen bietet das 
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schriftliche Verfahren mit seiner bestimmten Fixierung des 
gesamten, zur Aburteilung gelangenden Beweismaterials 
für jede anderweite Prüfung des Beweises dasselbe, un- 
veränderliche Material. Die Unmittelbarkeit der Beweis- 
aufnahme in der Hauptverhandlung, die keineswegs eine 
Reproduktion der Akten der Voruntersuchung enthalten 
soll, greift über das Beweismaterial in den Vorakten 
hinaus. Endlich ist der Eindruck der Beweismittel auf 
den Richter in der Hauptverhandlung und die gegen- 
seitige Ergänzung der ersteren in der Reflexion des 
Richters durch das Protokoll nicht fixierbar und in den 
Entscheidungsgründen schwer darstellbar. Wie die Wieder- 
aufnahme einer eingestellten Voruntersuchung, weil sie 
nur auf Grund des vorhandenen Aktenmaterials erfolgt, 
mit Schwierigkeiten nicht verbunden ist, so wird die 
Wiederaufnahme des durch Endurteil abgeschlossenen 
Beweisverfahrens meist nicht ohne Gefährdung aller der 
Momente geschehen können, welche überhaupt für die 
Rechtskraft und deren Aufrechterhaltung sprechen und aus 
dem Wesen und den Vorzügen der Mündlichkeit folgen. 
Der bekannte Satz „Pautorite de la chose jugee est 
souveraine ; eile est plus forte que. la verite meme" ist 
zwar für Strafsachen, woselbst dem Streben nach Erzielung 
einer der wahren Sachlage entsprechenden Entscheidung 
jede Formalität untergeordnet werden muß, nicht maß- 
gebend ; aber es fragt sich, ob der auch hierher gehörige 
Zweck der Wiederaufnahme, ein der wahren Sachlage 
mehr entsprechendes Beweisergebnis zu erzielen, als das- 
jenige gewesen, auf welchem das Urteil beruht, durch die 
Wiederaufnahme sicher erreicht wird. In Schwurgerichts- 
sachen werden diese Erwägungen in nicht geringem Maße 
dadurch verstärkt, daß das Verdikt der Geschworenen 
ohne Entscheidungsgründe erteilt wird, und daher auch 
die Hilfe nicht vorhanden ist, welche in den übrigen 
Strafsachen bei der Vergleichung der älteren Beweis- 
ergebnisse mit dem Novum und der Prüfung des Ein- 
flusses des letzteren auf jene durch die Entscheidungs- 
gründe geleistet wird." 

Die Erfahrung lehrt jedoch, daß es sich nicht 
so verhält. Nicht nur bezüglich der Urteile, welche 
durch Strafgerichtshöfe gefällt wurden und mit 
Entscheidurigsgründen versehen sind, sondern 
auch bezüglich der Urteile der Geschworenen- 
gerichte, welche keine Gründe enthalten, kann 
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festgestellt werden, ob die durch den Revisions- 
werber angeführte neue Tatsache oder das neue 
Beweismittel früher bekannt war oder nicht. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß in einem Ver- 
fahren, in welchem das VerhandlungsprotokoU ein 
treues und erschöpfendes Bild des ganzen Prozesses 
bietet, die Neuheit und die Tragweite der zur Be- 
gründung der Revision angeführten Tatsachen 
bedeutend leichter beurteilt werden können als im 
reinen mündlichen Verfahren, in welchem das Ver- 
handlungsprotokoll ein solches Bild nicht bietet ; 
aber auch im mündlichen Prozesse werden in 
den Akten wenigstens in allgemeinen Umrissen 
die Tatsachen, welche die Grundlage der An- 
klage, beziehungsweise des Urteiles bilden, sowie 
die Beweismittel, welche dem Gerichte bei 
Fällung des Urteiles vorgeführt wurden, fest- 
gestellt. Das genügt aber auch zur Beurteilung 
der Zulässigkeit der Revision. Zweifellos steht 
das Rechtsmittel der Revision im Zusammen- 
hange mit dem Grundsatze der Mündlichkeit des 
Strafverfahrens und insbesondere mit der Art der 
Durchführung dieses Grundsatzes im Systeme 
der Rechtsmittel. 

Wenn nämlich eine bestimmte Strafprozeß- 
ordnung das Rechtsmittel der Berufung gegen den 
Ausspruch über die Schuld d. i. die unbeschränkte 
Appellation mit der Wirkung zuläßt, daß in der 
Berufungsinstanz auch neue Tatsachen und neue 
Beweismittel vorgebracht werden können (die 
österreichische Strafprozeßordnung läßt eine solche 
Berufung lediglich gegen bezirksgerichtliche 
Urteile zu), so wird das Rechtsmittel der Revision 
zweifellos weniger Anwendung finden, als in einer 
Strafprozeßordnung, welche entweder die Berufung 
gegen den Ausspruch über die Schuld überhaupt 
ausschließt (wie dies in der österreichischen Straf- 
prozeßordnung hinsichtlich der Verbrechen und 
Vergehen der Fall ist) oder die Anführung von 
neuen Beweisen in der Berufungsinstanz nicht 
zuläßt (wie die gegenwärtige österreichische Zivil- 
prozeßordnung). Das Rechtsmittel der Revision 
wird jedoch in jeder Strafprozeßordnung not- 
wendig sein ; der Grundsatz der Mündlichkeit und 
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Unmittelbarkeit selbst im weitesten Masse durch- 
geführt, wird die Revision nicht entbehrlich machen, 
ebenso wird die Berufung, auch wenn sie ohne jede 
Einschränkung zugelassen wird, die Revision 
nicht ersetzen. Die Gerichte stützen ihre Urtejle 
auf Tatsachen und Beweise; daß diese Grund- 
lagen der menschlichen Erkenntnis irrig waren, 
kann trotz des Grundsatzes der Mündlichkeit und 
trotz der Berufung hervorkommen. Insbesondere 
kann dies in einem Zeitpunkte sich herausstellen, in 
welchem bereits alle ordentlichen Rechtsmittel 
erschöpft sind, somit weder der Grundsatz der 
Mündlichkeit, noch die Berufung zutrifft. 

Es muß ein Rechtsmittel geben, von welchem 
ohne zeitliche Beschränkung Gebrauch gemacht 
werden kann, wenn die Voraussetzungen des- 
selben zutreffen, d. i., wenn die Unrichtigkeit des 
rechtskräftigen Urteiles festgestellt oder wahr-/ 
scheinlich gemacht wird. 

Daß weder der Grundsatz der Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit des Verfahrens, noch die mit 
einer neuen Verhandlung in zweiter Instanz ver- 
bundene Berufung das Rechtsmittel der Revision 
entbehrlich machen, beweist am besten sowohl 
die österreichische, als auch die deutsche Zivil- 
prozeßordnung, welche trotz des Grundsatzes 
der Mündlichkeit und der Berufung die Wieder- 
aufnahme der rechtskräftig entschiedenen Zivil- 
rechtssache, ob falsa und ob nova zuläßt (§ 530, 
österr. ZPO. und § 543 deutsche ZPO.). 

Was sich im Zivilprozesse zur Sanierung irr- 
tümlicher Urteile als notwendig erwiesen hat, 
das ist im Strafprozesse umso notwendiger, als 
ja hier größere und wichtigere Güter der Mensch- 
heit auf dem Spiele stehen. 

Was die Revision schwurgerichtlicher Urteile 
betrifft, läßt sich nicht leugnen, daß die Revision 
derselben gewisse Schwierigkeit bereitet, insoferne 
es sich um die Feststellung handelt, ob eine 
Tatsache, welche die Revision begründen soll, 
der Geschworenenbank, welche das Verdikt ge- 
fällt hat, bereits bekannt war, oder nicht, d. h., 
ob diese Tatsache tatsächlich neu ist ; auf Grund 
der Akten d. i., der Anklageschrift, der Unter- 
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suchungsakten, des Hauptverhandlungsprotokolles 
u. s. w. wird sich dies jedoch in der Regel fest- 
stellen lassen, wie wir das am besten in der 
Praxis sehen. 

Sehr richtig und zutreffend bemerkt hierüber 
W a 1 1 h e r in seinem Werke über die Rechts- 
mittel (S. 140). 

„Es ist allerdings richtig, daß nicht erkannt werden 
kann, ob die Geschwomen nicht dennoch verurteilt haben 
würden, auch wenn sie die neuen Beweismittel gekannt 
hätten — aber ebenso richtig ist es, daß man nicht weiß, 
ob sie imter dieser Voraussetzung nicht ein not guilty 
ausgesprochen haben würden, und eben, weil man dies 
nicht weiß, eben darum muß man den begründeten 
Zweifel, der hier obwaltet, zum Vorteile, man darf ihn 
nicht zum Nachteile des Angeklagten wirken lassen. 

„Aber kann man denn die Wiederaufnahme aufs 
Geratewohl zulassen d. h. auf die Gefahr hin, daß die 
Geschwomen doch wieder verurteilen?" 

„Diesem Einwände Amold's stellen wir die Frage 
entgegen: Welche Wiederaufnahme geschieht nicht auf 
die Gefahr hin, daß die Richter doch wieder verurteilen ? 
Und worin besteht denn das Gefährliche, worin der 
der Schaden, wenn sie wieder verurteilen? Will man 
diese Gefahr, diesen Schaden ferne halten, dann darf man 
gar keine Wiederaufnahme gestatten, dann hören überhaupt 
alle Rechtsmittel auf. 

„Wird aber ein Unschuldiger in Folge der Berück- 
sichtigung jenes Zweifels (auf dem Wege der Revision) 
freigesprochen, so überwiegt dieser Vorteil bei Weitem 
dea Nachteil, welcher mit erfolglosen Revisionen verbunden 
ist, und welcher am Ende doch nur darin besteht, daß 
hie und da ein Schuldiger, der kein Vermögen besitzt, 
dem Staate etwas mehr Prozeßkosten verursacht, als dies 
gewöhnlich der Fall ist. Wir sagen : hie und da — denn 
für's Erste wird nicht jedes Revisionsgesuch, sondern nur 
ein gehörig motiviertes zugelassen — und wenn dies 
genau beobachtet wird, so werden für's Zweite nicht so 
gar viele Revisionsgesuche einlaufen. Indem wir uns lieber 
für jene geringe Staatsausgabe, als für die Vorenthaltung 
der Freisprechung eines Unschuldigen entscheiden, gehen 
wir ja nicht einmal soweit, wie jenes römische „Satius 
estf Impunltum relinqui facinus nocentls, quam innocentem 
damnare*\ 
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So besteht also gar kein Widerspruch zwischen 
dem Rechtsmittel der Revision und dem Grund- 
satze der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des 
Strafprozesses resp. mit dem Rechtsmittel der 
Berufung. 

IV. Nachdem wir nun die Notwendigkeit des 
Rechtsmittels der Revision im Strafprozesse nach- 
gewiesen haben, müssen wir weiter fragen: auf 
welchen Grundlagen ist die Revision zuzulassen, 
d. h. wann und unter welchen Voraussetzungen 
ist die neuerliche Prüfung und Beurteilung einer 
bereits entschiedenen Rechtssache anzuordnen? 
Belehrend ist in dieser Hinsicht die Ge- 
schichte unseres Rechtsmittels im französischen 
Rechte. 

Die französische Strafprozeßordnung vom 
Jahre 1808 (code (Tinstr. crim.) hat die Revision 
auf drei Fälle beschränkt: 

1. Wenn jemand wegen Mordes verurteilt 
wurde und sich herausstellt, daß das angebliche 
Opfer des Mordes oder Totschlages lebt; 

2. wenn nach der Verurteilung einer Person 
wegen eines Verbrechens durch ein späteres Urteil 
eine andere Person wegen derselben Tathandlung 
verurteih wird und beide Urteile sich nicht ver- 
einbaren lassen, sondern vielmehr die Unschuld 
einer der verurteilten Personen beweisen; 

3. wenn nach der Verurteilung des Ange- 
klagten ein Zeuge, der gegen den Angeklagten 
ausgesagt hat, wegen Meineides verurteilt wird. 

Daß die obgedachte kasuistische Beschränkung 
der Revision zu eng ist, wurde schon im gesetz- 
gebenden Körper aus Anlaß der Beratungen über 
die Strafprozeßordnung hervorgehoben, ebenso 
hat bald darauf auch die Praxis die Notwendig- 
keit der Erweiterung der Grundlagen der Re- 
vision ergeben. So war beispielsweise in dem 
Falle, wenn eine Zeuge, der durch seine falsche 
Aussage die Verurteilung eines Unschuldigen 
herbeiführte, gestorben war, bevor gegen ihn 
ein kondemierendes Urteil wegen Meineides 
ergangen ist, die Revision nach dem Wortlaute 
des Gesetzes unzulässig, da dieses die Verur- 
teilung des Zeugen wegen Meineides verlangte. 
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Es wurde daher die Zulässigkeit der Revision 
vorerst durch die Novelle vom 2Q. Juni 1867, 
sodann durch die Novelle vom 8. Juni 18Q5 
erweitert, indem durch die letztere als weitere 
Grundlage der Revision das Hervorkommen von 
neuen Tatsachen und Beweismitteln, welche 
früher unbekannt waren und die Unschuld des 
Verurteilten festzustellen vermögen, eingeführt 
wurde. 

Heute herrscht darüber eine Meinung, daß 
die Zulässigkeit der Wiederaufnahme nicht in 
dem Maße eingeengt und beschränkt werden 
darf, wie dies im französischen Rechte der Fall 
war. Die Revision muß nicht nur in dem Falle 
zugelassen werden, wenn ein späteres Strafurteil 
erfließt, welches mit dem früheren unvereinbar 
ist und beweist, daß durch das eine oder das 
andere Urteil, eine oder mehrere Personen un- 
schuldig verurteilt wurden; die Revision ist viel- 
mehr in jedem Falle zuzulassen, wenn eine neue 
Tatsache hervorkommt, welche die Grundlagen 
des früheren Urteiles zu erschüttern vermag, d. h. 

a) wenn sich herausstellt, daß eine der Grund- 
lagen des früheren kondemnierenden Urteils 
falsch war, z. B. wenn eine Zeugenaussage 
oder ein falsches Sachverständigen-Gutachten 
vorliegt oder eine falsche Urkunde produziert 
wurde u. s. w.; 

b) wenn eine neue Tatsache oder ein neues 
Beweismittel hervorkommt, welche die Auf- 
hebung des früheren Urteiles zu begründen 
vermögen. 

Es gibt somit drei anerkannte Hauptgründe 
zur Begründung der Revision zu Gunsten des 
Verurteilten : 

1. Der Widerspruch zweier kondemnierender 
Urteile; 

2. eine im vorgegangenen Verfahren vor- 
kommende Fälschung (Revision ob falsa) ; 

3. neue Tatsachen oder Beweismittel, welche 
die Beweise, auf welche das frühere Urteil sich 
stützt, in Zweifel zu ziehen vermögen. (Revision 
ob nova). 

Hiebei ist zu bemerken: 
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ad 1. Das französische Recht, welches den 
Widerspruch zweier kondemnierender Urteile als 
Revisionsgrund anerkennt, wurde leider in der 
Praxis zu formalistisch und kleinlich angewendet. 
So wurde beispielsweise in der berühmten An- 
gelegenheit des Jakob Lesurques die Revision 
unter anderem aus dem Grunde nicht zugelassen, 
weil, trotzdem einige Jahre nach der Vollziehung 
des Todesurteiles an dem unglücklichen Leserques 
ein gewisser Dubosc auf Grund seines Ge- 
ständnisses, daß er jener vierte Teilnehmer des 
Verbrechens war, als welcher Leserques ange- 
nommen wurde, verurteilt wurde, der Kassationshof 
trotzdem der Meinung war, daß nach Inhalt des 
ersten Urteiles nicht ausgeschlossen ist, daß an 
dem Verbrechen fünf Teilnehmer beteiligt sein 
konnten, daß also ein absoluter Widerspruch 
beider Urteile nicht festgestellt ist. 

Die Theorie hat jedoch diese engherzige 
Interpretierung der betreffenden Gesetzesbe- 
stimmung verdammt, (vgl. Gaston P^an 1. c, 
S. 241 u. 257, sowie Lailler & Vonoven 1. c. 
S. 8-12). 

ad 2. Begründet die nachgewiesene Be- 
stechung eines jener Faktoren, welche bei der 
Fällung des kondemnierenden oder freisprechenden 
Urteiles mitgewirkt haben, insbesondere die Be- 
stechung des Richters (des erkennenden oder 
des Untersuchungsrichters, des Geschworenen 
oder des Schöffen u. s. w.), oder die Bestechung 
eines Mitgliedes des Gerichtshofes, welcher das 
Urteil gefällt hat, die Revision des gefällten 
Urteiles ? 

Was den Richter betrifft, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Bestechung eines 
Mitgliedes des Gerichtshofes, welcher das Urteil 
gefällt hat, die Revision des gefällten Urteiles 
rechtfertigt. 

Mit Recht sagt nämlich W a 1 1 h e r im zit. 
Werke, S. 147: 

. „Die Integrität des richteriichen Gewissens ist ein 
Grundpfeiler der Rechtspflege ; der parteiische Richter ist 
eidbrüchig, und Meineid kann nicht auf dem Richterstuhle 
sitzen. Das Urteil des bestochenen Richters darf also nicht 
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Geltung behalten; es muß, sobald die Bestechung be- 
wiesen ist, vernichtet werden, und die Gesetzgebung hat 
die Mittel zu beschaffen, wodurch im Falle der Bestechung 
die Folge der Vernichtung herbeigeführt werden kann." 

Die Bestechung eines Mitgliedes des Erkenntnis- 
gerichtshofes begründet somit die Revision, wenn 
auch der bestochene Richter gemäß dem Begehren 
der Revision gestimmt hat, d. h. der Verurteilte 
kann die Revision auf Grund der erwiesenen 
Bestechung eines Mitgliedes des Gerichtshofes 
auch dann begehren, wenn dasselbe für seine 
Freisprechung gestimmt hatte oder umgekehrt, 
weil vorerst die Abstimmung geheim ist, somit 
nach außen nicht bekannt ist, in welcher Weise 
die Mitglieder des Gerichtshofes abgestimmt 
haben und überdies der Einfluß, welchen ein 
Mitglied des Gerichtshofes auf das Urteil übt, 
sich weder ex post bestimmen noch feststellen 
läßt. Jener Richter konnte auf den Gang der Ver- 
handlung und auf das erflossene Urteil einen für 
den Verurteilten ungünstigen Einfluß üben, trotzdem 
er zum Schlüsse für die Freisprechung des An- 
geklagten gestimmt hat und umgekehrt. 

Ebenso kann es keinem Zweifel unteriiegen, 
daß die Bestechung des Untersuchungsrichters 
die Revision begründet, denn daß der Einfluß 
des Untersuchungsrichters entscheidend ist, das 
kann auf Grund aller Prozeßgesetze des euro- 
päischen Kontinentes behauptet werden. 

Ebenso begründet die Bestechung eines Ge- 
schworenen die Revision ohne Rücksicht darauf, 
wie er abgestimmt hat und dies umsomehr, als 
ja die Abstimmungsart der Geschworenen geheim 
ist und aus dem Protokolle nie festgestellt werden 
kann. 

Streitig ist die Frage, ob die Bestechung eines 
Mitgliedes des Schwurgerichtshofes die Revision 
begründet. 

Was den Vorsitzenden des Schwurgerichts- 
hofes betrifft, so unteriiegt dies keinem Zweifel, 
weil sein Einfluß als Verhandlungsleiter für den 
Ausgang der Verhandlung maßgebend und sehr 
oft entscheidend ist. Was die Beisitzer betrifft, 
ist der Einfluß derselben auf die Feststellung der 
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Schuldfrage kein entscheidender, weshalb im 
Falle der Freisprechung des Angeklagten die 
Revision zu seinem Nachteile infolge Be- 
stechung eines Beisitzers ausgeschlossen ist 
Im Falle der Verurteilung kann sich der Ein- 
fluß eines Beisitzers des Gerichtshofes nur bei 
der Strafbemessung äußern. In dieser Beziehung 
stehen jedoch dem Ankläger die entsprechenden 
ordentlichen Rechtsmittel zur Verfügung; es ist 
daher die Revision auch in diesem Falle auszu- 
schließen. 

Was den Staatsanwalt betrifft, so hat derselbe 
keine richterliche Gewalt; er hat lediglich Anträge 
zu stellen und seine Anträge sind schon vermöge 
seines Amtes und Berufes auf die Verurteilung 
des Angeklagten gerichtet, weshalb auch die Be- 
stechung des Staatsanwaltes die Revision nicht 
begründet. 

Was den Verteidiger hingegen betrifft, so 
glauben wir, daß die Bestechung desselben die 
Revision begründen soll, insofern nicht nachge- 
wiesen werden wird, daß er alles getan hat, was 
seine Pflicht war, daß er von allen Beweismitteln 
und Rechtsmitteln Gebrauch gemacht hat u. s. w., 
denn wenn auch die Gegner der Zulässigkeit 
der Revision behaupten, daß der Verteidiger unter 
dreifacher Kontrolle : des Gerichtshofes respektive 
dessen Vorsitzenden, des Staatsanwaltes und des 
Angeklagten (man könnte auch hinzufügen des 
Publikums) steht, kann derselbe dennoch absichtlich 
gewisse Entlastungsbeweise vorzubringen unter- 
lassen, ebenso kann derselbe die Rechtsmittel 
gegen das Urteil unterfassen oder absichtlich 
deren Anmeldung verspäten ; manche Strafprozeß- 
ordnungen, unter ihnen auch die österreichische 
in § 364 schließen ganz mit Unrecht die Wieder- 
einsetzung der Frist zur Einbringung eines Rechts- 
mittels gegen das Urteil aus, wenn die Ver- 
spätung der Frist aus. Verschulden des Ver- 
teidigers erfolgte. 

Aus vorstehenden Gründen glauben wir, daß 
die nachgewiesene Bestechung des Verteidigers 
nur dann die Revision nicht zu begründen 
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vermag, wenn feststeht, daß derselbe nicht zum 
Nachteile seines Klienten gehandelt hat. 

Es kann vom Revisionswerber nicht der Beweis 
hierüber verlangt werden, daß das kondemnierende 
Urteil lediglich infolge falscher Zeugenaussage, 
falscher Urkunde, falschen Sachverständigengut- 
achtens oder Bestechung des Richters erflossen 
ist. Andererseits aber begründen diese strafbaren 
Handlungen die Revision in dem Falle nicht, 
wenn es feststeht, daß die vorgekommene Fälschung 
auf die Rechtssache keinen Einfluß hatte und mit 
dem kondemnierenden Urteile in keinem Zusammen- 
hange steht. 

Zur Begründung der Revision sollte die Tat- 
sache genügen, daß die Fälschung, welche bei 
Fällung des früheren Urteiles vorgekommen ist, 
auf dieses Urteil irgend einen Einfluß üben 
konnte und in einem ursächlichen Zusammen- 
hange mit dem gefällten kondemnierenden Urteile 
steht. 

Die einzelnen Gesetze drücken diesen Grund- 
satz auf verschiedene Weise aus: Das französische 
Recht verlangt die Verurteilung des Zeugen wegen 
einer gegen den Angeklagten abgelegten falschen 
Aussage; die deutsche Prozeßordnung gestattet 
die Revision, wenn eine gegen den Angeklagten 
produzierte Urkunde sich als gefälscht erwiesen 
hat oder ein Zeuge zum Nachteile des An- 
geklagten falsch ausgesagt hat u. s. w.; die 
österreichische Prozeßordnung verlangt den 
Beweis, daß die Verurteilung infolge der falschen 
Urkunde, einer falschen Zeugenaussage u. s. w. 
erfolgte. 

Es wird daher Sache des Richters sein, nach 
seinem freien Ermessen auf Grund der Ver- 
gleichung der Grundlagen des kondemnierenden 
Urteiles und der erwiesenen Fälschung festzu- 
stellen, ob zwischen der erwiesenen Fälschung 
und dem kondemnierenden Urteile der vom Gesetze 
geforderte Zusammenhang besteht. 

Dieser Revisionsgrund (ob falsa) wird jedoch 
dann ausgeschlossen sein, wenn die strafbare 
Handlung, welche die Revision begründen soll, 
durch den Angeklagten absichtlich verschuldet 
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wurde, d. i., wenn er selbst den Zeugen zur 
falschen Aussage beredet oder den Richter be- 
stochen hat u. s. w. oder wenn dies jemand 
über seine Veranlassung getan hat, weil in 
diesem Falle der Angeklagte sich leicht die 
Möglichkeit der Revision verschaffen könnte. 

Ad 3). Neue Tatsachen beziehungsweise 
Beweismittel begründen dann die Revision, wenn 
sie entweder die Beweisgrundlagen auf 
denen das erflossene kondemnierende Urteil 
beruht, umzustürzen vermögen, d. h. wenn sie 
in der Lage sind, die Wahrannahme von Tat- 
sachen, welche früher als erwiesen galten, ab- 
zuschwächen oder wenn sie die Abschwächung 
der früher vorgeführten Beweismittel, be- 
zwecken, beispielsweise beweisen, daß ein Zeuge, 
welcher bei Fällung des Urteiles als glaubwürdig 
angesehen wurde, infolge früher unbekannter 
Verurteilung, wegen Meineides, falscher Aussage 
u. s. w. keinen Glauben verdient. 

Sehr richtig bemerkt Walt her (in seinem 
Werke „die Rechtsmittel im Strafverfahren", IL, 
S. 128). 

„Der Beweis besteht darin, daß Bewiesenes und Be- 
weisendes so sicher seien, als dies bei der Beschränktheit 
und Unsicherheit menschlicher Erkenntnis überhaupt 
möglich ist. Sobald sich nun an dem Beweise im konkreten 
Falle etwas Wesentliches ändert (eine relevante Ver- 
änderung ergibt), also entweder ein als bewiesen Ange- 
nommenes sich als nicht existent, oder als nicht voll- 
kommen sicher — oder aber die Beweisuntüchtigkeit eines 
Beweismittels herausstellt, so ist der Beweis nicht mehr 
vorhanden, mithin die Grundlage der Tatfrageentscheidung 
gehoben." 

Die Tatsache muß neu sein in dem Sinne, 
daß sie dem Gerichte bei Fällung des ange- 
fochtenen Urteiles nicht bekannt war. Es kann 
nicht verlangt werden, daß sie auch für den 
Verurteilten neu sei. Wenn ihm dieselbe auch 
früher bekannt war, so darf ihm dies das Recht, 
die Revision zu begehren, nicht benehmen, weil 
er seine guten Gründe haben konnte, von den 
ihm bekannten Tatsachen, welche seine Unschuld 
beweisen, früher keinen Gebrauch zu machen. 
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(z. B. er wollte den wahren Täter des Ver- 
brechens mit Rücksicht auf seine besondere 
Verpflichtung gegen denselben nicht bekannt 
geben u. s. w.) 

Zur Begründung der Revision soll weiters 
die Glaubhaftmachung genügen, daß der wahre 
Tatbestand von demjenigen verschieden ist, 
welcher als Grundlage des komdenierenden Ur- 
teiles angenommen wurde. Insbesondere wird 
die Revision begründet sein, wenn die vom 
Revisionswerber angeführten Tatsachen nachzu- 
zuweisen vermögen: 

Entweder, daß überhaupt kein verbreche- 
rischer Tatbestand vorliegt, d. h. daß das im 
vorigen Urteile festgestellte Verbrechen überhaupt 
nicht begangen wurde, (der erste Fall des fran- 
zösischen Rechtes) z. B. wenn das angebliche 
Opfer des Mordes lebt und ein Mord weder 
verübt noch versucht wurde, wie dies in der 
berühmten Angelegenheit der Bauern Gaw^da 
und Oallus der Fall war, welche das Ge- 
schworenengericht in Tamow wegen Verbrechens 
des Mordes, welcher gar nicht begangen wurde, 
verurteilt hat, da es sich in der Folge heraus- 
gestellt hat, daß das angeblich ermordete 
Mädchen lebt und sich wohl befindet; 

oder, daß der Verurteilte dieses Verbrechen 
nicht begangen hat, daß somit ein Irrtum in der 
Person vorliegt, wie dies in der unten dar- 
gestellten Strafsache des Peter Krawus der Fall 
war, welchen das Geschworenengericht in Krakau 
wegen eines Totschlags verurteilt hat, den — wie 
nach dessen Tode hervorgekommen ist — ein 
anderer begangen hat; 

oder schließlich, daß ein wesentliches sub- 
jektives Merkmal des Tatbestandes gefehlt hat, 
z. B., daß der Verurteilte schon im Zeitpunkte 
der Tathandlung geistig krank war und dessen 
Krankheit nicht erkannt wurde, wie dies unlängst 
in der vom Lemberger Gerichtshöfe abgeurteilten 
Angelegenheit eines Eisenbahnkondukteurs ge- 
schehen ist, der wegen Verbrechens des Dieb- 
stahls verurteilt wurde. 



Digitized by VjOOQIC 



23 



Die Strafprozeßordnung soll jedoch die Fälle 
der Zulässigkeit der Revision nicht kasuistisch 
aufzählen, sondern nur die Gründe normieren, 
welche das Revisionsbegehren begründen. Es 
sind dies die oben dargestellten Gründe, insofern 
sie den Glauben an die Gerechtigkeit des 
früheren Urteiles zu erschüttern vermögen. 

Wenn wir nun das Vorangeführte zusammen- 
fassen, ergeben sich als Revisionsgründe: Der 
Beweis der Fälschung der Grundlagen des 
früheren Urteiles, sei es der Beweise, auf denen 
das Urteil beruht, sei es der Faktoren, welche 
an der Fällung des Urteiles teilgenommen haben, 
sowie die Anführung von neuen Tatsachen oder 
Beweismitteln, welche den objektiven oder sub- 
jektiven Tatbestand zu erschüttern vermögen. 

Die neue Tatsache, welche die Revision be- 
gründen soll, muß somit nicht nur neu, d. h. dem 
Gerichtshofe früher unbekannt sein, sondern sie 
muß auch von einer solchen Beschaffenheit sein, 
daß sie die Grundlage des früheren Urteiles zu er- 
schüttern vermag und voraussichtlich die Fällung 
eines anderen Urteiles herbeiführen kann. Es muß 
jedoch nochmals hervorgehoben werden, daß 
insoferne es sich um die Revision zu Gunsten 
des Angeklagten handelt, nicht verlangt werden kann, 
daß die die Revision begründenden Tatsachen 
auch für ihn neu sein müssen, im Gegenteile, 
es sollte genügen, wenn sie für das Gericht 
neu sind, d. h. wenn sie der Verurteilte erst 
jetzt vorbringt. Mit anderen Worten die Revision zu 
Gunsten des Verurteilten muß schon ob noviter pro- 
ducta und nicht nur ob noviter reperta für 
zulässig erklärt werden. Unrichtig ist die Be- 
hauptung Bindings (Grundriß S. 123), daß 
der Revisionswerber für seine Nachläßigkeit be- 
straft werden muß, wenn er die ihm bekannten 
Beweise seiner Unschuld nicht früher vor- 
gebracht hat und daß der Grundsatz der Rechts- 
kraft des Urteiles nicht als Belohnung für die 
Nachlässigkeit der Partei geopfert werden kann. 
Die materielle Wahrheit muß vorangehen und 
wenn neue Tatsachen oder Beweismittel für das 
Gericht tatsächlich neu sind und die Revision 
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ZU begründen vermögen, d. h. die Fällung eines 
anderen Urteiles beeinflussen können, so ist es 
gleichgiltig, warum der Angeklagte diese Tat- 
sachen nicht früher vorgebracht hat. Er konnte 
hiezu berechtigte Gründe haben, welche nicht 
zu untersuchen und zu prüfen sind. Diese 
können eine Rolle spielen, insoferne es sich 
um die Entschädigung für die ungerechtfertigte 
Verurteilung handelt, sie sollen aber nie die 
Revision und die Eruierung der wirklichen 
Wahrheit hindern. 

V. Ist die Revision nur zu Gunsten 
eines Verurteilten, oder auch zum 
Nachteile eines mit Unrecht Freige- 
sprochenen zuzulassen? 

Die französische Gesetzgebung sowie die 
auf französischem Rechte basierenden Strafprozeß- 
gesetze schließen die Revision zum Nachteile des 
Freigesprochenen systematisch aus. Der Glaube an 
die Unfehlbarkeit der Verdikte der Geschworenen- 
gerichte bzw. die Tendenz, die Urteile der Schwur- 
gerichte mit der Aureole der Unfehlbarkeit und 
Unantastbarkeit auszustatten, hatte zur Folge, daß 
die französische Strafprozeßordnung die Nicht- 
zulässigkeit der Revision freisprechender Urteile 
grundsätzlich ausgesprochen hat und von dieser 
Regel bis heute keine Ausnahme zuläßt. 

Die deutschen Strafprozeßordnungen haben 
diesen Grundsatz verworfen. Ursprünglich haben 
die gedachten Gesetzgebungen anerkannt, daß es 
unmöglich ist, die Revision in dem Falle auszu- 
schließen, wenn der Freigesprochene selbst zugibt, 
daß er das Verbrechen, von dem er freigesprochen 
wurde, begangen hat und sein Geständnis alle 
Merkmale der Wahrheit oder der Wahrscheinlichkeit 
an sich trägt. Es wurde somit die Revision eines 
freisprechenden Urteiles in dem Falle zugelassen, 
wenn der Angeklagte nach Fällung des frei- 
sprechenden Urteiles ein Geständnis seiner Schuld 
abgelegt hat. 

Die allgemeine deutsche Strafprozeßordnung 
vom Jahre 1877 beschränkt auch die Revision 
zum Nachteile des Freigesprochenen auf die Fälle 
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der nachgewiesenen Fälschung {oh falsa — wovon 
später die Rede sein wird) und des nachträglichen 
Geständnisses des Angeklagten (§ 402); die 
Revision zum Nachteile des Angeklagten ist somit 
wegen neuentdeckter Tatsachen oder Beweis- 
mittel ausgeschlossen. 

Sogar das Geständnis des Freigesprochenen 
nach Fällung des Urteiles war in den ersten 
Entwürfen der deutschen Strafprozeßordnung nicht 
als Revisionsgrund anerkannt; dasselbe wurde 
erst in den letzten dem Parlamente vorgelegten 
Entwurf eingeführt und führen die Motive zur 
Begründung der Revision des Urteiles infolge nach- 
träglichen Geständnisses des Freigesprochenen 
nachstehendes an: 

„Der Entwurf hat eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
zu Ungunsten des Angeklagten nur noch für den Fall 
eines von dem Freigesprochenen nachträglich abgelegten 
Geständnisses zugelassen. In einer beträchtlichen Zahl der 
deutschen Strafprozeßgesetze ist dieser Grund der Wieder- 
aufnahme des Verfahrens bisher anerkannt worden, und 
der Entwurf hat geglaubt, ihn ohne Nichtachtung einer 
Forderung der materiellen Gerechtigkeit nicht übergehen 
zu dürfen. Es steht in dem freien Willen des Angeklagten, 
ob er nach erfolgter Freisprechung ein Geständnis der Tat 
ablegen will ; eine Gefährdung der Interessen des Ange- 
klagten ist also mit jener Vorschrift nicht verbunden ; wohl 
aber kann das Rechtsbewußtsein im Volke leicht irre- 
geführt werden, wenn ein Verbrecher, nachdem er wegen 
mangelnden Beweises freigesprochen worden, sich un- 
gestraft des Verbrechens selbst bezichtigen oder gar 
rühmen darf." 

Nachdem bereits eine Bresche in den Grund- 
satz der Unzulässigkeit der Revision zum Nach- 
teile eines Freigesprochenen geschlagen war, 
wurde in der Zulassung der Revision zum Nach- 
teile eines Freigesprochenen immer weiter ge- 
schritten, bis schließlich die Revision zu Gunsten 
des Verurteilten mit der Revision zum Nachteile 
des Freigesprochenen im Prinzipe gleichgestellt 
wurde, so daß nach den gegenwärtigen Grund- 
sätzen gar kein Anlaß besteht, zwischen der 
Revision eines kdndemnierenden und der Revision 
eines freisprechenden Urteiles irgend welchen 
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prinzipiellen Unterschied zu machen. Zwar wird 
der Gesellschaft und der Gerechtigkeit durch die 
Verurteilung eines Unschuldigen ein größeres 
Unrecht zugefügt, als durch die Freisprechung 
eines Schuldigen, ebenso weckt ein Irrtum der 
Gerechtigkeit zum Nachteile eines Unschuldigen 
größeres Mitgefühl und ein stärkeres Echo in 
der öffentlichen Meinung als ein Irrtum zu Gunsten 
eines Freigesprochenen; allein die Gesellschaft 
iann nicht gleichgiltig bleiben angesichts der 
Tatsache, daß ein Mensch, dessen Schuld nach 
Fällung des freisprechenden Urteiles klar und 
notorisch wurde, frei und straflos herumgeht, 
weil formelle Gründe die Wiederaufnahme des 
Verfahrens nicht zulassen. 

Die Idee der Gerechtigkeit verlangt den Durch- 
bruch der materiellen Wahrheit in jedem Falle, 
das Interesse der Gesellschaft ist bei der Ver- 
urteilung eines Schuldigen ebenso engagiert, wie 
in der Freisprechung eines Unschuldigen. 

Zweifellos besteht doch ein gewisser Unter- 
schied zwischen der Revision zu Gunsten eines 
Verurteilten und der Revision zum Nachteile eines 
Freigesprochenen; insbesondere ist es für den 
unschuldig Verurteilten vom Standpunkte der 
Rechtsidee prinzipiell nebensächlich ob er zu einer 
strengeren oder milderen Strafe, ob er wegen eines 
Verbrechens oder wegen einer Uebertretung ver- 
urteilt wurde. Wenn er ganz unschuldig ist, 
wird er die vollständige Freisprechung im Wege 
der Revision anstreben und wird die Revision 
nicht etwa deswegen verworfen werden können, 
weil er nur einer Uebertretung schuldig erkannt 
oder nur zu einer Geldstrafe verurteilt wurde. 
Hingegen ist die Revision zu Ungunsten des 
Angeklagten nach dem Grundsatze: minima non 
curat praetor dann auszuschliePen, wenn es sich 
nur um eine Uebertretung oder nur um die Ver- 
urteilung zu einer strengeren Strafe handelt. 

Diesen Grundsatz akzeptieren auch die neueren 
Gesetzgebungen, indem sie in der Regel die 
Revision eines freisprechenden Urteiles zulassen, 
wenn es sich um ein Verbrechen handelt, 
und dieselbe ausschließen, wenn nur gering- 
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f ü g I g e strafbare Handlungen in Betracht 
kommen. 

Die österreichische Strafprozeßordnung 
läßt die Revision zum Nachteile des Angeklagten 
in ziemlich weitem Umfange zu, trotzdem be- 
schränkt sie dieselbe in der Richtung der Revision 
zum Zwecke der Erlangung einer strengeren Be- 
strafung.. 

VI. Wem steht das Recht, die Revision 
eines Strafprozesses zu verlangen zu? 
Ist dieses Recht bzw. der Kreis der 
berechtigten Personen zu beschränken 
oder auszudehnen? 

In dieser Beziehung drängt sich vor allem 
die Frage auf, ob die Revison eines Strafurteiles, 
insbesondere eines kondemnierenden, von amts- 
wegen anzuordnen ist, sobald das Gericht von 
den die Revision begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt oder nur auf Antrag der be- 
teiligten Person. 

Imfranzöschen Rechte muß der Revisions- 
antrag vom Justizminister ausgehen, welcher 
berechtigt ist, den bezüglichen Antrag nicht nur 
über Verlangen des Verurteilten, beziehungsweise 
dessen Verwandten, sondern auch von Amts- 
wegen zu stellen. 

Nach deutschem Rechte kann die Revision 
zu Gunsten eines Verurteilten lediglich auf dessen 
Antrag, beziehungsweise auf Antrag seiner Gattin 
und Verwandten erfolgen. Dieselbe erfolgt somit 
nicht nur nicht von Amtswegen, sondern nicht 
einmal der Staatsanwalt hat das Recht, die 
Revision zu Gunsten des Verurteilten zu begehren. 

Die österreichische Strafprozeßordnung 
gibt dem Staatsanwälte nicht nur das Recht, die 
Revision auch zu Gunsten eines Verurteilten zu 
begehren, sondern sie verpflichtet ihn auch dazu, 
wodurch sie mittelbar den Grundsatz anerkennt, 
daß die Revision von Amtswegen zu erfolgen 
hat, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen zu- 
treffen. Dieser Standpunkt der österreichischen 
Strafprozeßordnung ist vollkommen richtig und 
begründet, denn wenn einerseits der Staatsanwalt 
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verpflichtet ist, von Amtswegen alle Delikte zu 
verfolgen, die zu seiner Kenntnis erlangen und 
die nicht ausschließlich aber Verlangen der be- 
teiligten Partei zu verfolgen sind, (§ 34), wenn 
weiters alle im Strafverfahren mitwirkenden Be- 
hörden mit gleicher Entschiedenheft sowohl die 
Umstände, die zur Ueberführung des Beschul- 
digten als auch jene, die zu seiner Verteidigung 
dienen, zu berücksichtigen, d. h. die Entdeckung 
der materiellen Wahrheit anzustreben haben, so 
ist es nur recht und billig, daß das Amtsorgan, 
welches durch amtswegige Verfolgung des 
Deliktes die Verurteilung des Angeklagten ver- 
anlaßte, ebenfalls von Amtswegen die Aufhebung 
des irrigen Urteiles anzustreben hat, wenn Tat- 
sachen hervorkommen, welche Zweifel an der 
Schuld des Angeklagten rege machen oder direkt 
seine Unschuld beweisen. Der StA. hat somit die 
Revision des Urteiles durchzuführen, um die 
Unschuld des Angeklagten festzustellen, insoferne 
nicht der Verurteilte selbst die Revision anstrebt. 

Das Recht, die Revision zu Gunsten eines 
Verurteilten zu begehren, muß somit dem Staats- 
anwälte zuerkannt und ihm sogar zur Amtspflicht 
gemacht werden, wenn niemand anderer die 
Revision anstrebt. 

Weiters ist dieses Recht dem Verurteilten 
zweifellos nicht nur vor Abbüßung der Strafe 
sondern auch nachher zuzuerkennen. Aber nicht 
nur dies allein. An der Rehabilitierung des un- 
schuldig Verurteilten sind weiters der Gatte, die 
Kinder und alle Deszedenten, die Eltern und, man 
könnte sagen, die ganze Familie, welche den 
Namen des Verurteilten trägt, interessiert. 

Die französische Gesetzgebung, welche bis 
zum Jahre 1867 die Rehabilitierung nach dem 
Tode des Verurteilten nicht kannte, hat dieselbe 
mit der Novelle vom 29. Juni 1867 eingeführt. 

Fast alle Gesetzgebungen gestatten den 
Ehegatten, den Kindern und den Eltern, die 
Revision zu verlangen, ebenso dem Verteidiger 
und dem gesetzlichen Vertreter des Verurteilten. 

Die deutsche Strafprozeßordnung geht noch 
weiter, indem sie das Recht die Rehabilitierung 
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eines Verstorbenen zu verlangen, selbst den 
Geschwistern zuerkennt und die französische 
Novelle vom 8. Juli 1895 gibt dieses Recht den 
Universalsukzessoren. 

Nach der österreichischen Strafprozeß- 
ordnung V. J. 1803 (§ 479) sowie nach den Straf- 
prozeßordnungen V. J. 1850 und 1853 konnte 
jedermann die Revision zu Gunsten eines 
Verurteilten begehren, der von den die Revision 
begründenden Tatsachen Kenntnis hatte und 
dies sowohl vor dem Vollzuge des Urteiles, 
als auch nachher. 

Manche Gesetzgebungen, wie z. B. die 
italienische, russische und ungarische ordnen die 
Bestellung eines Kurators oder Verteidigers von 
Amtswegen an, welcher die Revision nach dem 
Tode des unschuldig VerurteiHen zu verlangen 
hat. Diese Gesetze gingen offenbar von der Vor- 
aussetzung aus, daß die Rehabilitierung eines 
unschuldig Verurteilten, die Aufhebung eines 
irrigen Strafurteiles, die Beseitigung eines m 
Namen der Gerechtigkeit verübten Unrechtes im 
Interesse der Gesamtheit liegt, daß somit jedeir- 
mann, der von diesem Unrechte Kenntnis erlangt, 
berechtigt ist, die Revision des ungerechten Ur- 
teiles zu verlangen. 

Mit Grund ist denn auch der Kreis der zur 
Revision berechtigten Personen wie am weitesten 
auszudehnen. Daß das Recht der Revison den 
Ehegatten des unschuldig Verurteilten, seinen 
Kindern (allen Deszedenten), den Eltern und dem 
gesetzlichen Vertreter zuzuerkennen ist, kann 
keinem Zweifel unterliegen. Diesen Personen 
muß ein selbständiges Recht, die Revision zu 
begehren, eingeräumt werden, unabhängig von 
der Einwilligung des Verurteilten, u. zw. sowohl 
nach dem Tode desselben als auch zu seinen 
Lebzeiten. 

Ein beschränktes Revisionsrecht sollte aber 
auch anderen Personen, u. zw. dem Staatsanwälte, 
dem Verteidiger, den Geschwistern und dem 
Universalerben zuerkannt werden. Dem Staats- 
anwälte, dem Verteidiger und den Geschwistern 
ist zu Lebzeiten des Verurteilten das Revisions- 
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recht nur mit Einwilligung des Verurteilten zu- 
zuerkennen. Es können nämlich Umstände vor- 
liegen, daß sogar der unschuldig Verurteilte 
infolge höherer Interessen lieber sein Schicksal 
tragen Will, als die Revision des Prozesses zu 
begehren, welche beispielsweise die Verurteilung 
einer anderen, ihm teueren Person herbeiführen 
könnte. Dem Universalerben ist dieses Recht zu- 
zuerkennen zum Zwecke der Rehabilitierung der 
Ehre seines Erblassers. 

VII. Die Durchführung der Revision 
und ihre Folgen. 

Das Revisionsverfahren beginnt mit dem An- 
* trage auf Revision des Prozesses beziehungs- 
weise des Strafurteiles und hat die Prüfung der 
Frage zum Zwecke, ob tatsächlich die Voraus- 
setzungen der Revision vorliegen und ob der 
begehrten Revision stattzugeben ist oder nicht. 

Hiebei tauchen zwei besonders wichtige 
Fragen auf, u. zw.: 

1. Welches Gericht hat über die Zulässigkeit 
der Revision zu entscheiden? 

2. Soll die Entscheidung über das Revisions- 
begehren lediglich auf Grund der Akten in nicht 
öffentlicher Sitzung des Gerichtes oder auf Grund 
eines kontradiktorischen mündlichen Verfahrens 
unter Mitwirkung der Parteien erfließen? 

• ad \. Die französische Gesetzgebung hat 
vom ersten Momente an bis zum heutigen Tage 
konsequent die Entscheidung über die Revision 
ausschließlich dem Kassationshofe vorbehalten. 
Nur dieser als höchste Instanz der Handhabung 
der Gerechtigkeit ist zur Entscheidung berufen, 
ob die Angelegenheit der Revision bedarf, nur 
der Kassationshof ist berechtigt, das rechtskräftige 
kondemnierende Urteil aufzuheben und die neuer- 
liche Prüfung der Angelegenheit in I. Instanz 
anzuordnen. 

Die deutschen Strafprozeßordnungen hin- 
gegen haben die Entscheidung über die Revision 
derjenigen Instanz überlassen, welche das zu 
revidierende Urteil gefällt hat. Diese Gesetz- 
gebungen gingen von der Voraussetzung aus, 
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daß das Gericht, welches das frühere Urteil 
gefällt hat, somit die Sache genau kennt, am 
ehesten und am besten zu prüfen in der Lage 
ist, ob die zur Begründung der Revision ange- 
führten Tatsachen die Notwendigkeit der Revision 
tatsächlich begründen oder nicht, ob wirklich 
neue Tatsachen oder früher unbekannte neue 
Beweismittel vorliegen, welche, wenn sie dem 
Gerichte bei Fällung des früheren Urteiles be- 
kannt gewesen wären, die Fällung eines anderen 
Urteiles herbeigeführt hätten. 

Diese scheinbar richtige Argumentierung 
übersieht jedoch einen Umstand, und zw. die 
menschliche Psychologie. Kein Mensch gibt gerne 
oder leicht zu, daß er gefehlt hat und auch das 
Gericht, welches ein kondemnierendes Urteil 
gefällt hat, wird nicht besonders geneigt sein, 
zu erklären; „Wir geben zu, daß wir uns geirrt 
und einen Unschuldigen verurteilt haben." 

Das Gericht, welches das kondemnierende 
Urteil gefällt hat, wird mit einem gewissen Miß- 
trauen die Umstände prüfen, welche dieses Urteil 
umzustürzen und dessen Irrigkeit nachzuweisen 
in der Lage sind ; das Gericht wird in denselben 
eher eine Fälschung suchen oder Momente, welche 
das frühere Urteil unterstützen, nicht aber Motive, 
welche dasselbe abschwächen. 

Es liegt schon in der menschlichen Natur, 
daß wir die Ansicht, an die wir einmal glauben, 
verteidigen und daß wir nicht leicht von der- 
selben abzubringen sind, daß wir nicht gerne 
den begangenen Fehler zugeben, insbesondere 
in dem Falle, wenn dieser Fehler fatale Folgen 
nach sich gezogen hat. 

Auch der Richter ist vor allem Mensch und 
auch auf ihn haben dieselben psychologischen 
Axiome Anwendung; die Verantwortung für ein 
irriges Urteil fällt immer auf das ganze Gericht, 
dessen Mitglieder das irrige Urteil gefällt haben. 

Aus diesen Gründen ist die Entscheidung 
über die Zulässigkeit und die Notwendigkeit der 
Revision nicht dem Gerichte, welches die Sache 
früher entschieden hat, zu übertragen, sondern 
einem anderen Gerichte, und zw. entweder nach 
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dem Beispiele des französischen Rechtes der 
obersten Gerichtsinstanz des Landes, oder 
mindestens der II. Instanz, d. i. dem Berufungs- 
gerichte desjenigen Sprengeis, in dem das zu 
revidierende Urteil gefällt wurde. 

ad 2. Ebenso verlangt es der Grundsatz der 
Mündlichkeit, daß die Anträge auf Revision nicht in 
nichtöffentlicher Sitzung des Gerichtes ohne Mit- 
wirkung der Parteien eriedigt werden, sondern 
daß den Parteien bzw. dem Verteidiger des An- 
geklagten die Möglichkeit der mündlichen Dar- 
stellung der Beweise und seiner Ausführungen 
gegeben werde und daß das über die Revision 
entscheidende Gericht auf Grund der unmittel- 
baren Anhörung der interessierten Teile die An- 
gelegenheit prüfe. 

Das Revisionsverfahren hat somit unbedingt 
mündlich stattzufinden und vor einem anderen 
Gerichte als dem, welches das frühere Urteil 
gefällt hat. 

Die die Revision zulassende Entscheidung hat 
lediglich zur Folge, daß die Sache neueriich 
untersucht und geprüft, sowie neueriich ent- 
schieden wird. Durch die die Revision anordnende 
Entscheidung wird die Angelegenheit in das 
Untersuchungsstadium zurückgeleitet, wodurch 
das früher gefällte Urteil mit allen seinen Folgen 
aufgehoben wird. 

Die wiederaufgenommene Angelegenheit wird 
nach den allgemeinen Grundsätzen des Strafver- 
fahrens geführt; der Ankläger kann somit nach 
Beendigung der Untersuchung neueriich die 
Anklage wegen desselben Verbrechens erheben 
oder die Anklage modifizieren und wegen eines 
anderen Verbrechens anklagen, z. B. wegen Tot- 
schlags statt wegen Mordes; dem Angeklagten 
stehen alle ordentlichen Rechtsmittel zu, also der 
Einspruch gegen die Anklageschrift, u. s. w. 
Schließlich wird eventuell eine neueriiche Haupt- 
verhandlung durchgeführt mit der Wirkung, daß, 
falls der Angeklagte neueriich schuldig erkannt 
wird, die Strafe, welche er auf Grund des früheren 
Urteiles abgebüßt hat, demselben eingerechnet, 
bzw. von der durch das neueriiche Urteil aufer- 
legten Strafe in Abzug gebracht wird. 
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VlII. In welchem Verhältnisse steht die 
neue Verhandlung zur früheren, be- 
ziehungsweise das neu zu fällende 
Urteil zum früheren? 

Es handelt sich darum, was Gegenstand der 
neuen, infolge der Revision angeordneten Ver- 
handlung ist, ob nämlich bei der neuen Ver- 
handlung bloß die Frage der Bestätigung oder Auf- 
hebung des früheren Urteiles zu entscheiden ist, 
oder ob die ganze Angelegenheit von neuem zu 
prüfen und zu entscheiden ist? 

Die neue, infolge der Revision angeordnete 
Hauptverhandlung ist weder als Fortsetzung der 
früheren Verhandlung zu betrachten (welche durch 
das zu revidierende Urteil beendigt wurde) noch 
als Berufungsverhandlung zu behandeln, welche 
das in I. Instanz vorgeführte Material neuerlich 
zu prüfen und zu entscheiden hat, ob das Urteil 
I. Instanz aufzuheben oder zu bestätigen ist. 

Die infolge der Revision angeordnete Ver- 
handlung ist vielmehr ganz neu und selbständig, 
von den Ergebnissen der früheren Verhandlungen 
unabhängig. Im Momente der Anordnung der neuen 
Verhandlung besteht das früher gefällte Urteil 
gar nicht mehr, weil dasselbe infolge rechtskräftig 
zugelassener Revision aufgehoben wurde. Es kann 
somit nicht von der Bestätigung oder Abänderung 
dieses Urteiles gesprochen werden, es wird viel- 
mehr eine vollständig neue Verhandlung durch- 
geführt, dem neuen Gerichtshofe (an dem keiner 
der früheren Richter teilnehmen darf) das ganze 
frühere und neue durch die Revision gesammelte 
Prozeßmaterial vorgeführt, damit das neue Urteil 
unabhängig vom früheren und ohne jede Vor- 
eingenommenheit gefällt werde. Bei der neuerlichen 
Verhandlung können nachstehende Situationen sich 
ergeben : 

I. Die Revision wurde zu Gunsten des früher 
Verurteilten zugelassen. Die im Wege der Revision 
angeführten neuen Tatsachen und Beweismittel 
stellen die Sache zu Gunsten des Angeklagten 
dar (der von ihm intendierte Beweis, beispiels- 
weise der Alibibeweis gelingt, oder es gelingt 
der Beweis, daß die Zeugen, welche früher zu 
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seinem Nachteile ausgesagt haben, sich geirrt 
haben.) Es wird somit ein freisprechendes Urteil 
gefällt, die Revision war von Erfolg. 

2. Di3 Revision wurde ebenfalls zu Gunsten 
des Verurteilten zugelassen. Die neuen Beweise 
gelingen jedoch nicht. Sie haben zwar zur Zu- 
lassung der Revision genügt, weil sie die Grund- 
lagen des früheren kondemnierenden Urteiles er- 
schüttert haben, diese Beweise haben sich jedoch 
in der weiteren nach Zulassung der Revision 
durchgeführten Untersuchung als unsicher oder 
irrig erwiesen. Es wird neuerlich ein kondem- 
nierendes Urteil gefällt. 

Ein solches Urteil ist nach zwei Richtungen 
beschränkt, u. zw. kann dem Verurteilten nicht 
eine strengere Strafe auferlegt werden, als im 
früheren Urteile, nach dem allgemeinen Grund- 
satze, welcher die reformatio in pejus in den 
Fällen verbietet, in welchem das Rechtmittel gegen 
das Urteil nur durch den Angeklagten einge- 
bracht wurde. 

Ueberdies ist die Strafe beziehungsweise der- 
jenige Teil derselben, den der Angeklagte auf 
Grund des früheren Urteiles bereits abgebüßt 
hat, in die Strafe, welche im neuen Urteile be- 
messen wurde, einzurechnen. 

3. Die Revision wurde zu Gunsten des Ver- 
urteilten zugelassen. Die neuen durch die Revision 
angeführten Beweise mißlingen aus den sab 2. 
angeführten Gründen, z. B. die infolge des Re- 
visionsantrages vernommenen Zeugen bestätigen 
bei der Verhandlung nicht dasjenige, was sie 
vorher im Zuge des Revisionsverfahrens ange- 
geben haben; trotzdem kann ein freisprechendes 
Urteil erfolgen, weil die gegenwärtigen Richter, 
welche durch das frühere Urteil nicht gebunden 
sind, der Meinung sein können, daß kein ge- 
nügender Schuldbeweis vorlag und auch nicht 
vorliegt, sie daher die zur Fällung eines kondem- 
nierenden Urteiles erforderliche Ueberzeugung nicht 
gewonnen haben, den Angeklagten somit frei- 
sprechen. Die Revision hatte also ein für den 
Verurteihen günstiges Resultat, ebenso wie im 
ersten Falle. 
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4. Die Revision wurde zum Nachteile eines 
Freigesprochenen zugelassen. Die durch den An- 
kläger neu angeführten Beweise sprechen zu 
Ungunsten des Angeklagten. An Stelle des früheren 
Freispruches erfolgt die Verurteilung. 

Selbstverständlich stehen dem Verurteilten 
gegen dieses Urteil sämtliche ordentliche und 
außerordentliche Rechtsmittel, somit, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen, auch die Revision zu. 
Wenn die Revision zwecks Anwendung eines 
höheren Strafsatzes zugelassen wurde, muß selbst- 
verständlich die früher auferlegte Strafe in die 
mit gegenwärtigem Urteile verhängte eingerechnet 
w^den. 

5. Die Revision wurde zum Nachteile des 
Angeklagten zugelassen. Die durch den Ankläger 
neu angeführten Beweise gelingen nicht oder 
werden durch die vom Angekla^en angeführten 
Beweise abgeschwächt. Es wird neuerlich ein 
freisprechendes Urteil gefällt. 

6. Es kann schließlich der Fall eintreten, daß 
die Revision zum Nachteile des Angeklagten zu- 
gelassen wurde, sei es zum Zwecke der Ver- 
urteilung eines Freigesprochen, sei es zum Zwecke 
der Verurteilung wegen eines schwereren Deliktes 
(z. B. im Rahmen des § 356 der österr. StPO.), 
und daß trotz der neuen durch den Ankläger 
angeführten Beweismittel die vollständige Frei- 
sprechung erfolgt. 

Das bei der neuen Verhandlung gefällte Urteil 
ist somit in jedem Falle selbständig und un- 
abhängig sowohl vom früheren Urteile, als auch 
von dem Umstände, ob die durch die Revision 
neu angeführten Tatsachen schließlich durchge- 
drungen oder mißlungen sind. 

Am häufigsten wird jedoch, wie dies die 
Praxis lehrt, die Zulassung und Anordnung der 
Revision auf Grund neuer Tatsachen oder Beweis- 
mittel den Erfolg haben, daß es zu einer neuer- 
lichen Hauptverhandlung gar nicht kommt, sondern 
die Angelegenheit ohne Verhandlung eingestellt 
wird, u. zw. entweder auf Grund der Erklärung 
des Staatsanwaltes, daß er infolge der Ergebnisse 
der Wiederaufnahme von der weiteren Verfolgung 

3* 
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zurücktritt, oder auf Grund eines Gerichts- 
beschlusses, insoferne dem Gerichte in diesem 
Stadium des Strafverfahrens das Recht der Ein- 
stellung der Untersuchung zusteht. 

Die Einstellung des weiteren Verfahrens hat 
in diesen Fällen für den Angeklagten die Be- 
deutung und (Jie Wirkung eines freisprechenden 
Urteiles. Die Emstellung des weiteren Verfahrens 
muß weiters in dem Falle erfolgen, wenn die 
Revision nach dem Tode des Verurteilten zuge- 
lassen wurde, weil gegen einen Verstorbenen 
selbstverständlich eine neue Hauptverhandlung 
nicht durchgeführt werden kann. Die Zulassung 
der Revision eines kondemnierenden Urteiles nach 
dem Tode des Verurteilten hat somit immer ilie 
Wirkung eines freisprechenden Urteiles. 

Dasselbe tritt in dem Falle ein, wenn der 
Angeklagte zwar nach Zulassung der Revision, 
jedoch vor der neuerlichen Hauptverhandlung, 
d. i. im Zuge des wiederaufgenommenen Ver- 
fahrens, vor dessen Beendigung durch ein formelles 
Urteil mit Tod abgeht. 

Mit der Freisprechung eines Verurteilten 
infolge Revision verbinden die Gesetzgebungen 
noch zwei Rechtsfolgen, u. zw.: 

1. Die Publizierung des freisprechenden Urteiles; 

2. Die Entschädigung des unschuldig Ver- 
urteilten für die abgebüßte Strafe. 

ad 1. Den Grundsatz der Publizierung des 
freisprechenden Urteiles hat im weitesten Umfange 
die französischen Novelle vom S.Juni 1895 durch- 
geführt, indem sie die Publizierung des frei- 
sprechenden Urteiles von Amtswegen anordnet: 

a) im Orte, in welchem das frühere kondem- 
nierende Urteil gefällt wurde; 

b) am Sitze der Revisionsinstanz; 

c) in der Gemeinde, in welcher das Verbrechen 
oder das Vergehen begangen wurde; 

dj im Wohnorte derjenigen Personen, welche 
das Revisionsbegehren gestellt haben; 

ej am letzten Wohnorte des Opfers des Irrtums, 
wenn der Verurteilte verstorben ist; 

f) in der Amtszeitung; 
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g) in fünf Tagesblättern nach Auswahl derjenigen 
Person, welche die Revision verlangt hat, 
insofeme dieselbe dies verlangt. 

Die Kosten der Publizierung trägt der Staats- 
schatz. Die Publizierung des freisprechenden 
Urteiles ordnen, wie wir später sehen werden, 
auch andere neuere Strafprozeßordnungen an, 
jedoch in nicht so weitem Umfange, wie die 
gedachte französische Novelle. 

ad 2. Die Frage der Entschädigung unschuldig 
Verurteilter wird seit dem 18. Jahrhundert er- 
örtert. Schon im 18. Jahrhundert wurden in 
Frankreich Preise auf das Thema der Entschädigung 
unschuldig Verurteilter ausgeschrieben*) und zwei 
Abhandlungen über dieses Thema wurden auch 
preisgekrönt, und zwar die Abhandlung des 
Philippon de la Madelaine : ,,Discours sur les 
moyens dHndeminiser Vinnocence'' und Brissot de 
Varville ,yle sang innocent venge.*' 

Beide Autoren sprechen sich für die Ent- 
schädigung der Opfer der Justiz aus. Es hat 
jedoch lange gedauert, bis nach harten Kämpfen 
der Grundsatz der Entschädigung unschuldig 
Verurteilter in der Gesetzgebung ihre Sanktion 
erlangte. Zwar finden wir schon im 18. Jahr- 
hundert zum erstenmal in der Gesetzgebung den 
direkt ausgesprochenen Grundsatz von der Pflicht 
der Entschädigung unschuldig Verurteilter und 
Verhafteter. Diese Verpflichtung wurde in der 
Kriminalprozeßordnung Leopolds von Toskana 
unter dem Einflüsse des berühmten Buches von 
Beccaria („über Verbrechen und Strafen") an- 
erkannt, welche im Jahre 1786 für das Herzogtum 
Toskana herausgegeben wurde (Artikel 46), fand 
jedoch keine Aufnahme in den anderen Gesetz- 
gebungen. 

Erst im 19. Jahrhundert haben einige Gesetz- 
gebungen der Schweizer Kantone diese Pflicht 
normiert, so das Gesetz des Kantons Bern vom 



•) Das Thema lautete: „Wenn die Gesellschaft eines 
ihrer Mitglieder durch den Staatsanwalt anklagt und mit 
dieser Anklage sachfällig wird — welche Mittel können 
dann dem Bürger diejenige Genugtuung verschaffen, welche 
ihm nach dem Naturgesetze gebührt") 
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chatel, des Kantons Vaud u. s. w. 

Das Beispiel der Schweiz befolgten sodann: 
Portugal im Gesetze vom 14. Juni 1884 und in 
dem heute geltenden Gesetze vom 3. April 1896, 
Schweden im Gesetze vom 12. März 1886, 
Norwegen in der neuen Strafprozeßordnung vom 
I.Juli 1887, Dänemark im Gesetze vom 5. April 1888. 

Schließlich hat den Grundsatz der Ent- 
schädigung unschuldig Verurteilter auch die öster- 
reichische Gesetzgebung in der Novelle vom 
16. März 1892, Nr. 64 RGBl., anerkannt und 
normiert, ebenso das belgische Gesetz vom 
18. Juni 1894, das französische Gesetz vom 
8. Juni 1895, das deutsche Reichsgesetz vom 
20. Mai 1898 und die ungarische StPO. vom 
4. Dezember 1896 (mit Geltung vom 1. Jänner 1900). 

IX. Soll das Recht, die Revision zu ver- 
langen, durch eine Präklusivfrist be- 
schränkt werden? Soll die Revision 
in der Weise eingeschränkt werden, 
daß ein ungunstiges Resultat der 
Revision jede weitere Revision aus- 
schließt? Soll die Revision nur auf 
schwere Delikte eingeschränkt werden? 

Manche Gesetzgebungen schränken die Revision 
auf verschiedene Weise ein. Die französische 
Novelle vom 8. Juni 1895 bestimmt, daß das 
Revisionsbegehren innerhalb eines Jahres vom 
Tage, an welchem die berechtigte Person, die 
die Revision begründende Tatsache erfahren hat, 
an das Justizministerium eingebracht werden muß. 

Die belgische StPO. vom 18. Juni 1894 bestimmt, 
daß, wenn das Revisionsbegehren sich auf ein 
Urteil stützt, mit welchem ein Zeuge wegen 
falscher zum Nachteile des Verurteilten abgelegter 
Aussage verurteilt wurde, das Revisionsbegehren 
in der Präklusivfrist von fünf Jahren seit dem 
Tage des rechtskräftigen Urteiles eingebracht 
werden muß. 

Die Befristung der Revision wurde damit be- 
gründet, daß die Autorität der entschiedenen 
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Rechtssache es erheischt, daß die Rechtskraft 
eines Urteiles nicht allzulange in suspenso bleibt.^) 
Die obgedachten Beschränkungen entsprechen 
jedoch nicht diesem Zwecke und sind überdies 
ungerecht und unpraktisch ; sie können manchmal 
einer allgemein für nötig befundenen Revision 
im Wege stehen. Sie kurzen nicht einmal den 
Zeitpunkt der Suspension der res jadicata ab, 
denn, da die Präklusivfrist vom Tage der Kenntnis- 
nahme von der die Revision begründenden Tat- 
sache bzw. vom Tage des einen Zeugen wegen 
falscher Aussage verurteilenden Urteiles zählt, 
diese Tatsachen aber in unbeschränkter Zeit nach 
Fällung des verurteilenden zu revidierenden 
Urteiles eintreten können, kann die Rechtskraft 
dieses Urteiles auch so für unbeschränkte Zeit 
gehemmt werden. 

Ueberdies ist die einjährige Frist des fran- 
•zösischen Rechtes zu kurz, weil verschiedene 
Umstände eintreten können, welche dem Ver- 
urteilten nicht gestatten, die Revision innerhalb 
eines Jahres vom Tage der Kenntnisnahme von 
der die Revision begründenden Tatsache zu be- 
gehren. 

Ueberdies ist die Bestimmung einer Präklusiv- 
frist für die Revision überflüssig, weil solche 
Fälle, in denen der Verurteilte trotz Kenntnis der 
die Revision begründenden Tatsachen absichtlich 
mit dem Revisionsbegehren zögern und seine 
Rehabilitierung verschleppen würde, derart unglaub- 
würdig und selten sind, daß für diese Fälle die 
Bestimmung einer Präklusivfrist wahrlich nicht 
nötig ist. 

Schließlich geht es nicht an, das Hervor- 
kommen der materiellen Wahrheit zu hindern 
und einem unschuldig Verurteilten den Nachweis 
seiner Unschuld durch die formelle Einwendung 
der Verspätung unmöglich zu machen. 

Die Wahrheit kann nie verspätet kommen. 
Die Richtigstellung eines gerichtlichen Irrtums, 
der Widerruf eines ungerechten Urteiles, die Gut- 
machung eines im Namen der Gerechtigkeit zuge- 
fügten Unrechtes kann nie zu spät erfolgen und 

♦) Siehe Revae pinitentiaire 1905, S. 964. 
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darf nie an eine Frist gebunden sein. Alle Be- 
schränkungen sind hier nicht am Platze. 

Weitere Beschränkungen der Revision ent- 
halten manche Gesetzgebungen (z. B. das portu- 
giesische Gesetz vom 3. April 1896) in der 
Richtung, daß, wenn die Revision, welche zu 
Gunsten des Verurteilten zugelassen wurde, un- 
günstig ausfällt, ebenso wenn bei der neuerlichen 
infolge der Revision zu Gunsten des Verurteilten 
angeordneten Verhandlung neuerlich ein kondem- 
nierendes Urteil gefällt wird, alle weitere Revisions- 
anträge des Verurteilten als unzulässig zu ver- 
werfen sind. Auch diese Beschränkung, welche 
den Schein der Berechtigung für sich hat, kann 
aus den obangeführten Gründen nicht akzeptiert 
werden. 

Der Unschuldige wird nicht ruhen, bis es 
ihm gelingt, seine Unschuld zu erweisen, wenn 
ihm dies auch zum erstenmale nicht gelingt, falls 
inzwischen neue Beweise seiner Unschuld hervor- 
kommen, welche früher nicht vollständig waren. 

Wenn wir für jede neue Revision dieselben 
allgemeinen Revisionsbedingungen verlangen 
werden, d. i. nova vel falsa, so ist kein Mißbrauch 
zu befürchten und ist die Ausschließung jeder 
weiteren Revision für den Fall, wenn nach dem 
ungünstigen Ergebnisse der Revision, d. h. nach 
der neuerlichen Verurteilung neue, die Unschuld 
des Verurteilten zweifellos begründende Tatsachen 
hervorkommen, unbegründet. 

Es ist wahr, daß in solchen Fällen ein und 
dieselbe Sache durch das Gericht dreimal oder 
öfters geprüft werden würde, aber dasselbe kann 
infolge der Kassation des Urteiles der Fall sein, 
da infolge dieser ebenfalls die Verhandlung 
zweimal oder dreimal stattfinden kann. 

Ueberdies kann dort, wo die Revision auch 
zu Ungunsten des Angeklagten zulässig ist, auch 
der Fall eintreten, daß nach der Revision zu 
Gunsten des Angeklagten, welche mit einem 
freisprechenden Urteile geendet hat, wieder die 
Revision zu seinem Nachteile erfolgt (z. B. wenn 
der Staatsanwalt nachweist, daß einer der Richter, 
welche das freisprechende Urteil bei der zweiten 
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Verhandlung gefällt haben, bestochen wurde), es 
kann somit auch nach dieser Richtung hin die 
Revision durch nichts anderes eingeschränkt 
werden, als durch das Verlangen, daß die allge- 
meinen Bestimmungen der Zulässigkeit der 
Revision vorliegen. 

Schließlich ist zu bemerken, daß auch solche 
Beschränkungen der Revision bestehen, daß die 
Revision lediglich im Falle der Verurteilung wegen 
Verbrechens zulässig ist (wie dies das französische 
Recht bis zur Novelle vom Jahre 1867 bestimmt 
hat) oder daß dasselbe bei Uebertretungen (contra- 
ventions) oder im Falle der Verurteilung zu einer 
Geldstrafe ausgeschlossen ist u. s. w. 

Alle diese Einschränkungen entbehren jeder 
rechtlichen Grundlage. Die ungerechte Verurteilung 
kränkt ebenso in dem Falle, wenn es sich um 
ein Verbrechen handelt, als auch wenn nur eine 
leichtere strafbare Handlung im Spiele ist. Für 
Manchen ist die Verurteilung wegen Verbrechens 
nicht so empfindlich, als für einen Anderen eine 
ungerechte Verurteilung wegen einer Uebertretung, 
welche ebenfalls empfindliche Folgen nach sich 
ziehen kann, wenn auch nicht auf dem Gebiete 
des Rechtes, so doch in der sozialen Position, 
in den Ehrenämtern u. s. w. 

Mit Recht bemerkt also Fazy (La revislon, 
S. 67): 

„La rivision ne doit pas avoir Heu parce que le con- 
damne innocent a intiret ä Vohtenir^ mais parce quHl a droit; 
or an droit doit toujours etre garanti par le seid fait de son 
existence Sans que son ätendue puisse entrer en ligne de compte, 
La condamnation injuste ouvrant le droit du condamni ä 
la revision, il suit de la, que ce droit doit pouvoir etre exerci 
toutes le fois quHl y a erreur constatee^^. 

Da in Uebertretungsfällen weniger Garantien 
eines gerechten Urteiles vorhanden sind, als bei 
Verbrechen, da die Behandlung dieser , .Ange- 
legenheiten oft eine sehr oberflächliche iist, so 
ist auch ein Irrtum in diesen Fällen viel leichter 
möglich ; das Rechtsmittel der Revision ist somit 
bei Uebertretungen ebenso notwendig, als bei*; 
Verbrechen, wenn nicht notwendiger. 
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Wir glauben daher, daß alle Einschränkungen 
der Revision sowohl bezüglich der Frist, als 
auch bezüglich der schwereren Delikte unbe- 
gründet und direkt schädlich sind. 

X. Zu den allgemeinen Fragen gehört 
schließlich dieFrage, ob dieRevision 
von Urteilen, welche von ausländischen 
Gerichten gefällt wurden, vor den in- 
ländischen Gerichten zulässig ist. 

Schwarze, welcher in der Abhandlung „die 
Wiederaufnahme im Inlande gegen ein im Aus- 
lande gesprochenes und vollzogenes Strafer- 
krenntnis" (Gerichtssaal 1860 S. 177 uf.) als erster 
diese Frage geprüft und erörtert hat, gelangt zu 
einer bejahenden Antwort, indem er auf folgende 
Weise deduziert: „Die Entscheidung, welche gegen 
einen Inländer im Auslande gefällt wurde, unter- 
liegt den allgemeinen Vorschriften über die 
Wiederaufnahme. Es läßt sich nämlich nicht 
leugnen, daß vom Momente, als die Jurisdiktion 
des fremden Staates zu Ende gegangen ist, 
lediglich das inländische Gericht die Angelegenheit 
prüfen und entscheiden kann. Die Kompetenz 
des ausländischen Staates hört mit dem Momente 
der Rückkehr des Inländers in sein Land auf, 
weil die Strafgewalt dieses Staates auf dem 
Prinzipe der Territorialität basiert und dieser 
Grundsatz vom Momente der Rückkehr des 
Inländers in sein Land keine Anwendung mehr 
findet. 

Es kann aber nicht behauptet werden, daß 
ein Urteil, welches gegen einen Inländer im Aus- 
lande gefällt und vollzogen wurde, deswegen 
nicht Gegenstand der Revision sein könnte, weil 
es eben im Auslande gefällt und vollzogen wurde." 

Diese Deduktion Schwarzes ist jedoch, wie 
dies K r i e s (in seiner Monographie über die 
Rechtsmittel, S. 413) nachgewiesen hat, irrig, weil 
nach dem internationalen Strafrechte kein Staat 
fremde Strafurteile vollzieht und überdies die 
durch die Gerichte eines Staates gefällten Urteile 
in anderen Staaten keine Rechtswirkung haben 
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(weder bezüglich des mit der strafgerichtlichen 
Verurteilung verbundenen Veriustes von Rechten 
und Privilegien, noch bezüglich der privatrecht- 
lichen Ansprüche). Es ist somit weder die Not- 
wendigkeit vorhanden, strafgerichtliche Urteile, 
welche von den Gerichten eines Staates gefällt 
wurden, vor den Gerichten eines anderen Staates 
anzufechten, noch ist es überhaupt zulässig, daß 
gegen strafgerichtliche Urteile eines Staates Rechts- 
mittel vor den Gerichten eines anderen Staates 
ergriffen werden und daß diese Gerichte im 
Instanzenzuge die strafrechtlichen Urteile fremder 
Gerichte prüfen. 

Möglich ist nur folgender Weg : Da der Staat, 
welchem der Verurteilte vermöge der Staatsange- 
hörigkeit angehört, fremde strafgerichtliche Urteile 
nicht anerkennt, so wird derselbe gegen den 
eigenen Untertan infolge des im Auslande be- 
gangenen Verbrechens eine neueriiche Unter- 
suchung im Inlande ohne Rücksicht auf das 
Urteil des fremden Gerichtes einleiten, wenn auch 
das letzere schon vollzogen, d. h. die Strafe bereits 
abgebüßt wäre. In dieser Untersuchung, welche 
neueriich vor dem inländischen Gerichte geführt 
wird, kann der im Auslande Verurteilte neue 
Tatsachen und Beweise anführen, welche zu 
seiner Entlastung dienen und auf diesem Wege 
mittelbar die Revision des im Auslande gefällten 
Urteiles eriangen. 

Es ist nämlich nicht ausgeschlossen, daß das 
inländische Gericht in Berücksichtigung der 
durch den Verurteilten angeführten neuen Tat- 
sachen und Beweismittel ein vom ausländischen 
verschiedenes Urteil fällen wird, d. h. an Stelle 
des verurteilenden ein freisprechendes oder ein 
Urteil, welches die strafbare Handlung unter eine 
leichtere Strafnorm subsumiert, als dies im Aus- 
lande der Fall war. 

In solchen Fällen wird somit mittelbar die 
Revision des durch das ausländische Gericht 
gefällten Strafurteiles erfolgen, jedoch nicht im 
Wege des Rechtsmittels der Revision, 
sondern infolge der Einleitung einer voll- 
ständig neuen Untersuchung im Sinne 
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der allgemeinen Orundsätze des Internationalen 
Strafrechtes. 

Außer diesem Falle kann der Ausländer die 
Revision des gegen ihn gefällten Strafurteiles nur 
vor dem Gerichte desjenigen Staates begehren, 
in welchem das Urteil gefällt wurde und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob dasselbe bereits voll- 
zogen wurde, oder nicht. 

Zweiter Teil : 

Historisch-vergleichender U eberblick 

des Rechtsmittels der Revision im 

Strafprozesse. 

Das römische Recht huldigte dem Grundsätze 
j/es judicata pro veritate habetur*' und ließ von 
diesem Grundsatze ausgehend die Anfechtung 
rechtskräftiger Gerichtsurteile im Rechtswege 
nicht zu. 

Gegen die Freisprechung war überhaupt die 
Restitution unzulässig, es sei denn im Falle der 
nachgewiesenen Bestechung des Anklägers {prae- 
varicatio) oder wenn der Privatankläger absichtlich 
zu Gunsten des Beschuldigten die Anklage 
fallen ließ. 

Der Verurteilte konnte die Restitution lediglich 
per principem ex capite gratiae erlangen. 

Ob die Berufung an den Herrscher ein Recht 
des unschuldig Verurteilten d. i. ein Rechtsmittel 
bildete, dessen Anwendung er fordern durfte 
oder lediglich als Bitte um einen Gnadenakt auf- 
zufassen war, ist strittig.*) 

Das kanonische Recht kennt das Rechtsmittel 
der Revision nicht. Gegen ein freisprechendes 
Urteil ist das Rechtsmittel der Revision durchaus 
unzulässig; nur zu Gunsten des unschuldig 
Verurteilten wird die Zulässigkeit der Revision 
bezüglich einzelner Fälle anerkannt. 

Den Standpunkt des römischen Rechtes ver- 
treten auch die italienischen Glossatoren und 
Kriminalisten des sechzehnten Jahrhunderts (Julius 

*) s. R e m e i s : Die Wiederaufnahme S. 20, welcher 
darin ein gesetzhches Recht des Verurteilten erblickt die 
Revision vom Herrscher zu verlangen. Aehnlich verhält es 
sich heute in Schweden. 
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Clarus, Prosper Farinacius, Jacobus Durantius), 
sie lassen jedoch ausnahmsweise die Revision 
auch zum Nachteile eines wegen Mangels an 
Beweisen Freigesprochenen zu. 

Es wurde nämlich ein Unterschied zwischen 
dem endgiltigen Freispruche und der sogenannten 
Freisprechung ab instantia d. i. wegen Mangels 
an Beweisen gemacht. 

Dem endgiltig Freigesprochenen gestehen sie 
gegen die neuerliche Anklage die exceptio rei 
judicatae vermöge des Grundsatzes yynon bis 
in idem'' zu. 

Dem unschuldig Verurteilten konnte nur der 
Herrscher die Restitution bewilligen. Der Richter 
mußte sich an den Herrscher wenden, wenn er 
der Ansicht war, daß das unschuldig verurteilende 
Urteil aufzuheben ist. 

Die Carolina erwähnt die Anfechtung von 
Strafurteilen überhaupt nicht*) 

Der Inquisitionsprozeß hat die Zulässigkeit 
des Rechtsmittels der Revision nicht anerkannt. 

Freisprechende Urteile wurden sofort rechts- 
kräftig. Der Inquisitionsprozeß kannte nämlich 
kein Organ, welches das Recht hätte, ein frei- 
sprechendes Urteil anzufechten und dessen Re- 
vision zum Nachteile des Angeklagten zu ver- 
langen. 

Der Verurteilte durfte Beweise der Unschuld 
auch nach Rechtskraft des Urteiles vorbringen, 
jedoch wurde die Revision oder — wie sie ge- 
nannt wurde — Restitution, ebenso wie die 
Begnadigung als ausschließliches Recht des 
Monarchen betrachtet 

Carpzov läßt eine neuerliche Untersuchung 
sowohl zu Gunsten des Verurteilten, als auch 
zum Nachteile eines Freigesprochenen zu, jedoch 
im letzteren Falle nur dann, wenn ganz neue, 
von den früheren verschiedene Beweise hervor- 
kommen, welche an und für sich den Angeklagten 
zu überführen geeignet sind. Die früheren Beweise 
sind nämlich mit Rechtskraft des freisprechenden 
Urteiles erloschen. 



*) s. Glaser: Handbuch des Strafprozesses I. S. 91. 
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Im 18. und in der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts hat sich jedoch die Revision allmählich 
durch die Macht der Tatsachen Anerkennung in 
der Praxis erkämpft. 

Sie wird nämlich teils unter dem Namen der 
Wiederaufnahme, teils unter dem Namen der 
Restitution von den deutschen Strafprozeß- 
ordnungen eingeführt u. zw. meistens bloß zu 
Gunsten des Verurteilten, wenn derselbe seine 
Unschuld nachzuweisen in der Lage ist, von 
manchen Gesetzgebungen aber auch zum Nach- 
teile eines Freigesprochenen, insbesondere eines 
lediglich ab instantia Freigesprochenen, wenn 
Beweise seiner Schuld ans Licht kommen. 

In diesem Falle wird nämlich die neue Unter- 
suchung lediglich als Fortsetzung der früheren 
betrachtet, welche jederzeit zulässig ist. 

Das Jahr 1848 hat wie bekannt auch auf 
dem Gebiete des Strafprozesses eine Revolution 
hervorgerufen und für weitgehendere Reformen 
und Garantien eines gerechten Urteiles Raum 
geschaffen. Zu diesen Reformen gehört auch die 
Reform des Rechtsmittels der Revision. 

Die deutschen Strafprozeßordnungen 
nach der Revolution des Jahres 1848. 

Die deutschen Strafprozeßordnungen nach 
dem Jahre 1848 beruhen zwar auf dem Grund- 
satze der Autorität der entschiedenen Rechtssache 
und der Rechtskraft sowohl der verurteilenden 
als auch der freisprechenden Urteile; sie lassen 
jedoch die Revision als außerordentliches Rechts- 
mittel zu, indem sie dieselbe als Rechts- 
mittel und nicht als Gnadenakt betrachten. 

Die einzelnen Gesetzgebungen nehmen auch 
von dem kasuistischen Systeme des französischen 
Rechtes Umgang, welches die Fälle derZulässigkeit 
der Revision taxativ aufzählt, und akzeptieren 
den allgemeinen Grundsatz der Zulässigkeit der 
Wiederaufnahme auf Grund neuer Tatsachen 
oder neuer Beweismittel. 

Abweichend vom französischen Rechte lassen 
die deutschen Prozeßordnungen auch die Wieder- 
aufnahme zum Nachteile eines Freigesprochenen zu. 
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Die Prozeßordnungen der deutschen Staaten 
vor Einführung der allgemeinen deutschen Straf- 
prozeßordnungen können in nachstehende Gruppen 
eingeteilt werden: 

I. Die auf französischem Rechte basierenden 
Prozeßordnungen (die bayerische, württem- 
bergische, hessische und nassauische); dieselben 
beschränkten die Revision zu Gunsten eines 
Verurteilten auf die Fälle des französischen 
Rechtes und lassen dieselbe zum Nachteile eines 
Freigesprochenen nicht zu. 

II. Die Strafprozeßordnungen, welche die Revi- 
sionsfälle des französischen Rechtes zu Gunsten 
des Angeklagten erweitern, u. zw. der Zulässigkeit 
der Revision ob falsa breiteren Raum geben, 
dieselbe jedoch auch zum Nachteile eines Frei- 
gesprochenen zulassen (die badische und hanno- 
verische). 

III. Die Prozeßordnungen, welche den allge- 
meinen Grundsatz der Zulässigkeit der Revision 
auf Grund neuer Beweise aufstellen {revisio ex 
capite novorum — Thüringen, Kur-Hessen, Braun- 
schweig, Sachsen, Oesterreich). 

IV. Die badischeProzeßordnung vom Jahre 1845 
läßt die Wiederaufnahme gegen den Freige- 
sprochenen im Falle des Geständnisses desselben 
nach gefälltem Urteile zu, ebenso die badische 
Prozeßordnung vom Jahre 1851 und andere. 

Die europäischen Gesetzgebungen 
der Gegenwart. 

Die heute geltenden europäischen Gesetz- 
gebungen können in Bezug auf das Rechtsmittel 
der Revision im Strafprozesse in drei Gruppen 
eingeteilt werden: 

I. Zur ersten Gruppe gehören diejenigen 
Gesetzgebungen, welche das Rechtsmittel der 
Revision gar nicht kennen. 

Hieher gehören: Das englische, schwedische 
und dänische Gesetz, sowie die Gesetzgebungen 
mancher schweizerischen Kantone. 

Der Mangel des Rechtsmittels der Revision 
im englischen Rechte läßt sich durch die ganze 
Konstruktion des englischen Strafprozesses und 
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durch die vielfachen Garantien erklären, welche 
das englische Recht zu Gunsten des Angeklagten 
statuiert. Im englischen Rechte hat nämlich der 
Verurteilte zwei Rechtsmittel gegen das kondem- 
nierende Urteil, d. i. die Nichtigkeitsbeschwerde 
{writ of error) und das Recht eine neuerliche 
Verhandlung zu verlangen, (motion for a new 
trial*) 

Diese Rechtsmittel in Verbindung mit den 
außerordentlichen Befugnissen des die Verhandlung 
leitenden Richters vermögen das Rechtsmittel der 
Revision zu ersetzen. 

Im dänischen und schwedischen Rechte 
existieren keine Bestimmungen über die Wieder- 
aufnahme des Strafverfahrens. In der Praxis kann 
die Wiederaufnahme zu Gunsten des Ver- 
urteilten nur auf Grund spezieller königlicher 
Resolution bewilligt und durchgeführt werden. 

Der derzeit dem dänischen Reichstage vor- 
gelegte Entwurf einer neuen Strafprozeßordnung 
enthält im Kapitel 91 § 1023—1024 Bestimmungen, 
welche dem norwegischen Gesetze nachgebildet 
sind und in den Hauptfragen mit diesem über- 
einstimmen, gehört also zur germanischen Gruppe. 

Beide Gesetzgebungen, sowohl die dänische, als 
auch die schwedische anerkennen die Pflicht der 
Entschädigung unschuldig Verurteilter: Schweden 
mit dem Gesetze vom 12. März 1886, Dänemark 
mit dem Gesetze vom 5. April 1888. Die Ent- 
schädigung aus dem Staatsschatze gebührt nach 
diesen Gesetzen lediglich für den durch den 
Strafvollzug verursachten Schaden, wenn 
der Strafvollzug nachträglich als ungerechtfertigt 
erscheint. 

II. Zur zweiten Gruppe der Gesetzgebungen 
gehören das französische Gesetz und die auf 
demselben basierenden Gesetzgebungen, ebenso 
die Gesetze der romanischen Länder, Rußlands 
und eines Teiles der schweizerischen Kantone. 

III. Zur dritten Gruppe gehören die ger- 
manischen Gesetzgebungen, d. i. die allgemeine 
deutsche Strafprozeßordnung, die österreichische 
Strafprozeßordnung, die norwegische Prozeß- 

•) wV/^ Glaser: Handbuch I S. 142. 
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Ordnung und die Prozeßordnungen der deutsch- 
schweizerischen Kantone. 

Das französische Recht. 

I. Die königh'che Verordnung {ordonnance) 
vom Jahre 1670, welche die Kriminalprozeß- 
ordnung enthält, führt das Rechtsmittel y,lettres 
de revision^^ ein. 

Es ist dies das Ansuchen um die Revision 
des Prozesses, welches weder an eine Frist ge- 
bunden, noch sonst bezüglich der Zulässigkeits- 
gründe beschränkt ist. 

Lettres de revision — sagt Jousse {Tratte des 
mat crim II 42 1.39), — das sind Briefe, durch 
welche der König die Revision und die neueriiche 
Prüfung des Strafprozesses gegen eine rechts- 
kräftig verurteilte Person zum Zwecke der Auf- 
hebung der Verurteilung und Freisprechung des 
Verurteilten zuläßt. 

Es hat dies die Restitution und die Rück- 
stellung des konfiszierten Vermögens, sowie die 
Rehabilitierung des Namens und des Ansehens 
zur Folge. 

Die Entscheidung oblag dem königlichen 
Rate (dem Obersten Gerichtshöfe.) 

II. Die konstituierende Nationalversammlung, 
welche die Schwurgerichte einführt und die 
Revision als mit der Allmacht der Geschworenen 
unvereinbar ansieht {incompatible avee la sou- 
verainite du Jury) y hat die Zulässigkeit der Revision 
durch das Dekret vom 29. September 1791, 
sowie durch das Dekret vom 19. August 1792, 
welche letzteres die Revision nur bezüglich der 
früheren Strafsachen zuließ, abgeschafft. 

III. Schon mit dem Dekrete vom 15. Mai 1793 
mußte jedoch infolge eines Falles der Verur- 
teilung eines evident Unschuldigen die Revision 
wieder eingeführt werden. 

Die Revision wurde jedoch lediglich für den 
einzigen Fall eingeführt, wenn durch zwei Urteile 
zwei verschiedene Personen wegen einer Tat- 
handlung verurteilt wurden, welche nur von einer 
Person begangen werden konnte, so daß eine 
von ihnen unschuldig sein muß. 
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IV. Die napoleonische Strafprozeßordnung 
vom Jahre 1808 (code d* instr, crimin,) welche 
bis heute in Kraft ist, (allerdings in einer durch 
Novellen abgeänderten und ergänzten Fassung), 
läßt die Revision im Artikel 443 in drei Fällen zu: 

1. Wenn nach einer Verurteilung wegen 
Mordes oder Totschlages Beweise erbracht werden, 
welche im Stande sind zu beweisen, daß das 
angeblich getötete Opfer lebt; 

2. wenn nach einer Verurteilung wegen Ver- 
brechens durch ein neues Urteil eine andere 
Person wegen derselben Tat verurteilt wird und 
diese beiden Urteile unvereinbar sind, so daß 
aus dem Widerspruche derselben, die Schuld- 
losigkeit einer der verurteilten Personen erhellt; 

3. wenn nach der Verurteilung des Angeklagten 
einer der in der Sache abgehörten Zeugen wegen 
falschen, gegen den Beschuldigten abgelegten 
Zeugnisses verfolgt und verurteilt wird 

V. Die Novelle vom 29. Juni 1867, welche 
aus Anlaß der bekannten Strafsache des Lyoner 
Couriers Jakob Lesurques erschienen ist, dehnt 
das Revisionsrecht in formeller Beziehung aus, 
indem es übrigens die obgedachten drei Fälle 
beibehält; die hauptsächlichsten Aenderungen sind 
die, daß sie die Revision auch bei Vergehen 
zuläßt, welche vor den Korrektionsgerichten zur 
Aburteilung gelangen, sowie, daß sie die Revision 
auch nach dem Tode des Verurteilten zuläßt, 
was früher nicht der Fall war. 

Ueber die Zulässigkeit der Revision entscheidet 
der Kassationshof über Antrag des Justizministers. 

VI. Schließlich wurde mit der Novelle vom 
8. Juni 1895 die Bestimmung des Artikels 493 
der Strafprozeßordnung in der Weise reformiert, 
daß zu den bisherigen drei Fällen der Zulässigkeit 
der Wiederaufnahme ein vierter Fall hinzugefügt 
wurde u. zw. wenn nach der Verurteilung sich 
eine Tatsache ereignet oder zum Vorschein kommt, 
oder solche in der früheren Verhandlung nicht 
bekannte Beweise vorgebracht werden, welche 
geeignet sind, die Schuldlosigkeit des Verurteilten 
festzustellen. 
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Das Recht die Revision zu verlangen steht 
in den drei ersten Fällen nicht nur dem Justiz- 
minister zu, sondern auch: 

a) dem Verurteilten und seinem gesetzlichen 
Vertreter ; 

b) nach dem Tode des Verurteilten, seinen 
Kindern, Eltern, seinem Universalerben, sowie 
endlich demjenigen, dem der Verstorbene die 
Pflicht auferlegt hat, die Revision zu verlangen. 

In dem neuen vierten Revisionsfalle wird das 
Recht die Revision zu verlangen dem Justiz- 
minister vorbehalten, welcher zu diesem Zwecke 
ein Outachten von einer Kommission, bestehend 
aus den Direktoren (Sektionschefs) des Justiz- 
ministeriums und drei Räten des Kassationshofes, 
einzuholen hat. 

Dem Verurteilten steht imOrunde des Artikels 446 
im Falle, wenn er zu Folge der Revision frei- 
gesprochen wird, das Recht zu, Schadenersatz 
von der Staatskasse zu beanspruchen. 

Der Schadenersatz ist im freisprechenden 
Urteile zuzuerkennen; im Falle, wenn der zu 
Folge der Revision Freigesprochene inzwischen 
verstorben wäre, steht der Anspruch auf Schaden- 
ersatz seinem Ehegatten, sowie den Deszendenten 
und Aszendenten des Freigesprochenen zu. 

II. Auf französischem Recht basierte 
Gesetzgebungen. 

Auf französischem Rechte, insbesondere auf 
den Vorschriften des Code Napoleon vom 
Jahre 1808 basieren die Bestimmungen über die 
Revision der russischen Strafprozeßordnung vom 
20. November 1864, der Strafprozeßordnung 
Rumäniens vom 2. Dezember 1864, der italienischen 
(ursprünglichen toskanischen) Strafprozeßordnung 
vom 26. November 1865, der belgischen Straf- 
prozeßordnung vom 18. Juni 1894, der portu- 
giesischen Prozeßordnung vom 3. April 1896, 
des holländischen Gesetzes vom 14. Juli 1899, 
des spanischen Gesetzes vom 7. August 1899 
und der Gesetze vieler schweizerischen Kantone, 
insbesondere des Kantons Genf vom 26. Mai 1867. 
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I. Die russische Strafprozeßordnung (§ 934 bis 
§ 940) kannte in Uebereinstimmung mit dem 
französischen Rechte bloß nachstehende Revisions- 
gründe : 

1. Wenn mit verschiedenen Urteilen mehrere 
Personen wegen eines bestimmten Verbrechens 
in einer Weise verurteilt worden sind, daß die 
Vollführung des Verbrechens durch eine der 
Personen die Unmöglichkeit der Begehung durch 
die andere bev/eist; 

2. wenn jemand wegen Tötungeines Menschen 
verurteilt worden ist und es sich späterhin 
herausstellt, daß dieser letztere lebt oder, wenn 
überhaupt die Verurteilung wegen eines Ver- 
brechens erfolgte, welches, wie es sich nach- 
träglich herausstellt, gar nicht begangen worden 
ist, endlich, wenn überhaupt Beweise entdeckt 
wurden, daß der Verurteilte schuldlos sei oder, 
daß er infolge Irrtums des Gerichtes schwerer 
verurteilt worden ist, als es sich für die Tat, 
die er begangen hat, gebührt; 

3. wenn entdeckt worden ist, daß Dokumente 
gefälscht worden sind, oder daß Aussagen, auf 
welchen das Urteil beruht, falsch waren; 

4. wenn gerichtlich nachgewiesen wurde, daß 
der Richter, welcher in der Sache tätig war, sich 
durch Eigennutz oder sonstige subjektive Motive 
leiten ließ. 

Der Antrag um Revision ist beim Kassations- 
departement des Senates in Petersburg (die 
oberste Instanz in Rußland) einzubringen, welches 
denselben prüft und falls der Antrag für begründet 
erkannt wird, an das zuständige Gericht zur 
weiteren Amtshandlung leitet. 

Die Wiederaufnahme kann auch nach dem 
Tode des unschuldig Verurteilten stattfinden, in 
welchem Falle denselben der von der Familie 
des Verurteilten oder vom Gerichte bestellte 
Verteidiger zu vertreten hat. 

Ein Gesetz über die Entschädigung ungerecht 
Verurteilter existiert in Rußland nicht. 

Eine wörtliche Wiederholung obiger Be- 
stimmungen der russischen Strafprozeßordnung 
enthält die neueStrafprozeßordnungfürdas Fürsten- 
tum Bulgarien vom 3. April 1897 (§§ 587—593). 
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IL Die Strafprozeßordnung Rumäniens vom 
2. Dezember 1864 enthält in den Artikeln 445--450 
einefast wörtliche Wiederholung der Bestimmungen 
der Artikel 443 — 448 des französischen code (T 
instr, crim. Diese Bestimmungen gelten in Rumänien 
bis heute, ohne diejenigen Aenderungen, welche 
in Frankreich durch die Novellen von 1867 und 
1895 herbeigeführt worden sind. 

Ein Gesetz über die Entschädigung ungerecht 
Verurteilter existiert in Rumänien nicht. 

III. Die italienische Strafprozeßordnung vom 
26. November 1865 enthält in den §§ 688—694 
folgende Bestimmungen über das Rechtsmittel 
der Revision. 

Die Revision kann verlangt werden: 

1. Im Falle Widerspruches zweier verur- 
teilenden Erkenntnisse; 

2. im Falle, wenn die Person, wegen deren 
Tötung jemand verurteilt worden ist, lebt; 

3. im Falle einer durch ein verurteilendes 
Erkenntnis nachgewiesener Fälschung, der im 
ersten Prozeße produzierten Beweise. 

lieber die Revision entscheidet der Kassations- 
hof über Begehren des Justizministers, welcher 
die Revision entweder von Amtswegen oder über 
Verlangen des Verurteilten oder auch über Antrag 
des Staatsanwaltes verlangen kann. 

Sollte der unschuldig Verurteilte gestorben 
sein, so hat der Kassationshof für ihn einen 
Kurator zu bestellen und das Geschworenen- 
gericht kann, falls sich die Schuldlosigkeit des 
Verurteilten ergibt, sein Andenken rehabilitieren. 

In diesem Falle sind die Erben des Rehabili- 
tierten berechtigt ihre Entschädigungsansprüche 
gegen diejenigen Personen geltend zu machen, 
welche Schuld an der Sache tragen. 

Die Revision ist ebenso wie im französischen 
Rechte lediglich zu Gunsten des Verurteilten 
zulässig. 

Ein Gesetz über die Entschädigung der 
ungerecht Verurteilten aus der Staatskasse existiert 
nicht. 

IV. Die belgische Strafprozeßordnung vom 
18. Juni 1894 lehnt sich zwar ebenfalls an das 
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französische Recht an, hat dasselbe jedoch be- 
deutend vervollkommnet. 

Auch sie kennt die Revision nur zu Gunsten 
des Verurteilten, dieselbe ist aber zulässig nicht 
nur, um die Freisprechung eines Verurteilten zu 
erwirken, sondern auch zu dem Zwecke, um die 
Anwendung eines milderen Strafgesetzes herbei- 
zuführen. 

Die Revision ist ferner in denjenigen Fällen 
zulässig, in denen eine bedingte Verurteilung 
(condamnation conditionelle) erfolgte. 

Revisionsgründe sind nicht nur ein Wider- 
spruch zwischen zwei Schuldsprüchen und die 
Verurteilung eines Zeugen wegen falschen 
Zeugnisses, sondern auch ein zum Vorschein 
gekommener neuer Umstand, welcher die Schuld- 
losigkeit des Verurteilten beweist. In diesem 
Falle muß jedoch der Revisionsantrag von drei 
Rechtsanwälten unterfertigt sein, welche mindestens 
seit 10 Jahren beim Kassationshofe oder bei 
einem Apellationsgerichte zur Praxis zugelassen 
sind. 

Wenn sich der Revisionsantrag auf einer Ver- 
urteilung des Zeugen wegen falschen Zeugnisses 
stützt, so muß derselbe in der Präklusivfrist von 
5 Jahren vom Tage der Rechtskraft dieses Urteiles 
eingebracht werden. 

Ueber die Zulässigkeit der Revision entscheidet 
ebenso wie nach französischem Rechte der 
Kassationshof, jedoch steht dem Verurteilten das 
Recht zu, sich unmittelbar selbst an den Kassations- 
hof mit dem Revisionsbegehren zu wenden, ohne 
die Vermittlung des Justizministers in Anspruch 
nehmen zu müssen. 

Eine Entschädigung aus der Staatskasse ge- 
bührt unbedingt im Falle eines Freispruches zu 
Folge der Wiederaufnahme. 

Im Falle einer Verurteilung zu einer gelinderen 
Strafe kann eine Entschädigung zuerkannt werden, 
sie wird nicht vom Gerichte sondern von der 
Regierung bestimmt. 

V. Portugal besitzt ein spezielles Revisions- 
gesetz vom 3. April 1896. 

Zu den bereits in den früheren Gesetzen 
bekannten vier Revisionsgründen des französischen 
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Rechtes wurde der allgemeine Revisionsgrund 
ob nova, d. i. die Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
wegen neuer Tatumstände überhaupt hinzugefügt. 

Die Revision ist ebenso wie im französischen 
Rechte nur zu Gunsten des Verurteilten zulässig; 
über ihre Zulässigkeit entscheidet der Kassations- 
hof über Antrag des Verurteilten oder auch der 
Staatsanwaltschaft (welche im Interesse des Ver- 
urteilten die Revision beantragen kann.) 

Wenn der Kassationshof zufolge Revision 
das frühere Urteil kassiert, so hat er zur Durch- 
führung des wiederaufgenommenen Strafver- 
fahrens einen anderen von dem Gerichtshöfe, 
welcher das erste Urteil gefällt hat, verschiedenen 
Gerichtshof zu delegieren. 

Im Falle eines Freispruches ist dem Frei- 
gesprochenen eine Entschädigung für den durch 
den Vollzug der Strafe verursachten Schaden 
zuzusprechen. 

Es gebührt somit keine Entschädigung, wenn 
die Strafe nicht vollzogen worden ist. 

Die Revision ist auch nach dem Tode des 
Verurteilten zulässig, u, zw. über Antrag der As- 
zendenten und Deszendenten, des Ehegatten und 
der Brüder des Verurteilten. 

Das erwähnte Gesetz für Portugal enthält 
schließlich eine eigentümliche den anderen Ge- 
setzgebungen unbekannte Bestimmung (Artikel 14), 
daß im Falle einer neuerlichen Verurteilung des 
Revisions Werbers (nach bewilligter Revision) wegen 
derselben Tat eine nochmalige Revision nur über 
Antrag des Generalprokurators zu Gunsten des 
Verurteilten zugelassen werden könne. 

VI. Die Strafprozeßnovelle betreffend die 
Revision für Holland vom 14. Juni 189Q kennt 
ebenfalls nur eine Revision zu Gunsten des Ver- 
urteilten, u. zw. sowohl zur Herbeiführung eines 
vollständigen Freispruches, wie auch zum Zwecke 
der Anwendung eines gelinderen Strafgesetzes. 

Die Revision ist zulässig auf Grund neuer, 
dem Richter, welcher das Urteil gefällt hat, unbe- 
kannter Umstände, welche allein oder in Ver- 
bindung mit den früheren Beweisen gegründete 
Bedenken gegen die Richtigkeit des gefällten 
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Urteiles begründen, wie auch im Falle, wenn 
zwei miteinander widersprechende Schuldsprüche 
vorliegen. 

Ueber die Zulässigkeit der Revision ent- 
scheidet der Oberste Gerichtshof (der hohe Rat — 
de Hooge Rat), u. zw. nach Durchführung einer 
kontradiktorischen mündlichen Verhandlung. Ein 
Gesetz über die Entschädigung unschuldig Ver- 
urteilter besteht in Holland nicht. 

VII. In Spanien ist die Revision geregelt durch 
das Gesetz vom 7. August 189Q, mit welchem 
die Bestimmung des § Q54 der spanischen Straf- 
prozeßordnung ergänzt und reformiert worden ist. 

Die Revision (el recurso de revbion) ist nur zu 
Gunsten des Verurteilten zulässig, u. zw. aus 
den bekannten drei Revisionsgründen des fran- 
zösischen Rechtes d. i. wegen Unvereinbarkeit 
von zwei verurteilenden Erkenntnissen, im Falle 
des Nachweises, daß die angeblich getötete 
Person lebt und im Falle, wenn die Verurteilung 
auf Grund einer falschen Urkunde erfolgt war. 

Die Novelle vom 7. August 18QQ erweitert 
den erwähnten dritten Revisionsfall dahin, daß 
die Revision zuzulassen ist, sobald durch Urteil 
nachgewiesen wird, daß entweder eine bei der 
früheren Verhandlung produzierte Urkunde oder 
eine Zeugenaussage falsch war oder der Ange- 
klagte zum Geständnis gezwungen worden ist 
und dergleichen. 

Eine Entschädigung für die ungerechtfertigte 
Verurteilung können sowohl der Verurteilte, wie 
eventuell seine Erben im Falle des zufolge 
Revision erfolgten Freispruches von der Staats- 
kasse beanspruchen. 

VIII. Das Genfer Gesetz vom 26. Mai 1897, 
das interessanteste schweizerische Gesetz über 
die Revision, kennt ebenso wie das französische 
Recht lediglich die Revision zu Gunsten des 
Angeklagten. 

Revisionsgründe sind: 
1. Wenn sich nach Fällung des verurteilenden Er- 
kenntnisses erweist, daß ein oder mehrere 
Zeugen im Hauptprozesse falsch ausgesagt 
haben ; 
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2. wenn zwei wegen derselben Tat verurteilende 
Erkenntnisse mit einander widersprechend sind; 

3. wenn nach der Verurteilung Beweise der 
Schuldlosigkeit zum Vorschein kommen; 

4. wenn* zufolge Irrtumes dem Verurteilten der 
Zivilstand (Vor- und Zuname) einer anderen 
Person beigelegt worden ist und zufolge 
dessen diese Person als wegen einer straf- 
baren Handlung verurteilt erscheint, welche 
sie gar nicht begangen hat. 

Dieser letztere den anderen Strafprozeßgesetzen 
sonst unbekannte und ganz eigentümliche Re- 
visionsfall ist beschlossen worden zu Folge einer 
in Genf berühmten Angelegenheit eines gewissen 
FrauQois Berard, welche den Genfer Gerichten 
und Behörden viel Kopfzerbrechens verursachte 
und mit der man sich nicht anders helfen konnte, 
als durch Beschließung eines besonderen Revisions- 
grundes. 

Unter dem fälschlich angenommenen Namen 
Fran^ois Berard ist nämlich ein Individuum, 
dessen Identität nicht festgestellt werden konnte, 
im Jahre 1883 zu einer mehrmonatlichen Gefängnis- 
strafe und zu einer dreijährigen Verbannung aus 
dem Territorium des Genfer Kantons verurteilt 
worden. 

Der wirkliche Fran^ois Berard, welchem obige 
amtlich veröffentliche Tatsache bei seiner Be- 
werbung um eine Anstellung wiederholt schadete, 
verlangte unter Nachweis, daß er mit dem Ver- 
urteilten nicht identisch ist, die Richtigstellung 
der amtlichen Register beziehungsweise die 
Annulierung des obigen Urteiles. 

Die Genfer Behörden erkannten aber merk- 
würdigerweise, daß die derzeit geltenden Gesetze 
keine Handhabe bieten, um obigem Begehren 
Berards Folge leisten zu können und dies führte 
die Reform der Bestimmungen über die Revision 
und insbesondere den oben angeführten vierten 
Revisionsfall herbei. 

In Uebereinstimmung mit der Genfer Prozeß- 
ordnung kennen auch die Strafprozeßordnungen 
der romanischen Kantone Freiburg, Neufchatel, 
Wallis und Waad die Revision lediglich zu 
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Gunsten des Verurteilten und normieren dieselbe 
nach den Grundsätzen des französischen Rechtes, 
indem sie mit einer einzigen Ausnahme die Pflicht 
des Staates zum Ersätze des dem unschuldig 
Verurteilten verursachten Schadens anerkennen, 
(v. Robert Fazy: Dela revision en mat pen- 
Qineve 1899 S. 177—190). 

Die allgemeine deutsche Prozeß- 
ordnung vom 1. Februar 1877. 

Die allgemeine deutsche Prozeßordnung vom 
1. Februar 1877 läßt die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens sowohl zu Gunsten als auch zum 
Nachteile des Angeklagten zu. 

Zu Gunsten eines Verurteilten wird die Revision 
in nachstehenden 5 Fällen zugelassen (§ 399): 

1. Wenn eine gegen den Angeklagten bei der 
Verhandlung produzierte Urkunde sich als gefälscht 
erwejst ; 

2. wenn ein Zeuge unter Eid zum Nachteile 
des Angeklagten ausgesagt hat oder ein Sach- 
verständiger unter Eid ein für den Angeklagten 
ungünstiges Gutachten abgegeben hat und der 
eine oder der andere sich hierdurch eines Mein- 
eides oder einer fahrlässigen Verletzung der 
Eidespflicht schuldig gemacht hat; 

3. wenn bei der Urteilsfällung ein Richter, ein 
Geschworener oder ein Schöffe mitwirkte, welcher 
sich in dieser Angelegenheit einer unter das Straf- 
gesetz fallenden Verletzung seiner Amtspflicht 
schuldig gemacht hat; 

4. wenn ein Zivilurteil, auf welchem das Straf- 
urteil beruht, durch ein anderes rechtskräftiges 
Zivilurteil aufgehoben wurde; 

5. wenn neue Tatsachen oder Beweise an- 
geführt werden, welche an und für sich oder in 
Verbindung mit den früheren Beweismitteln die 
Freisprechung des Verurteilten oder die An- 
wendung eines milderen Strafgesetzes begründen 
können.*) 

*) Bezüglich des Verhältnisses dieses Revisionsgrundes 
zum Revisionsgrunde sab 2. vide Rosenblatt im Oerichtssaal 
1897, S. 450 u. f. 



Digitized by VjOOQIC 



59 



In den Fällen 1, 2, 3 muß die die Wieder- 
aufnahme begründende Tatsache durch ein 
Strafurteil festgestellt werden. 

Zur Stellung des Revisionsantrages sind zu 
Lebzeiten des Verurteilten nur dieser, weiters der 
gesetzliche Vertreter des Verurteilten und der 
Ehemann für die Gattin selbständig berechtigt, 
überdies auch der Verteidiger, welcher jedoch 
gegen den Willen des Verurteilten die Revision 
nicht begehren kann. 

Nach dem Tode des Verurteilten sind zum 
Revisionsantrage berechtigt der Ehegatte des Ver- 
storbenen (der Mann bzw. die Frau), die Asze- 
denten und Deszedenten sowie die Geschwister. 

Zum Nachteile kann die Wiederaufnahme aus 
denselben Gründen wie oben § 3Q9 1, 2, 3 d. i. 
ob falsa zugelassen werden. 

Zum Nachteile eines Freigesprochenen kann 
die Revision ob nova nur in dem Falle bewilligt 
werden, wenn der Freigesprochene bei Gericht 
oder außergerichtlich ein glaubwürdiges Geständnis 
abgelegt hat. (§ 402.) 

Die Revisionsanträge erledigt in der Regel 
dasselbe Gericht, dessen Urteil angefochten wird 
und zwar ohne mündliche Verhandlung. 

Im Falle der Freisprechung gebührt dem Ver- 
urteilten eine Entschädigung aus der Staatskasse, 
wenn das neue Verfahren die Unschuld des Ver- 
urteilten erwiesen hat oder wenn sich wenigstens 
herausstellt, daß gegen den Angeklagten ein ge- 
gründeter Verdacht nicht mehr voriiegt. (§ 1 des 
Gesetzes vom 20. Mai 1898.) 

Die Publizierung des infolge Revision gefällten 
freisprechenden Urteiles erfolgt über Antrag des 
Revisionswerbers im deutschen Reichsanzeiger 
und kann überdies nach Ermessen des Gerichtes 
auch in anderen Zeitschriften erfolgen. 

Die auf deutschem Rechte basierenden 
Gesetzgebungen. 
An die obigen Vorschriften der allgemeinen 
deutschen Strafprozeßordnung bzw. an die öster- 
reichische Prozeßordnung haben sich die Be- 
stimmungen der norwegischen Strafprozeßordnung 
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und der ungarischen Strafprozeßordnung ange- 
schlossen. 

Die norwegische Strafprozeßordnung vom 
1. Juli 1887 kennt die Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrens sowohl zu Gunsten wie auch zum 
Nachteile des Angeklagten. Ausgeschlossen ist 
jedoch die Revision gegen Urteile, welche vom 
Obersten Gerichtshofe gefällt worden sind (§ 413) 
und zwar aus dem Grunde, weil nach der nor- 
wegischen Verfassung die Urteile des Obersten 
Gerichtshofes einer Anfechtung nicht unterliegen.*) 

Das Revisionsbegehren kann begründet werden 
ebenso wie in der deutschen Strafprozeßordnung 
entweder mit dem Nachweise der Falschheit 
früherer Beweise {ob falsa) oder mit der Anführung 
neuer entscheidender Tatumstände und Beweise 
(ob novo) (§ 414 und 415). 

Ueber den Antrag auf Wiederaufnahme ent- 
scheidet dasselbe Gericht, welches das frühere 
Urteil gefällt hat und zwar ohne mündliche Ver- 
handlung. Vor Eriedigung des Antrages kann 
eine Untersuchung eingeleitet werden, während 
welcher Zeugen unter Eid abgehört werden 
können. Sodann ist, wenn die Bedingungen der 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens vorliegen, 
eine neue Hauptverhandlung anzuordnen. 

Wenn der Verurteilte verstorben ist, hat der 
Gerichtshof ohne mündliche Verhandlung entweder 
den Wiederaufnahmsantrag abzulehnen oder ein 
freisprechendes Urteil zu fällen. (§ 413.) 

Auch in anderen Fällen kann ein freisprechendes 
Urteil ohne Hauptverhandlung gefällt werden, 
jedoch nur mit Zustimmung des Staatsanwaltes. 

Den unschuldig Verurteilten gebührt eine Ent- 
schädigung aus der Staatskasse jedoch nur dann, 
wenn der Freispruch erst nach verbüßter Strafe 
gefällt wurde. 

Am liberalsten, am weitgehendsten im Interesse 
des Angeklagten ist die ungarische Strafprozeß- 
ordnung vom 4. Dezember 18Q6. 

Sie bestimmt im Kapitel XXII (§ 444—462) 
über die Wiederaufnahme folgendes: 

•) Vergl. Hagerup in Liszfs Zeitschrift IX., S. 130, 
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§ 446. Die Wiederaufnahme eines mit Urteil beendeten 
strafrechtlichen Verfahrens zugunsten des Verurteilten ist 
nur, nachdem das Urteil in Rechtskraft erwachsen ist und 
im Falle des Obwaltens irgend eines der nachfolgenden 
Bedingungen zulässig: 

1. wenn gegen den Verurteilten im Orundprozesse als 
Beweis eine falsche oder gefälschte Urkunde als echt 
benutzt oder eine falsche Zeugenschaft abgelegt oder 
ein falsches fachmännisches Gutachten abgegeben 
worden ist und diese Beweismittel von Einfluß auf 
das Urteil sein konnten; 

2. wenn ein Mitglied des erkennenden Gerichtes oder der 
Untersuchungsrichter, beziehungsweise ein an der Be- 
schlußfassung des Schwurgerichtes teilnehmender Ge- 
schworener bestochen war oder wenn einer derselben 
bezüglich des Verfahrens eine unter das Strafgesetz 
fallende andere Verletzung seiner Amtspflicht begangen 
hat und es nicht ausgeschlossen ist, daß 
diese strafbaren Handlungen von Einfluß auf das Urteil 
waren ; 

3. wenn der Antragsteller eine solche neue Tatsache oder 
ein solches neues Beweismittel vorbringt, welche 
(welches), entweder an sich selbst oder in Verbindung 
mit dem im Laufe des Verfahrens vorgebrachten die 
Nichtschuld des Verurteilten oder die Schuld desselben 
an einer unter die mildere Verfügung der Strafgesetze 
fallenden strafbaren Handlung wahrscheinlich macht; 

4. wenn bezüglich einer und derselben strafbaren Hand- 
lung mehrere Urteile gefällt wurden und aus der Ver- 
gleichung dieser Urteile und der die Grundlage der- 
selben bildenden Tatsachen es offenbar ist, daß die- 
selbe Person wiederholt verurteilt wurde oder daß ein 
oder mehrere Angeklagte unschuldig beziehungsweise 
einer solchen strafbaren Handlung schuldig sind, welche 
unter eine mildere Verfügung der Strafgesetze fällt, 
als jene, wegen welcher sie verurteilt wurden. 

§ 447. Unter den im § 446 bestimmten Bedingungen 
können die Wiederaufnahme beantragen: 

1. der Verurteilte auch nach Abbüßung der Strafe; 

2. sowohl bei Lebzeiten, als auch nach dem Ableben des 
Verurteilten, der Ehegenosse, der gesetztiche Vertreter 
oder Verteidiger desselben; 

3. nach dem Ableben des Verurteilten seine Verwandten 
in auf- und absteigender Linie; 



Digitized by VjOOQIC 



62 



4. der aufOrund des § 448 letzter Absatz 
von Amtswegen bestellte besondere 
Verteidiger. 

§ 448. Wenn das Gericht, die königl. Staatsanwalt- 
schaft oder eine andere Behörde Kenntnis von einem Um- 
stände erlangt, auf Grund dessen eine Wiederaufnahme 
zugunsten des Verurteilten beantragt werden konnte, ist 
dasselbe (dieselbe) verpflichtet, hiervon jenes Gericht I. 
Instanz zu verständigen, welches in dem Hauptprozesse 
geurteilt hat, letzteres aber ist verpflichtet, den Verurteilten, 
beziehungsweise im Falle des mittlerweile erfolgten Ab- 
lebens oder der Nichtauffindbarkeit desselben, den Ehe- 
genossen oder den gesetzlichen Vertreter und den ge- 
wesenen Verteidiger desselben zu verständigen. 

Insofern innerhalb 14 Tagen von der 
Verständigung gerechnet, keiner der Be- 
teiligtenwegenAnordnnngderWiederauf- 
nahme einen Antrag eingebracht hat oder wenn die 
Dringlichkeit es fordert, bestellt dasGericht auch 
früher sofort einen Verteidiger, der in betreff 
der Anordnung der Wiederaufnahme binnen der kürzesten 
Zeit einen Antrag zu stellen verpflichtet ist. 

§ 449. Zum Nachteile des Freigesprochenen, be- 
ziehungsweise des Verurteilten kann die Wiederaufnahme 
des Verfahrens ausschließlich über Antrag der königlichen 
Staatsanwaltschaft oder des Privathauptklägers nach ein- 
getretener Rechtskraft des Urteiles und im Falle des Ob- 
waltens einer der folgenden weiteren Bedingungen gestattet 
werden, insofern die zur Geltung zu bringen gewünschte 
Strafbarkeit der strafbaren Handlung, welche den Gegen- . 
stand des Urteiles gebildet hat, noch nicht verjährt ist; 

1. wenn zugunsten des Freigesprochenen oder des Ver- 
urteilten in dem Hauptprozesee eine falsche oder ge- 
fälschte Urkunde als echt benutzt oder eine falsche 
Zeugenschaft abgelegt oder ein falsches fachmännisches 
Gutachten abgegeben worden ist und dieses Beweis- 
mittel von Einfluß auf das Urteil sein konnte; 

2. wenn ein Mitglied des erkennenden Gerichtes oder 
der Untersuchungsrichter, beziehungsweise ein Ge- 
schworener bestochen worden ist oder wenn einer 
von Ihnen eine unter die Strafgesetze fallende andere 
solche Verletzung irgend einer seiner Amtspflichten 
begangen hat, von welcher vorausgesetzt werden kann. 
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daß sie von EinfluB auf das für den Angeklagten 
günstige Urteil war; 
3. wenn die königl. Staatsanwaltschaft eine neue Tatsache 
oder ein Beweismittel vorbringt, welche (welches) in 
sich selbst oder in Verbindung mit dem im Laufe des 
früheren Verfahrens Vorgebrachten die Verurteilung 
des Freigesprochenen oder die Schuld des Verurteilten 
an einer unter die schwere Bestimmung der Straf- 
gesetze fallenden strafbaren Handlung wahrscheinlich 
macht." 

Das Gericht erster Instanz hat den Antrag auf Wieder- 
aufnahme zu prüfen, die Aufnahme der neuen Beweise zu 
veranlassen und hat sodann, wenn das Ergebnis der Beweis- 
führung für den Revisionswerber negativ ausfällt und als 
gänzlich vereitelt anzusehen ist, den Antrag abzulehnen, 
sonst aber eine öffentliche mündliche Ver- 
handlung festzusetzen, zu welcher es den die Wieder- 
aufnahme Beantragenden und seinen Gegner vorladet. 

Die Verhandlung eröffnet der Präsident mit der kurzen 
Bezeichnung der Angelegenheit. 

Diesem folgt der dem Rahmen der Wiederaufnahme 
angepaßte Vortrag des Referenten. 

Sohin macht der die Wiederaufnahme Beantragende 
mündliche Vorstellung. Hierauf kann die Gegenpartei 
antworten. 

Das Gericht beschließt in betreff der Anordnung oder 
Abweisung der Wiederaufnahme nach Anhörung der Par- 
teien in geschlossener Sitzung und verkündet seinen Be- 
scheid sofort, spätestens binnen drei Tagen. 

Die Wiederaufnahme ist zu verweigern, wenn ein ent- 
sprechendes Beweismittel die Wahrheit der in dem Antrage 
vorgebrachten Tatsache nicht unterstützt oder wenn die 
Bedingungen der Wiederaufnahme (§§ 446, 449, 450, 451) 
nicht vorhanden sind. 

Im entgegengesetzten Falle ist die Wiederaufnahme 
anzuordnen. 

Sollte der Verurteilte verstorben sein, so hat das Ge- 
richt ohne Hauptverhandlung in der Sache zu entscheiden. 

In der neuen Hauptverhandlung ist, wenn diese nicht 
vor einem Schwurgerichte abzuhalten ist, nur der Beweis 
aufzunehmen, welcher als Grundlage des Antrages auf 
Wiederaufnahme und des angefochtenen Teiles des Ur- 
teües dient. 
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Derjenige Richter, welcher an der früheren Erledigung 
der Angelegenheit teilgenommen hat, ist bei der Bildung 
des in der Frage der Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
beschließenden und in der neuen Hauptverhandlung er- 
kennenden Senates nach Möglichkeit außer Acht zu lassen. 

Auf Grund des Ergebnisses der Hauptverhandlung hält 
das Gericht das frühere Urteil in seiner Kraft aufrecht 
oder setzt es zur Gänze, beziehungsweise zum Teile außer 
Kraft und fällt ein neues Urteil. 

Mit diesem Urteile kann die Unterbrechung beziehungs- 
weise Aussetzung der im Hauptprozesse festgestellten Strafe 
bis zur rechtskräftigen Beendigung des Wiederaufnahme- 
verfahrens nur dann angeordnet werden, wenn das Gericht 
das frühere Urteil außer Kraft gesetzt hat. 

Im Falle der zugunsten des Verurteilten angeordneten 
Wiederaufnahme kann eine schwerere Strafe als die im 
früheren Urteile festgesetzte nicht bemessen werden. 

Die ausgestandene Strafe ist in die neu bemessene 
Freiheits- oder Geldstrafe verhältnismäßig einzurechnen. 

Auch im Falle der zum Nachteile des Freigesprochenen 
oder Verurteilten angeordneten Wiederaufnahme kann ge- 
mäß des 'Ergebnisses der Hauptverhandlung ein frei- 
sprechendes oder eine mildere Strafe feststellendes Urteil 
gefällt werden. 

Auf eine Entschädigung hat Anspruch nicht nur der- 
jenige, welcher zu Folge Wiederaufnahme freigesprochen 
worden ist, sondern auch derjenige, welcher eine Unter- 
suchungshaft ausgestanden hat, aber rechtskräftig freige- 
sprochen worden ist (auch dann, wenn das Verfahren 
rechtskräftig eingestellt worden ist). 

Insbesondere gebührt im Falle der Wiederaufnahme 
eine Entschädigung nicht nur dann, wenn der Verurteilte 
zu Folge Wiederaufnahme mit rechtskräftigem Urteile frei- 
gesprochen worden ist, sondern auch dann, wenn zu Folge 
der Wiederaufnahme eine geringerr Strafe wider ihn fest- 
gestellt worden ist, als welche er auf Grund des außer 
Wirksamkeit gesetzten Urteiles verbüßt hat. 

Zu den auf deutschem Rechte basierenden 
Gesetzgebungen gehören auch die Gesetze 
mancher schweizerischen Kantone, beispielsweise 
des Kantons Zürich (Gesetz vom 2. Dezemberl874), 
des Kantons Bern (Gesetz vom 1. Ajugust 1854), 
des Kantons Luzern (Gesetz vom 7. Juni 1865). 
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Die deutschen Kantone der Schweiz haben 
nämlich die Grundsätze des deutschen Rechtes, 
die romanischen Kantone die Grundsätze des 
französischen Rechtes rezipiert. 

Die Geschichte der Revision in der 
österreichischen Gesetzgebung. 

I. Das Strafgesetz Maria Theresias (1768) 
kennt nur ein Rechtsmittel gegen Strafurteile, 
d. i. Rekurs (Artikel 42, § 1), in welchem der 
Verurteilte „nicht nur allein alle im Weg der 
Gnaden ihnen vorträglich sein mögenden Beweg- 
gründe, sondern auch all jenes, was sie allenfalls 
im Weg Rechtens ihnen zugut zu kommen 
glauben", vorbringen können. 

Im Artikel 41, welcher den Vollzug der Urteile 
normiert, gestattet das theresianische Gesetzbuch 
die Sistierung des Strafvollzuges selbst dann, 
wenn der Verurteilte sich bereits auf dem Richts- 
platze befindet, in nachstehenden Fällen: Wenn 
der Verurteilte, der lediglich auf Grund seines 
Geständnisses verurteilt wurde, dasselbe revoziert, 
weiters „wenn der Verurteilte oder anstatt seiner 
jemand anderer sogleich durch augenscheinliche 
Proben dessen Unschuld dartun könnte, da ent- 
weder dessen anderwärtiger Aufenthalt zur Zeit 
der begangenen Missetat oder, daß der entleibt 
sein sollende annoch bei Leben klar dargezeiget 
würde oder der wahrhafte Täter zur Befreiung 
des Unschuldigen sich selbst darstellte und der- 
gleichen, wenn die Zeugen ihre getane Aussage, 
wegen welcher er zum Tode verurteilet worden, 
widerruffeten oder in anderweg ihre Zeugenschaft 
falsch zu sein entdecket würde." 

Infolge der Sistierung des Strafvollzuges in 
den obgedachten Fällen mußte notwendigerweise 
die Revision des früheren Urteiles erfolgen und 
selbstverständlich bei gegebenen Voraussetzungen 
die Aufhebung desselben. 

Interessant sind die angeführten Sistierungs- 
gründe des Strafvollzuges insoferne, als wir in 
denselben die hauptsächlichsten Elemente der 
Revision des gegenwärtigen Rechtes, insbesondere 
die zwei Hauptfälle der Revision des Code 
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Napoleon erblicken (die Tatsache, daß der an- 
geblich Ermordete lebt und die nachgewiesene 
Falschheit der Zeugenaussagen) sowie die Ansätze 
der Revision ob nova, d. i. der Widerruf des 
Geständnisses, der Alibibeweis u. s. w. 

11. Die allgemeine Kriminalgerichtsordnung 
des Kaisers Josef vom 1. Juni 1788 normiert 
bereits eingehend die Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrens im XVI L Kapitel „von Wiederauf- 
nehmung der Untersuchung, wegen vorkommender 
neuer Umstände." (§ 223—237). 

Sie befaßt sich vor allem mit der Wieder- 
aufnahme zum Nachteile des Angeklagten, indem 
sie dieselbe als Fortsetzung des früheren, infolge 
Mangels an Beweisen eingestellten Verfahrens 
ansieht. 

„Die Wiederaufnehmung der Untersuchung 
— sagt der Commentator dieser Prozeßordnung 
Professor Banniza („gründliche Anleitung zur allge- 
meinen Kriminalgerichtsordnung", Innsbruck 1790, 
S. 268) — ist nichts anderes, als eine gerichtliche 
Handlung, vermöge welcher das Kriminalgericht 
die aus Abgang hinlänglichen Beweises des Ver- 
brechens aufgehobene peinliche Untersuchung 
wegen vorkommender neuer Tatumstände, wider 
den vorigen Untersuchten und des Arrestes einst- 
weilen Entlassenen wieder fortsetzt." 

Die Wiederaufnahme zum Nachteile des Ange- 
klagten kann sowohl im Falle der Einstellung 
der früheren Untersuchung, als auch im Falle 
der Freisprechung des Angeklagten, als auch 
schließlich zum Zwecke der Verurteilung nach 
einem strengeren Strafgesetze erfolgen, wenn 
dem Gerichte neue im früheren Verfahren unbe- 
kannte Beweise vorgeführt werden, von denen 
mit Grund vorauszusehen ist, daß sie den Ange- 
klagten zu einem Geständnisse zu bewegen oder 
in Verbindung mit den früheren Beweisen den 
vollständigen gesetzlichen Beweis herzustellen 
geeignet sind. 

Die josefinische Prozeßordnung kennt jedoch 
auch die Wiederaufnahme zu Gunsten des Ver- 
urteilten, indem sie dem Verurteilten, welcher 
seine Unschuld nachzuweisen vermag, das Recht 
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gibt die Wiederaufnahme auf Grund neuer im 
früheren Verfahren unbekannter Beweise zu ver- 
langen, welche geeignet sind, zweifellos die Un- 
schuld des Verurteilten nachzuweisen. 

Dieser Antrag kann sowohl vor dem Straf- 
vollzuge, als auch während des Strafvollzuges 
durch Vermittlung der Anstalt, in welcher der 
Verurteilte die Strafe abbüßt, eingebracht werden. 

Das Recht, die Wiederaufnahme zu Gunsten 
des unschuldig Verurteilten zu beantragen, wird 
von der josefinischen Strafprozeßordnung jedem 
Bürger zuerkannt, welcher die Unschuld des 
Angeklagten nachzuweisen vermag und motiviert 
Banniza diese Bestimmung folgendermaßen: 

„Dem Gemeinwesen ist daran gelegen, daß 
kein unschuldiger Bürger desselben verurteilt wird 
oder der schon zur Strafe Verurteilte selbe länger 
ausstehe." 

Diese Prozeßordnung ist somit die erste 
österreichische Strafprozeßordnung, welche die 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens als Rechts- 
mittel des Strafprozesses anerkennt und eingehend 
normiert. 

III. Die Prozeßordnung des Kaiser Franz 
des I. vom Jahre 1803 (§§ 471—481) läßt die 
„Wiederaufnehmung der Untersuchung wegen 
neuer Umstände" sowohl zu Gunsten als auch 
zum Nachteile des Angeklagten zu. 

Zu Gunsten (§ 47Q) kann die Wiederaufnahme 
sowohl der Verurteilte, wie auch jedermann 
für ihn verlangen, wenn der Verurteilte mit dem 
früheren Urteile nicht als unschuldig anerkannt 
wurde (somit auch bei der absolutio ab instantia) 
— wenn solche im früheren Verfahren unbekannte 
Beweise angeführt werden, welche die Hoffnung 
begründen, daß die Unschuld des Verurteilten 
zweifellos nachgewiesen werden wird, — also 
ob nova. 

Zum Nachteile (§ 477) wird die Wiederauf- 
nahme zugelassen, — insofern nicht inzwischen 
die Verjährung eingetreten ist — wenn ganz neue 
Beweismittel ans Licht kommen, auf Grund deren 
eine Verurteilung mit Grund zu erwarten ist. 

Ueber die Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
entscheidet das Obergericht. 

5* 
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Die Wiederaufnahme ist nicht nur zum 
Zwecke der Verurteilung eines Freigesprochenen, 
sondern auch zumZwecice der Bestrafung desselben 
nach einem strengeren Strafgesetze, andererseits 
aber auch zum Zwecke der Anwendung eines 
milderen Strafgesetzes zulässig. 

Wenn die Voraussetzungen der Wiederauf- 
nahme vorliegen, ist das Strafgericht auch von 
Amtswegen verpflichtet die Wiederaufnahme an- 
zuordnen, „weil in Strafsachen ein Verzicht nicht 
existiert," wie sich Jenull, der Commentator der 
Prozeßordnung vom Jahre 1803 („das öster- 
reichische Kriminalrecht nach seinen Gründen 
und seinem Geiste", Graz 1815, Band IV, S. 346 
und 368) ausdrückt. 

IV. Die Prozeßordnung vom Jahre 1850 
(§391—395) kennt ebenfalls die Wiederaufnahme 
sowohl zu Gunsten, als auch zum Nachteile des 
Angeklagten. 

Zu Gunsten kann die Wiederaufnahme ob 
falsa und ob nova verlangt werden; nach dem 
Tode des Verurteilten kann die Revision von 
den Erben, der Gattin, den Verwandten und 
sogar von den Verschwägerten I. und II. Grades 
verlangt werden. 

Der Staatsanwalt ist verpflichtet, wenn die 
obgedachten Voraussetzungen vorliegen, die 
Wiederaufnahme von Amtswegen zu betreiben 
und zwar auf jedermanns Verlangen. 

Zum Nachteile eines Freigesprochenen kann 
der Staatsanwalt ebenfalls ob falsa und ob nova 
die Wiederaufnahme verlangen, wenn ganz neue 
Beweise hervorkommen. 

Die Prozeßordnung vom Jahre 1855 läßt 
weiters ebenso wie die frühere die Wiederauf- 
nahme nicht nur zum Zwecke der Freisprechung 
eines Verurteilten, oder Verurteilung eines Frei- 
gesprochenen, sondern auch zwecks Anwendung 
eines milderen beziehungsweise strengeren Straf- 
gesetzes zu. 

V. Die Prozeßordnung vom Jahre 1853 
(§ 365—372) kennt ebenfalls die Wiederaufnahme 
zu Gunsten und zum Nachteile des Angeklagten. 

Zu Gunsten kann die Wiederaufnahme nicht 
nur der Angeklagte selbst sondern auch jedermann 
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für ihn sowohl vor dem Strafvollzuge, als auch 
nach demselben verlangen. Die Grundlage der 
Wiederaufnahme bilden nova; der Wiederaufnahme 
ob falsa wird keine Erwähnung getan. 

Dritter Teil:*) 

Die Wiederaufnahme des Strafver- 
fahrens im geltenden österreichischen 
Rechte. 

Das österreichische Recht kennt die Wieder- 
aufnahme sowohl als ordentliches Rechtsmittel, 
welches einerseits dem Verurteilten und anderen 
Personen zu seinen Gunsten, andererseits dem 
Ankläger zum Nachteile des Angeklagten zusteht, 
als auch als außerordentliches Rechtsmittel, welches 
ein ausschließliches Recht des OGH. bildet und in 
der Theorie und Praxis „außerordentliche Revision" 
genannt wird. Ueberdies kann die Revision 
einerseits unter gewissen Voraussetzungen und 
unter Einhaltung gewisser Formalitäten, anderer- 
seits ohne diese Voraussetzungen zugelassen 
werden, in welch' letzterem Falle das Straf- 
verfahren ohne die Formalitäten der Wiederauf- 
nahme fortgesetzt wird. Schließlich muß die 
Wiederaufnahme in Sachen wegen Verbrechen 
und Vergehen von der Wiederaufnahme in den 
zur Judikatur der Bezirksgerichte gehörigen Ueber- 
tretungen unterschieden werden. 

Wir unterscheiden daher die Wiederaufnahme: 

I. in Fällen, in welchen das frühere Verfahren 
ohne Urteil eingestellt wurde, 

II. die Wiederaufnahme nach rechtskräftigem 
Urteile in Angelegenheiten wegen Verbrechen 
und Vergehen und zwar: 

1. Zu Gunsten des Angeklagten beziehungs- 
weise Verurteilten (§§ 553—554 StPO.): 

a) Zum Zwecke der Freisprechung des Ver- 
urteilten, 

b) zum Zwecke der milderen Qualifizierung der 
Tathandlung oder Anwendung eines milderen 
Strafsatzes, d. h. eines niedrigeren Straf- 
ausmaßes. 



•) Siehe die Nummer 14, 16, 18 und 20. des II. Jahrg. 
dieser Zeitung. 
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2. Zum Nachteile des Angeklagten (§^355 bis 
§ 356 StPO.) und zwar ebenfalls: 

a) zum Zwecke der Verurteilung eines Frei- 
gesprochenen, 

b) zum Zwecke der Anwendung eines höheren 
Strafsatzes. 

III. Die außerordentliche Wiederaufnahme, 
welche der OOH. anordnen kann, die sogenannte 
außerordentliche Revision (§ 362). 

IV. Die an keine Formalität gebundene Wieder- 
aufnahme, d. i. die weitere Fortführung des Straf- 
prozesses (§ 363). 

V. Die Wiederaufnahme der durch Bezirks- 
gerichte gefällten Urteile. 

ad I. Die Wiederaufnahme eines eingestellten 
Verfahrens zum Nachteile eines Angeklagten kann 
nur erfolgen, wenn das frühere Verfahren be- 
endet wurde: 

a) durch die Einstellung der Untersuchung 
seitens des Untersuchungsrichters, der Rats- 
kammer oder des Obergerichtes (sei es 
infolge Rücktrittes des Staatsanwaltes, sei es 
zufolge Beschlusses der Ratskammer oder 
des Obergerichtes im Sinne der §§ 109 
oder 92», § 113 oder 114 StPO.); 

b) infolge Aufhebung der Anklage durch das 
Obergericht im Sinne des § 213 StPO.; 

c) infolge Rücktritts des Staatsanwaltes von 
der Anklage im Sinne des § 227 StPO. 

Die Wiederaufnahme kann in diesen Fällen 
lediglich der Staatsanwalt oder der Privatankläger 
nicht aber auch der Subsidiarankläger (§ 49 
Z. 3* StPO.) verlangen, jedoch nur dann, wenn: 

1. Die Tathandlung nicht verjährt erscheint. 

2. der Ankläger neue Beweismittel liefert, 
welche geeignet sind, den Angeklagten zu über- 
führen. Das Gesetz verlangt im § 352 StPO. 
lediglich neue Beweismittel und tut der neuen 
tatsächlichen Umstände, wie im § 352 und 355 
keine Erwähnung. 

Ueberdies verlangt das Gesetz hier abweichend 
vom § 356 \ daß die vorgebrachten neuen Beweis- 
mittel an und für sich (und nicht in Verbindung 
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mit den früheren) den Angeklagten zu überführen 
geeignet sein müssen.*) 

Bei Beurteilung der Verjährungsfrage muß in 
den Fällen des § 355 der Zeitpunkt des frei- 
sprechenden Urteiles (§ 227 und 531 StO.) und 
in den Fällen des § 356 der Zeitpunkt der Fällung 
des Strafurteiles als derjenige Moment angesehen 
werden, von welchem der weitere Lauf der unter- 
brochenen Verjährung beginnt. (E. des KH. vom 
22. September 1899, Slg. Nr. 2391.) Dem Privat- 
ankläger, welcher von der Anklage zurückgetreten 
ist, steht das Recht, die Wiederaufnahme zu ver- 
langen, nicht zu, er mag ausdrücklich von der 
Anklage zurückgetreten sein oder infolge Unter- 
lassung gewisser Prozeßhandlungen innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes als von der Anklage 
zurückgetreten betrachtet werden. (§ 46* StPO.) 
In diesem Sinne hat auch der KH. in der E. vom 
24. Oktober 1883, ZI. 8224, entschieden. 

Ueber die Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
entscheidet nach Durchführung der erforderlichen 
Verhandlungen die Ratskammer, gegen deren 
ablehnende oder stattgebende Entscheidung das 
Rechtsmittel der Beschwerde an das Oberlandes- 
gericht innerhalb 3 Tagen zulässig ist. Das 
Berufungsgericht entscheidet endgiltig über die 
Zulassung oder Ablehnung der Wiederaufnahme. 
Ein weiteres Rechtsmittel ist nicht zulässig. 

Wenn der Staatsanwalt keinen Grund zur 
weiteren Verfolgung wegen Verbrechens hat, und 
den Antrag auf Abtretung der Sache an das 
Bezirksgericht zwecks Verfolgung wegen Ueber- 
tretung stellt, so liegt keine Einstellung vor. Es 
ist somit kein Beschluß, in welchem die Ver- 
folgung wegen Verbrechens im Wege der Wieder- 
aufnahme zugelassen wurde, erforderlich, die 
Sache kann vielmehr nach allgemeinen Grund- 
sätzen bzw. im Wege des § 363, Z. 4 StPO. 
fortgeführt werden. (Vgl. E. des KH.v. 26. April 1901, 
Nr. 2604.) 

ad II. Die ordentliche Wiederauf- 
nahme nach dem Urteile. 



•) Vide Rosenblatt in der GZ. Nr. 46, v. J. 1890 und 
Nr. 16 V. J. 1891, sowie Oernert und Hoegel ebendort 
Nr. 24. 
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A. Die Wiederaufnahme zu Gunsten des 
Verurteilten ist zulässig 

a) zum Zwecke der Freisprechung eines Ver- 
urteilten, 

b) zum Zwecke der Anwendung eines milderen 
Strafsatzes. 

Ebenso kann die Wiederaufnahme verlangt 
werden: entweder zum Zwecke der Aenderung 
der Qualifikation der Handlung, wegen welcher 
der Angeklagte verurteilt wurde, und zwar in 
einer einen leichteren Strafsatz herbeiführenden 
Weise, z. B., damit der Angeklagte einer Ueber- 
tretung statt eines Verbrechens oder des Tod- 
schlages statt des Mordes schuldig erkannt 
werde ; oder zum Zwecke der Anwendung eines 
mildern Straf satzes, z. B. damit der Angeklagte 
lediglich wegen Diebstahls unter 300 fl. verurteilt 
werde. 

Unzulässig ist die Wiederaufnahme zum 
Zwecke der Strafmilderung im Rahmen desselben 
Strafsatzes, z. B. infolge früher unbekannter 
Milderungsumstände. In diesem Falle ist nur das 
im § 400 StPO. gedachte Rechtsmittel zulässig, 
d. i. der Antrag an den Gerichtshof I. Instanz 
auf Vorlage der Sache an den Gerichtshof 
II. Instanz zum Zwecke der Strafmilderung. 

DieOrundlagen der Wiederaufnahme 
sind folgende: 

1. die Wiederaufnahme ob falsa, wenn sich 
herausstellt, daß die Verurteilung infolge Fälschung 
einer Urkunde, durch falsches Zeugnis, durch 
Bestechung oder durch eine strafbare Handlung 
einer dritten Person, z. B. durch ein wissentlich 
falsches Sachverständigengutachten (§ 353 Z. 1) 
oder durch Amtsmißbrauch seitens des Richters 
(auch eines Geschworenen) erfolgte. 

Die österreichische Strafprozeßordnung ver- 
langt abweichend von der französischen und 
deutschen Strafprozeßordnung zur Wiederauf- 
nahme ob falsa keineswegs, daß die die Wieder- 
aufnahme begründende strafbare Handlung durch 
ein strafgerichtliches Urteil festgestellt werde. Sie 
verlangt also nicht, daß der Zeuge wegen falscher 
Aussage verurteilt werde, ebensowenig, daß ein 
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Strafurteil wegen Fälschung einer Urkunde oder 
wegen Bestechung erfolgt; ob der Tatbestand 
einer strafbaren Handlung vorliegt, sowie ob 
das frühere Urteil tatsächlich durch diese straf- 
bare Handlung beeinflußt wurde, d. h. ob zwischen 
dem kondemnierenden Urteile und dem falschen 
Beweismittel ein Zusammenhang besteht, hat 
das Gericht nach seinem Ermessen zu beurteilen. 
Die Zulässigkeit der Wiederaufnahme von diesem 
Gesichtspunkte wird jedoch nur in dem Falle 
begründet sein, wenn nicht nur die objektive 
Fälschung des betreffenden Beweismittels nach- 
gewiesen wird, sondern auch der subjektive Tat- 
bestand der strafbaren Handlung hergestellt ist, 
d. i., wenn die falsche Aussage bewußt abgelegt 
wurde, öder eine bewußte Fälschung einer Urkunde 
vorliegt. 

Bezüglich der Bestechung ist folgendes zu 
bemerken : 

Die nachgewiesene Bestechung eines Ge- 
schworenen wird selbstverständlich immer die 
Wiederaufnahme in Ansehung des kondem- 
nierenden Urteiles begründen. 

Da die Geschworenen nicht aussprechen, in 
welchem Sinne jeder einzelne von ihnen gestimmt 
hat, ob für die Verurteilung oder für die Frei- 
sprechung des Angeklagten, so untergräbt die 
nachgewiesene Bestechung eines Geschworenen 
unbedingt den Glauben an die Gerechtigkeit des 
gefällten Urteiles. 

In der Regel bezieht sich dies auch auf die 
Mitglieder des Schwurgerichtshofes. Es kann 
nur ein Ausnahmsfall bezüglich eines Mitgliedes 
des Schwurgerichtshofes eintreten, wenn nach- 
gewiesen wird, daß seine Rolle in der gegen- 
ständlichen Angelegenheit eine ganz passive war, 
wie dies oben im allgemeinen Teile ausgeführt 
wurde. Strittig ist bloß die Frage, ob die 
Bestechung des Staatsanwaltes oder des Ver- 
teidigers zum Nachteile des Angeklagten die 
Revision begründet. 

Bezüglich des Verteidigers muß diese Frage 
vom Standpunkte der österreichischen Straf- 
prozeßordnung bejaht werden, bezüglich des 
Staatsanwaltes hingegen verneint werden; der 
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Staatsanwalt hat nämlich von amtswegen ohnehin 
gegen den Angeklagten aufzutreten, überdies ist 
derselbe kein Richter, weshalb seine Bestechung 
für den Ausgang der Sache gleichgiltig ist und 
die Revision nicht begründet. 

Das Gesetz verlangt, daß die strafbare Handlung, 
welche die Wiederaufnahme begründen soll, nicht 
durch den Angeklagten selbst, sondern durch 
eine dritte Person verschuldet sein muß; wenn 
also der Verurteilte selbst die strafbare Handlung 
begangen hat, z. B. jemanden zu einer falschen 
Aussage gegen sich veranlaßt oder beredet oder 
den Richter bestochen hat, der ihn sodann 
verurteilte, alsdann ist die Revision gemäß § 353 
Z. 1, d. i. ob falsa ausgeschlossen. , 

Aber auch in diesem Falle wäre die Revision 
gemäß § 353 Z. 2, d. i. ob nova zulässig; es 
wäre nämlich ungerecht, die Revision unbedingt 
auch in dem Falle, wenn auf Grund neuer Tat- 
sachen und Beweismittel nachgewiesen werden 
könnte, daß das kondemnierende Urteil irrig ist, 
lediglich aus dem Grunde auszuschließen, weil 
der Verurteilte im früheren Prozesse einen Zeugen 
zu einer falschen Aussage beredet oder einen 
Richter bestochen hat. Diese letztere Handlung 
kann abgesondert zur Verantwortung gezogen 
werden, sie darf jedoch nicht der Revision eines 
Urteiles entgegenstehen, welches aus einem 
anderen Grunde zweifellos irrig ist. 

2. Die Wiederaufnahme ex capite novorum, 
wenn der Verurteilte neue Tatsachen oder Beweis- 
mittel vorbringt, welche an und für sich oder 
in Verbindung mit den früher festgestellten 
Beweisen geeignet sind, die Freisprechung oder 
die Verurteilung wegen einer unter ein milderes 
Strafgesetz fallenden Handlung zu begründen. 
(§ 353 Z. 2). Das Gesetz unterscheidet neue 
Tatsachen, welche früher unbekannt waren oder 
nicht festgestellt wurden und neue Beweismittel, 
welche schon früher festgestellte Tatsachen er- 
weisen sollen, die aber früher gar nicht oder 
nicht genügend erwiesen wurden.*) 

*) Vgl. E. V. 21. Jänner 1899, Nr. 2304. 
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Selbstverständlieh können sowohl neue Tat- 
sachen, als auch neue Beweismittel angeführt 
werden. Ein neues, die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens begründendes Beweismittel liegt selbst- 
verständlich auch dann vor, wenn dasselbe die 
Erschütterung der Glaubwürdigkeit eines anderen 
Beweismittels anstrebt, auf welches sich das 
frühere kondemnierende Urteil stützt. 

Das Gesetz verlangt in Bezug auf die Wieder- 
aufnahme zu Gunsten des Angeklagten durchaus 
nicht, daß die neuen Tatsachen oder Beweismittel, 
welche die Wiederaufnahme begründen sollen, erst 
nach dem kondemnierenden Urteilehervorkommen. 
Sie können dem Angeklagten schon früher bekannt 
sein. Es genügt, wenn sie dem Gerichte neu 
sind, d. h., daß der Verurteilte sie erst nach dem 
kondemnierenden Urteile dem Gerichte vorbringt. 
(Noviter producta) 

Als neues Beweismittel, welches die Wieder- 
aufnahme begründet, kann auch ein Sachver- 
ständigengutachten dienen, welches auf Grund 
des Protokolles über die gerichtsärztliche Unter- 
suchung, sowie auf Grund der Akten nachweist, 
daß die früheren Sachverständigen sich geirrt 
haben.*) Ebenso begründet die Wiederaufnahme 
der Beweis, daß die Zeugen, deren Aussagen 
die Verurteilung herbeigeführt haben, sich geirrt 
hatten. Es ist nicht notwendig, daß die Zeugen, 
deren Aussagen die Verurteilung herbeigeführt 
haben, des Verbrechens des Betruges durch 
falsche Aussage schuldig erkannt werden, es 
genügt der Beweis, daß ihre Aussagen objektiv 
unvjiahr sind.**) 

Nur zur Wiederaufnahme ob falsa wird die 
Existenz einer strafbaren Handlung, welche die 
Fälschung beweist, verlangt. Der Mangel einer 
strafbaren Handlung schließt jedoch die Wieder- 
aufnahme ob nova nicht aus, wenn auf Grund 
neuer Beweismittel nachgewiesen werden kann, 
daß die früheren Beweise objektiv falsch waren. 

•) s. die Abhandlung des Autors in „Gellers ZBL", 
Bd. IX, S. 41-46. 

••) s. die Abhandlung des Autors im „Oerichtssaal" 
vom Jahre 1897, Bd. 53, S. 450—458. 
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Es wird weiters nicht erfordert, daß die Tat- 
sachen, bzw. Beweismittel, welche zur Begründung 
der Wiederaufnahme angeführt werden, direkt 
die Unschuld des Verurteilten beweisen müssen ; 
es genügt, wenn dieselben geeignet sind, die 
Grundlagen des früheren kondemnierenden Urteiles 
zu erschüttern. 

Ob die neuen Tatsachen oder Beweismittel 
die Freisprechung des Verurteilten zu begründen 
vermögen, hat das Gericht nach seinem freien 
Ermessen gemäß § 258 StPO. zu beurteilen.*) 

So entschied beispielsweise der Oberste 
Gerichtshof in der PIE. vom 14. Februar 188Q, 
ZI. 13.658, Slg. 1206, daß zur Begründung des 
Antrages auf Wiederaufnahme seitens einer, wegen 
Beleidigung gemäß § 487, respektive 488 ver- 
urteilten Person, im Falle des § 490* StO. die 
Anführung solcher neuen Tatsachen oder Beweis- 
mittel genügt, welche an und für sich oder in 
Verbindung mit anderen Beweismitteln nach- 
weisen, daß der Verurteilte genügende Gründe 
hatte, die Beschuldigung für wahr zu halten. 

3. Die Wiederaufnahme wegen Widerspruches 
zweier kondemnierenden Urteile (§ 353 Z. 2) 
d. i., wenn wegen derselben Tathandlung zwei 
oder mehrere Personen durch verschiedene Er- 
kenntnisse verurteilt worden sind und bei der 
Vergleichung dieser Erkenntnisse, sowie der 
ihnen zugrundeliegenden Tatsachen die Nicht- 
schuld einer oder mehrerer dieser Personen 
notwendig anzunehmen ist. 

Nach französischem Rechte erfolgt in solchen 
Fällen die Revision beider Urteile; beide Urteile 
werden aufgehoben, beide durch verschiedene 
Urteile Verurteilten erscheinen neuerlich vor 
Gericht, welches erst nach Prüfung beider Straf- 
sachen entscheidet, welche Verurteilung als irrig 
aufzuheben und durch ein freisprechendes Urteil 
zu ersetzen ist, während das andere in Kraft 
erhalten wird. 

Nach österreichischem Rechte ist dies nicht 
notwendig. Ueber Verlangen eines der Verurteilten, 
in der Regel desjenigen, welcher früher ver- 

*) E. V. 21. Jänner 1899, Nr. 2304. 
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urteilt wurde, kann die Wiederaufnahme nur in 
Ansehung desjenigen erfolgen, der eine un- 
schuldige Verurteilung behauptet, ohne daß das 
andere Urteil irgendwie berührt würde. 

Die Grundlage der Revision ist der materielle 
Widerspruch der beiden Urteile, es muß 
somit aus ihrem Inhalte hervorgehen, daß tat- 
sächlich die Identität der Tat vorliegt und daß 
wegen derselben Tathandlung, welche nur eine 
Person begehen konnte, zwei Personen verurteilt 
wurden. 

Es ist selbstverständlich, daß dieser Revisions- 
grund auch dann vorliegt, wenn festgestellt wird, 
daß nur zwei Personen die inkriminierte Handlung 
begangen haben, während mit einem Urteile eine 
Person, mit dem anderen hingegen zwei Personen 
verurteilt wurden, so daß eine der verurteilten 
Personen zweifellos unschuldig ist oder wenn 
sowohl mit dem ersten, als auch mit dem zweiten 
Urteile je zwei Personen, somit zusammen vier 
Personen, somit zwei von ihnen unschuldig ver- 
urteilt worden waren. 

B. Die Wiederaufnahme zum Nachteile 
des Angeklagten ist zulässig, sowohl im Falle 
der Freisprechung eines Angeklagten zum Zwecke 
der Aufhebung des freisprechenden Urteiles und 
Fällung eines kondemnierenden, als auch im Falle 
der Verurteilung zum Zwecke der Erlangung 
einer strengeren Bestrafung. 

In dem letzteren Falle sind jedoch die Voraus- 
setzungen der Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
zum Nachteile des Verurteilten strengerer Natur. 

Insbesondere bestimmt die Strafprozeßordnung 
im § 356, daß eine solche Wiederaufnahme nur 
unter nachstehenden Voraussetzungen zulässig ist: 

1. Wenn das wirklich verübte Verbrechen 
mit Tod oder lebenslänglicher Kerkerstrafe be- 
droht ist, während nach dem dem Urteile zu- 
grundegelegten Strafsatze nur auf zeitliche Kerker- 
strafe erkannt werden konnte, 

2. wenn wenigstens 10-jährige Kerkerstrafe 
zu verhängen wäre, während die Bemessung der 
Strafe nach einem Strafsatze in der Dauer von 
höchstens 5 Jahren vorgenommen wurde, 
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3. wenn eine Tat sich als Verbrechen dar- 
stellt, während der Angeklagte nur wegen eines 
Vergehens oder einer Uebertretung verurteilt 
wurde. 

Ausgeschlossen ist somit die Wiederaufnahme 
zum Nachteile des Verurteilten, zum Zwecke der 
Verhängung einer strengeren Strafe in den Grenzen 
desselben Strafsatzes, weiters wenn die Verur- 
teilung nach dem Straf satze von 5—10 Jahren 
Kerker erfolgte, während die Strafe nach dem 
Strafmaße von 10—20 Jahren zu verhängen ge- 
wesen wäre oder wenn die Verurteilung nach 
dem Strafsatze von 6 Monaten bis zu einem 
Jahre erfolgte, während die Strafe im Ausmaße 
von 5—10 Jahren zu verhängen war. 

Die Grundlagen der Zulässigkeit der Wieder- 
aufnahme zum Nachteile des Verurteilten sind 
dieselben wie zu Gunsten desselben jedoch mit 
einer wesentlichen Abänderung. 

Insbesondere ist die Wiederaufnahme zum 
Nachteile des Angeklagten in nachstehenden 
Fällen zulässig: 

1. Ob falsa, wenn das Erkenntnis durch 
Fälschung einer Urkunde oder durch falsches 
Zeugnis, Bestechung oder eine sonstige strafbare 
Handlung des Angeklagten oder einer dritten 
Person (z. B. eines der Familienglieder) herbei- 
geführt worden ist (§ 356, Z. 1). 

Das Gesetz verlangt selbstverständlich einen 
Zusammenhang zwischen der strafbaren Handlung 
und dem freisprechenden Urteile, wenn also die 
vorliegende Fälschung mit dem gefällten Urteile 
in keinem Zusammenhang stünde und für den 
Ausgang der Sache gleichgiltig wäre, so ist keine 
Grundlage für die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens gegeben. Unter diesen Wiederaufnahms- 
grund fällt auch der Fall, wenn beispielsweise 
der Staatsanwalt durch Mißbrauch seiner Amts- 
gewalt von der Anklage zurücktritt und infolge- 
dessen ein freisprechendes Urteil erfolgt. 

2. Wenn der Angeklagte nach Rechtskraft des 
Urteiles gerichtlich oder außergerichtlich ein 
Geständnis der ihm beigemessenen Tat ablegt. 
(§ 355, Z. 2, Abs. 1). Das vor Fällung des Urteiles 
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abgelegte Geständnis kann selbstverständlich, 
wenn es erst später hervorkommt, die Wieder- 
aufnahme vom Gesichtspunkte dieses Revisions- 
grundes nicht begründen. Es könnte lediglich 
als neue Tatsache im Sinne des § 355, Z. 2, 
Abs. 2 die Wiederaufnahme begründen. 

3. Wenn nach Rechtskraft des Urteiles neue 
Tatsachen oder Beweismittel sich ergeben, welche 
allein oder in Verbindung mit den früher er- 
hobenen Beweisen geeignet erscheinen, die Ueber- 
führung des Angeklagten zu begründen {ob nova 
§ 355, Z. 2, Abs. 2 StPO.). Zwischen der Wieder- 
aufnahme zum Nachteile eines Freigesprochenen 
und der Wiederaufnahme zu Gunsten eines Ver- 
urteilten im Sinne des § 355, Z. 2 besteht der 
Unterschied, daß zur Wiederaufnahme zu Gunsten 
des Angeklagten die Anführung von neuen Tat- 
sachen oder Beweismitteln genügt, selbst wenn 
diese Tatsachen und Beweise dem Angeklagten 
schon vor Fällung des Urteiles bekannt gewesen 
wären; es genügt, wenn die Tatsachen, welche 
die Wiederaufnahme begründen sollen, für den 
erkennenden Gerichtshof neu sind. Hingegen hat 
der öffentliche oder Privat-Ankläger nicht das 
Recht, die Wiederaufnahme zu verlangen, wenn 
er die Tatsachen, welche die Wiederaufnahme 
begründen sollen, schon vor Fällung des Urteiles 
gekannt hat, weil das Gesetz in diesem Falle 
verlangt, daß diese Tatsachen erst nach Rechts- 
kraft des Urteiles hervorgekommen sein müssen. 
Zur Begründung der Wiederaufnahme zu Gunsten 
des Verurteilten genügen somit noviter producta^ 
zur Begründung der Wiederaufnahme zum Nach- 
teile des Angeklagten werden hingegen noviter 
reperta verlangt.*) 

Abweichend hievon hat der Kassationshof 
am 21. Jänner 1899, ZI. 15.797, KH. 2304, ent- 
schieden, daß die Wiederaufnahme des Verfahrens 
zum Nachteile des Angeklagten auch wegen eines 
Beweismittels erfolgen kann, welches zwar im 
Zeitpunkte der Fällung des freisprechenden Urteiles 
bekannt war, jedoch erst später zugänglich wurde. 

*) Vgl. Mittelbacher, Kommentar, S. 606 und 607, 
Anm. 1, sowie Mayer's Handbuch I., S. 905. 
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In dem dieser Entscheidung zugrundeliegenden 
Rechtsfalle, haben die im Zuge der Untersuchung 
verhörten Zeugen ausgesagt, daß der wegen 
Meineides in einer Alimentationsangelegenheit 
Angeklagte dem X. einen Geldbetrag dafür anbot, 
daß derselbe die Vaterschaft auf sich nehme. 
Die Staatsanwaltschaft hat schon in der Unter- 
suchung den Antrag auf Einvernahme jenes 
Zeugen gestellt. Als derselbe jedoch nicht aufzu- 
finden war, zog die Staatsanwaltschaft ihren Antrag 
zurück und verlangte die Durchführung der Ver- 
handlung ohne diesen Zeugen. Bei der Haupt- 
verhandlung ist ein freisprechendes Urteil gefällt 
worden. Erst nach dem Urteile wurde der Zeuge X. 
ausfindig gemacht und einvernommen. Auf Grund 
seiner Aussagen wurde die Wiederaufnahme des 
Verfahrens zugelassen und der Angeklagte ver- 
urteilt. Der Verteidiger hat gegen das Urteil die 
Nichtigkeitsbeschwerde im Sinne des § 281, Z. 9, 
lit b StPO. ergriffen, indem er vorbrachte, daß 
die Wiederaufnahme somit die neuerliche Ver- 
folgung der Tat ausgeschlossen war. Der Kassations- 
hof hat die Nichtigkeitsbeschwerde verworfen 
und sein Erkenntnis nachstehends begründet: 

Richtig ist zwar, daß es bei der Wiederaufnahme zum 
Nachteile des Beschuldigten nicht wie bei jener zum Vor- 
teile desselben (§ 353, Z. 2 StPO.) genügt, daß neue Tat- 
sachenoder Beweismittel beigebracht werden (novaproduda), 
sondern daß erfordert wird, daß sich neue Tatsachen oder <^ 
Beweismittel ergeben haben (nova reperta), d. h. daß dieselben 
in dem früheren Verfahren nicht nur nicht vorgekommen, 
sondern auch dem Beweisführer unbekannt waren ; richtig 
ist es auch, daß die im vorliegenden Falle zur Wieder- 
aufnahme führende Tatsache keine neue im Sinne des 
Gesetzes war. Neu war jedoch im Sinne des § 355, Z. 2 StPO. 
das diese Tatsache betreffende Beweismittel nämlich 
die Aussage des Zeugen X., da im beweisrechtlichen Sinne 
der Begriff des Beweismittels unabhängig von seiner Be- 
nützung gar nicht bestimmt werden kann, der berufene 
Zeuge also erst zu einem Beweismittel wird, wenn die 
Möglichkeit und Gelegenheit zu seiner Einvernahme ge- 
geben erscheint, welche Voraussetzung im vorliegenden 
Falle erst nach Fällung des ersten freisprechenden Erkennt- 
nisses eintrat. 
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An diese Begründung knüpft die Oeneral- 
prokuratur nachstehende Bemerkungen: 

Sowohl in dem Sprachgebrauch des gewöhnlichen 
Lebens, wie in dem der Wissenschaft ist man gewohnt, 
von „Urkunden", wie von „Zeugen" dann bereits zu 
sprechen, wenn dieselben dazu bestimmt sind, künftig als 
Beweismitel zu dienen, das heißt also bezüglich der ersteren, 
wenn sie zu dem Zweck des Beweises angefertigt sind, 
bei den letzteren, wenn sie aufgefordert wurden, bestimmte 
Wahrnehmungen zu machen, um sie künftig auf Verlangen 
bekunden zu können. Gegen diesen Sprachgebrauch ist nun 
gar nichts einzuwenden, wenn man sich nur bewußt bleibt, 
daß das gleiche Wort hier eine andere Bedeutung besitzt, 
als im prozessualischen Beweisrecht. Im prozessualen Sinne 
st der testis rogatus ganz und gar kein Zeuge; er wird, 
es erst, wenn man sich seiner als Beweismittel bedient. 
Man vergleiche die für den Zeugen gegebene Definition 
bei welchem Prozessualisten man will, niemals wird sie 
den Solennitätszeugen umfassen. Dies ist auch ganz natürlich. 
Der Begriff des Beweismittels kann gar nicht unabhängig 
von seiner Benützung bestimmt werden. Der testis rogatus 
aber wird als Beweismittel noch nicht benutzt ; als solcher 
ist er überhaupt kein Beweismittel. Und bedient man sich 
seiner Beweisführung, so steht er jedem anderen Zeugen, 
der seine Wahrnehmung zufällig gemacht hat, völlig gleich. 
Genau ebenso verhält es sich auch mit den Urkunden . . . 
(Kries in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen- 
schaft, Bd. VI. 156; vgl. auch Storch, Rizenitrestnirakouske^ 
II. Th. S. 73.) 

Ob jedoch angesichts dessen, daß die Staats- 
anwaltschaft schon im ersten Verfahren die 
Mögh'chkeit hatte, dieses Beweismittel zu benützen, 
behauptet werden kann, daß dasselbe für sie 
neu war und erst nach dem freisprechenden 
Urteile sich ergeben hat, erlauben wir uns trotz 
der obigen Ausführungen zu bezweifeln. 

Die zum Revisionsbegehren berechtigten 
Personen. 

I. Die Wiederaufnahme des Verfahrens zu 
Gunsten des Verurteilten kann sowohl vom Ver- 
urteilten vor oder nach Abbüßung der Strafe 
als auch von allen denjenigen Personen begehrt 
werden, welche zu seinen Gunsten die Nichtigkeits- 

6 
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beschwerde oder die Berufung einzubringen be- 
rechtigt sind und dies sowohl zu Lebzeiten, als 
auch nach dem Tode des Verurteilten (§ 354). 
Zum Revisionsbegehren sind somit im Sinne des 
§ 283 berechtigt: der Ehegatte, die Aszedenten 
und Deszedenten, sowie auch der Vormund. Nach 
dem Tode des Verurteilten steht das Recht, die 
Revision zu begehren, auch den Erben, obwohl 
sie nicht zu den oben aufgezählten Personen 
gehören, auf Grund der §§ 354 und 283 StPO. zu. 

Wenn nämlich die StPO. im § 283 den 
Erben das Recht zuerkennt, gegen das verurteilende 
Erkenntnis hinsichtlich der privatrechtlichen An- 
sprüche die Berufung einzubringen, so muß ihnen 
auch das Recht, die Revision eines rechtskräftigen 
Urteiles zu verfangen, zuerkannt werden, weil 
ohne dieselbe der Ausspruch über die privat- 
rechtlichen Ansprüche nicht angefochten werden 
könnte. (Vergl. § 530, Z. 5 ZPO.) 

Das Gesetz spricht sich nicht klar darüber 
aus, ob die im § 283 genannten Personen die 
Wiederaufnahme des Verfahrens zu Lebzeiten 
des Verurteilten auch gegen dessen Willen ver- 
langen können. Im Falle der Minderjährigkeit des 
Verurteilten qnteriiegt es keinem Zweifel, daß 
den Eltern bzw. dem Vormunde dieses Recht 
zusteht; ob aber der Ehemann einer verurteilten 
großjährigen Gattin, dem das Recht, die Nichtigkeits- 
beschwerde gegen den Willen der Verurteilten 
zu erheben nicht zusteht, das Recht hat die 
Wiederaufnahme zu verfangen, spricht das Gesetz 
deutlich nicht aus. Mayer spricht ihnen dieses 
Recht ab, was wir auch vollständig billigen, denn, 
wenn das Gesetz den gedachten Personen kein 
selbstständiges Recht, die Nichtigkeitsbeschwerde 
oder die Berufung zu erheben, zuerkennt, liegt 
auch kein Grund vor, ihnen das Recht einzu- 
räumen, gegen den Willen des Verurteilten die 
Wiederaufnahme zu verfangen. 

Der Staatsanwalt ist nicht nur berechtigt, 
sondern auch verpflichtet, die Wiederaufnahme 
zu Gunsten des Verurteilten zu verfangen, wenn 
er aus Anlaß seiner Amtsführung z. B. aus einer 
anderen Strafsache eine Tatsache erfährt, welche 
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die Wiederaufnahme zu Gunsten des Verurteilten 
begründen könnte. Er hat in diesem Falle hievon 
den Angeklagten oder eine zum Revisionsbegehren 
berechtigte Person zu verständigen oder das 
Revisionsbegehren selbst zu stellen ; zum Nach- 
teile des Angeklagten kann die Wiederaufnahme 
nur vom öffentlichen oder privaten Ankläger ver- 
langt werden. 

Revisionsverfahren. 

Wir müssen zwei Phasen des Verfahrens 
unterscheiden: 

I. Das Stadium, in welchem der Revisions- 
antrag geprüft wird, bis zur Entscheidung über 
die Zulässigkeit der Revision, 

IL das wiederaufgenommene Verfahren. 

ad I. Der Antrag ist bei demjenigen Gerichte 
I. Instanz anzubringen, welches das frühere Straf- 
verfahren durchgeführt hat. Dieses Gericht ist 
zur Entscheidung über die Zulässigkeit der 
Revision berufen. Auch in dem Falle, wenn der 
Gerichtshof bei Entscheidung über ein Verbrechen 
oder ein Vergehen den Angeklagten lediglich 
einer Uebertretung schuldig erkannt hat, gehört 
die Entscheidung über die Zulässigkeit der Wieder- 
aufnahme zur Zuständigkeit des Gerichtshofes 
I. Instanz, welches das Urteil gefällt hat. Dieser 
Gerichtshof kann jedoch, wenn er die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens wegen Uebertretung 
zuläßt, die Durchführung der neuerlichen Ver- 
handlung dem zuständigen Bezirksgerichte auf- 
tragen.*) Wenn es sich um die Wiederaufnahme 
bezüglich einer Tat handelt, welche sich als Ver- 
brechen darstellt, vom Bezirksgerichte aber als 
Uebertretung behandelt wurde, ist der Gerichtshof 
zuständig, in dessen Sprengel das bezügliche 
Bezirksgericht gelegen ist. Zur Entscheidung über 
die Wiederaufnahme ist das Gericht, welches das 
zu revidierende Urteil gefällt hat, auch dann zu- 
ständig, wenn es bloß auf Grund der Delegation 
zuständig war. (E. v. 9. April 1894, KH. 2064). 

Der Untersuchungsrichter muß vor allem die 
Tatsachen prüfen, auf welche sich der Wieder- 

•) Vergh Waser, GZ. 1890, Nr. 39. 
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aufnahmsantrag stützt, es sei denn, daß die be- 
haupteten neuen Tatsachen und Beweise, selbst 
ihre Wahrheit vorausgesetzt, das Revisionsbegehren 
nicht begründen würden. 

Hierauf ist der Gegner des Revisionswerbers 
einzuvernehmen. Es muß somit, wenn der Ange- 
klagte die Revision beantragt hat, sein Begehren 
samt den Ergebnissen der durchgeführten Er- 
hebungen dem Ankläger zugefertigt werden. 
Wenn das Revisionsbegehren vom Ankläger aus- 
gegangen ist, muß hievon der Angeklagte ver- 
ständigt werden. Nachdem derselbe seine Ein- 
wendungen vorgebracht hat, hat der Gerichtshof 
I. Instanz über das Revisionsbegehren zu ent- 
scheiden. 

Der Gerichtshof entscheidet in einer Sitzung 
von 4 Mitgliedern in nichtöffentlicher Sitzung 
(§ 357« abweichend von der Wiederaufnahme 
des § 352, über welche die Ratskammer ent- 
scheidet). Gegen die gefällte Entscheidung steht 
den Parteien, d. i. dem Angeklagten, bzw. dem 
Ankläger das Rechtsmittel der Beschwerde an 
den Gerichtshof II. Instanz zu, welcher auf Statt- 
gebung oder auf Abweisung des Revisionsbe- 
gehrens erkennt. 

Wenn der Gerichtshof 11. Instanz dem Revisions- 
begehren stattgibt, kann derselbe zur Durch- 
führung des wiederaufgenommenen Verfahrens 
einen anderen Gerichtshof delegieren mit Um- 
gehung desjenigen, welcher sich mit der Sache 
früher befaßt hat. Infolge des die Revision zu- 
lassenden Beschlusses wird das frühere Urteil 
aufgehoben und die Angelegenheit in das Unter- 
suchungsstadium zurückgeleitet. Wenn die Revision 
lediglich bezüglich einer von mehreren strafbaren 
Handlungen zugelassen wird, so bezieht sich 
die Aufhebung des Urteiles selbstverständlich 
bloß auf den durch die Revision berührten Absatz 
des Urteiles, während die anderen Absätze un- 
berührt bleiben. Bezüglich der Folgen des infolge 
Zulassung der Revision aufgehobenen kondem- 
nierenden Urteiles bestimmt die Strafprozeß- 
ordnung im § 358 « inkonsenquenter Weise, daß 
die Folgen voriäufig bis zur Fällung des neuen 
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Erkenntnisses fortdauern und erst dan beseitigt 
werden, wenn das wiederaufgenommene Verfahren 
durch Einstellung oder durch ein freisprechendes 
Urteil beendigt wird. Diese Aestimmung ist in- 
konsequent und unrichtig; denn, wenn das 
kondemnierende Urteil aufgehoben wird, ist gat 
keine rechtliche Grundlage vorhanden, die Folgen 
der strafgerichllichen Verurteilung auch nur 
provisorisch in Kraft zu erhalten, Gleichzeitig 
mit der Aufhebung des kondemnierenden Urteiles 
sind auch dessen Folgen entfallen. Zu ihrem 
Fortbestande ist gar kein Substrat gegeben. 
Ebenso inkonsequent und in die Strafprozeß- 
ordnung gar nicht hineingehörig ist die Bestimmung 
des § 358«, daß während des wiederaufge- 
nommenen Verfahrens trotz der Aufhebung des 
früheren Urteiles die Sicherstellungsexekution für 
die privatrechtlichen Ansprüche aus dem früheren 
nunmehr aufgehobenen Urteile bewilligt werden 
kann. Diese Bestimmung wurde übrigens auch 
in der neuen Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896 
(aufrecht erhalten. 

Das Revisionsbegehren hat an sich noch gar 
keine Bedeutung und auch gar keine Folgen, 
weshalb der Strafvollzug weder gehemmt noch 
unterbrochen wird; es können jedoch Umstände 
voriiegen, welche eine Hemmung des Strafvollzuges 
als geboten erscheinen lassen, wenn beispielsweise 
der Revisionsantrag durch derartige Beweise er- 
härtet wird, daß die Zulassung der Revision sehr 
wahrscheinlich ist. In einem solchen Falle kann 
der Gerichtshof, welcher über das Revisions- 
begehren zu entscheiden hat, nach Anhörung des 
Anklägers sowohl über Antrag des Revisions- 
werbers, als auch von Amtswegen die Innehaltung 
mit dem Strafvollzuge bis zur endglltigen Ent- 
scheidung über das Revisionsbegehren anordnen. 
Wurde jedoch die Revision rechtskräftig zuge- 
lassen, alsdann muß der Strafvollzug sofort 
gehemmt, der Angeklagte somit, wenn er die 
Strafe abbüßt, aus dem Gefängnisse entlassen 
werden. 

Sollten jedoch die Voraussetzungen der Unter- 
suchungshaft vorliegen, so kann der Angeklagte 
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nach den allgemeinen Bestimmungen der Straf- 
prozeßordnung in Untersuchungshaft rückbehalten 
werden (z. B. wegen Fluchtverdachtes, wegen 
Kollusionsgefahr oder aus dem Gründe des 
§ 180 StPO.). Die Oefängnishaft, welche der Ver- 
urteilte abbuBt, kann somit unter Umständen in 
Untersuchungshaft umgewandelt werden. 

ad II. Das wiederaufgenommene Ver- 
fahren: 

Infolge der rechtskräftig zugelassenen Wieder- 
aufnahme wird die Angelegenheit in der Regel 
in das Untersuchungsstadium zurückgeleitet. Es 
muß daher eine neuerliche Untersuchung im 
Rahmen des die Revision anordnenden Erkennt- 
nisses geführt, insbesondere die frühere Unter- 
suchung in der durch das Revisionserkenntnis 
angezeigten Richtung ergänzt, die neuen Tatsachen 
geprüft und die neuen Beweismittel festgestellt 
werden, insofeme dies nicht bereits vorher durch 
den Untersuchungsrichter bei der vorgängigen 
Prüfung des Wiederaufnahmsantrages im Sinne 
des § 357 StPO. geschehen ist. 

Selbstverständlich gelten bezüglich der wieder- 
aufgenommenen Untersuchung die allgemeinen 
Grundsätze der Strafprozeßordnung sowohl be- 
züglich der Führung derselben, als auch bezüglich 
der Einstellung, Erhebung der Anklage u. s. w. 

Sollte das wiederaufgenommene Verfahren 
ohne Hauptverhandlung eingestellt werden, so 
hat der bezügliche Beschluß, bzw. der durch die 
Ratskammer gefaßte Einstellungsbeschluß, sowie 
die Entscheidung des Obergerichtes, wodurch 
die Anklageschrift aufgehoben wurde, dieselben 
Folgen wie das freisprechende Urteil ; alle Folgen 
des früheren kondemnierenden Urteiles werden 
somit aufgehoben. 

Der Freigesprochene hai überdies das Recht, 
die öffentliche Kundmachung des betreffenden 
Beschlusses zu verlangen. Falls es zur neuerlichen 
Verhandlung kommt, so ist dieselbe nach den 
allgemeinen Grundsätzen durchzuführen und ein 
neues Urteil zu fällen. 

Die Strafprozeßordnung bestimmt weiters, daß 
von der neuerlichen Verhandlung der Privat- 
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beteiligte zu verständigen ist, sowie daß die Aus- 
sagen der Zeugn, der Sachverständigen und der 
Mitangeklagten, welche nicht mehr einvernommen 
werden können (z. B. infolge inzwischen einge- 
tretenen Todes) aus den Akten zu verlesen sind. 
Diese Bestimmung weicht somit insoferne von 
dem allgemeinen Grundsatze des § 252 StPO. ab, 
als im § 359« die Verlesung der früheren 
Protokolle vorgeschrieben ict, während dieselbe 
im § 252 lediglich als zulässig erklärt wird. Die 
neue Verhandlung ist eine vollkommen selbst- 
ständige und von der früheren unabhängige; es 
kann daher der Fall eintreten, daß obwohl die 
neuen Tatsachen und Beweise, wegen welchei 
die Revision zugelassen wurde, mißlingen, an 
Stelle des früheren kondemnierenden Urteiles 
trotzdem ein freisprechendes gefällt wird und 
umgekehrt. 

Es kann auch der Fall eintreten, daß obwohl 
die Wiederaufnahme zum Nachteile des Ver- 
urteilten, insbesondere zum Zwecke der Ver- 
urteilung wep"en eines unter einen strengeren 
Strafsatz fallenden Verbrechens (§ 356, Z. 1 und 
2 StPO.) zugelassen wurde, bei der neuen Ver- 
handlung an Stelle des früheren kondemnierenden 
Urteiles ein den Angeklagten zur Gänze frei- 
sprechendes Urteil gefällt wird. 

Es muß bemerkt werden, daß wenn der 
Wiederaufnahme zum Nachteile eines Freige- 
sprochenen rechtskräftig stattgegeben wurde, 
derselbe bei der neuerlichen Verhandlung nicht 
die Einwendung vorbringen kann, daß zur Zu- 
lassung der Wiederaufnahme die rechtliche Grund- 
lage gefehlt hat, daß somit die Strafverfolgung 
aus prozessualen Gründen, d. i. ob Abganges 
der gesetzlichen Grundlagen der Wiederaufnahme 
ausgeschlossen ist. (Vergl. § 213, Z. 3, 259, Z. 3 
letzter Abs. und 317 letzter Abs.). Ebensowenig 
kann das eventuelle kondemnierende Urteil aus 
obigen Gründen angefochten werden. Hingegen 
steht dem Angeklagten dieses Recht in dem Falle 
zu, wenn ohne vorherige Durchführung des 
Revisionsverfahrens und ohne rechtskräftigen, die 
Revision zulassenden Gerichtsbeschluß das Ver- 
fahren wiederaufgenommen, eine neuerliche Ver- 



Digitized by VjOOQIC 



Handlung angeordnet und ein verurteilendes Er- 
kenntnis gefällt wurde. Die entgegengesetzte 
Ansicht des Kassationshofes in der Entscheidung 
vom 1. April 1881, ZI. 11.466 (Nr. 357 der 
Manz' sehen Sammlung) betrachten wir als irrig. 

Die Strafprozeßordnung beschränkt das bei 
der neuerlichen Verhandlung zu fällende Urteil 
lediglich nach der Richtung hin, daß mit dem- 
selben dem Verurteilten keine strengere Strafe 
auferlegt werden kann, als die mit dem früheren 
Urteile ausgesprochene, insoferne die Wieder- 
aufnahme lediglich zu Gunsten des Verurteilten 
zugelassen wurde; (der Grundsatz der Unzu- 
lässigkeit der reformatio in peius hat auch vor- 
liegends Anwendung), sowie daß bei Ausmessung 
der Strafe im neuen Urteile die bereits abgebüßte 
Strafe zu berücksichtigen, somit in Abzug zu 
bringen, bzw. einzurechnen ist. 

In Konsequenz dieser Bestimmung kann der 
Fall eintreten, daß im Falle der neuerlichen Ver- 
urteilung bloß wegen einer von mehreren straf- 
baren Handlungen, für welche der Angeklagte 
früher verurteilt wurde, das Gericht die Strafe 
als durch den bereits abgebüßten Teil der Strafe 
zur Gänze getilgt ansehen und den Verurteilten 
von jeder weiteren Strafe freisprechen kann. 
(Analogie des § 265 StPO.) Ebenso hat das 
Gericht, wenn die Wiederaufnahme bloß bezüglich 
einer von mehreren Tathandlungen zugelassen 
wurde und bezüglich dieser Tathandlung eine 
Freisprechung erfolgt, bei der Urteilsfällung 
darüber Beschluß zu fassen, welcher Teil der 
abgebüßten Strafe auf die Handlung, bezüglich 
deren gegenwärtig eine Freisprechung erfolgte, 
und welcher Teil für die durch die Revision 
nicht berührte Handlung entfällt und hat dem- 
entsprechend die Strafe auszumessen, bzw. aus- 
zusprechen, daß die Strafe als getilgt anzusehen 
ist und daß die weitere Strafe für die durch die 
Revision nicht berührten Gandlungen entfällt. 

Wir haben im Eingange erwähnt, daß die 
infolge Zulassung der Revision angeordnete Ver- 
handlung eine ganz neue ist, daß somit das bei 
derselben gefällte Urteil von dem früheren unab- 
hängig ist, von demselben also abweichen kann. 
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wenn auch die neuen Beweismittel, auf Grund 
deren die Wiederaufnahme bewilligt wurde, ent- 
fallen.*) Ebenso kann dasselbe gleichlautend mit 
dem vorigen gefällt werden, wenn auch die neuen 
Tatsachen festgestellt wurden oder die neuen 
Beweismittel die Unglaubwürdigkeit der früheren 
Beweismittel dargetan haben. 

Es kann somit der Gerichtshof auch im Falle 
der Wiederaufnahme zum Nachteile des Ange- 
klagten im Sinne des § 256, Z. 2, d. i. der Wieder- 
aufnahme zum Zwecke der Verurteilung w^en 
Verbrechens, den Angeklagten trotzdem neueriich 
bloß eines Vergehens oder einer Uebertretung 
schuldig sprechen. Es versteht sich von selbst, 
daß auch in diesem Falle ein neues wegen Ver- 
gehens oder wegen Uebertretung verurteilendes 
Erkenntnis gefällt werden muß, weil das frühere 
Urteil durch den die Wiederaufnahme bewilligenden 
Beschluß aufgehoben wurde. (E. des KH. vom 
24. Februar 1882, Nr. 424 und vom 1. April 1892, 
Nr. 1523). 

Es versteht sich von selbst, daß gegen das 
bei der neueriichen Verhandlung gefällte Urteil 
dieselben Rechtsmittel zustehen, wie gegen jedes 
andere Urteil. 

Das wiederaufgenommene Verfahren kann 
jedoch in dem Falle vereinfacht werden, wenn 
schon bei der Bewilligung der Wiederaufnahme 
zweifellos feststeht, daß das kondemnierende Urteil 
irrig war und daß der unschuldig Verurteilte 
freizusprechen ist. In diesem Falle kann das 
Gericht mit Zustimmung des Anklägers gleich- 
zeitig mit der Zulassung der Revision ein frei- 
sprechendes Urteil fällen, bzw. wenn die Revision 
lediglich zwecks Anwendung eines milderen Straf- 
satzes zugelassen wurde, ein diesem Revisions- 
begehren stattgebendes Urteil fällen und beispiels- 
weise den Angeklagten wegen Verbrechens des 

•) Mit Recht hat der KH. in der E. v. 1. März 1886, 
Nr. 891 der Sammlung ausgesprochen, daß die Wirksamkeit 
des die Wiederanfnahme bewilligenden Beschlusses sowie 
der auf Grund dieses Beschlusses erlassenen Anklageschrift 
dadurch nicht alteriert wird, daß das Beweismittel, auf 
Grund dessen die Wiederaufnahme bewilligt wurde, in der 
Folge entfällt. 
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Mordes freisprechen und Ihn lediglich wegen 
Totschlages verurteilen. 

Gegen ein solches mit Zustimmung des An- 
klägers gefälltes Urteil steht naturgemäß ein Rechts- 
mittel nicht zu ; der Freigesprochene kann ebenso 
wie in den anderen Fällen die öffentliche Kund- 
machung des freisprechenden Urteiles verlangen. 

Ebenso muß im Falle der Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens nach dem Tode des Verurteilten 
gleichzeitig mit dem die Revision bewilligenden 
Beschlüsse die weitere Untersuchung eingestellt 
werden, weil gegen einen Verstorbenen eine Unter- 
suchung nicht geführt werden kann. (§ 224 StO.) 

Eine weitere Konsequenz des freisprechenden 
Urteiles bzw. des demselben gleichgestellten, die 
Untersuchung einstellenden Beschlusses ist die 
mit Gesetz vom 16. März 1892 eingeführte Ent- 
schädigung für die ungerechtfertigte Verurteilung. 

Das Gesetz vom 16. März 1892, R. 64, 
über die Entschädigung für ungerecht- 
fertigt erfolgte Verurteilung enthält 
nachstehende Bestimmungen : 

1 . Wer wegen einer nach der Strafprozeßordnung 
zu verfolgenden strafbaren Handlung rechtskräftig 
verurteilt worden ist, kann vom Staate eine an- 
gemessene Entschädigung verlangen, wenn auf 
Grund der Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
die Einstellung des Verfahrens, die endgiltige 
Zurückweisung der Anklage oder seine Frei- 
sprechung bei der neuerlichen Verhandlung erfolgt, 
ferner in allen Fällen, in welchen nachträglich 
seine Freisprechung aus welchem Grunde immer 
— sei es infolge außerordentlicher Revision oder 
infolge Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des 
Gesetzes oder infolge einer von einem Mitange- 
klagten eingebrachten Nichtigkeitsbeschwerde 
(§ 290 StPO.) - erfolgt. Ebenso hat der Ver- 
urteilte nach Abbüßung der Strafe das Recht auf 
Entschädigung, wenn die Wiederaufnahme im 
Sinne des § 356 StPO. zu seinem Nachteile be- 
willigt wurde, bei der neuerlichen Verhandlung 
aber ein vollständig freisprechendes Urteil erfolgt. 

2. Der Anspruch auf Entschädigung ist un- 
statthaft, wenn der Verurteilte die ungerechtfertigte 
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Verurteilung absichtlich herbeigeführt oder im 
Falle eines Kontumazierungsurteiles Einspruch 
zu erheben unterlassen hat. 

Das Recht auf Entschädigung bezieht sich 
nur auf die durch die ungerechtfertigte Verurteilung 
erlittenen vermögensrechtlichen Nachteile. 

4. Zu Lebzeiten des unschuldig Verurteilten 
steht nur ihm selbst das Recht auf Entschädigung 
zu. Nach dem Tode des Verurteilten kann der 
Anspruch, wenn die Voraussetzungen sub 1 ge- 
geben sind, nur von dessen Ehegatten, Kindern 
und Eltern erhoben werden, und zwar nur inso- 
weit diesen Angehörigen durch die ungerecht- 
fertigte Verurteilung ein ihnen von dem Verurteilten 
geschuldeter Unterhalt entgangen ist. 

5. Der Anspruch auf Entschädigung ist bei 
dem Gerichte, welches das aufgehobene Urteil 
in erster Instanz gefällt hat, innerhalb der Präklu- 
sionsfrist von 3 Monaten von dem Zeitpunkte 
zu erheben, in welchem derselbe erhoben werden 
konnte. Der Anspruch kann mundlich zu Protokoll 
oder mittelst schriftlicher Eingabe geltend 
gemacht werden. 

6. Das Gericht hat von Amtswegen den An- 
spruch zu präfen, d. h. alle zur Feststellung des 
Anspruches erforderlichen Tatsachen zu erheben 
und nach Beendigung der Erhebungen dem 
Anspruchsteiler bekannt zu geben, daß es ihm 
freistehe, die Akten einzusehen und binnen 
14 Tagen eine Aeußerung zur Begründung seines 
Anspruches schriftlich zu überreichen. 

7. Die geschlossenen Akten sind hierauf nebst 
einem Gutachten des Gerichtes dem Justiz- 
ministerium vorzulegen, welches über den er- 
hobenen Anspruch erkennt und denEntschädigungs- 
anspruch feststellt. 

8. Dem Anspruchsteller steht eine Frist von 
60 Tagen von der Zustellung des Erkenntnisses 
des Justizministeriums zur Erhebung seines An- 
spruches vor dem Reichsgerichte auf Grund des 
Art. 3 ///. a des StGG. vom 21. Dezember 1867, 
R. 143 offen. Das Gesuch bedarf nicht der Unter- 
schrift eines Advokaten. 
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9. Das Gesetz findet auf Strafurteile, welche 
vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes gefällt worden 
sind, keine Anwendung; Personen also, welche 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, wenn auch 
vollkommen unschuldig verurteilt wurden, haben 
keinen Anspruch auf Entschädigung ohne Rück- 
sicht darauf, ob ihre Unschuld im Wege der 
Wiederaufnahme des Verfahrens erst nach dem 
Inkrafttreten des gedachten Gesetzes oder auch 
schon früher festgestellt wurde. 

Dieses Gesetz ist insoferne zu enge, als 
es dem unschuldig Verurteilten lediglich den 
Ersatz des erlittenen materiellen Schadens zuerkennt 
und den Ersatz des moralischen Schadens, der 
körperlichen Leiden infolge der Strafabbüßung, 
sowie die Entschädigung für Schimpf und Schande 
ausschließt/) 

Es ist jedoch zu bemerken, worauf im Ab- 
geordnetenhause im Zuge der Debatte über den 
Gesetz-Entwurf der Abgeordnete Pininski hinge- 
wiesen hat, daß die Entschädigung nicht erst 
für den aus dem Vollzuge des verurteilenden 
Erkenntnisses entstandenen Schaden, sondern 
auch für den aus der bloßen ungerechtfertigten 
Verurteilung entstandenen Schaden gebührt. 

Wenn somit der Verurteilte infolge der Ver- 
urteilung ein Amt, eine Stellung oder das Recht, 
einen Beruf oder ein Gewerbe auszuüben, verloren 
hat, gebührt ihm die Entschädigung des daraus 
entstandenen Vermögensverlustes, wenn auch das 
Urteil im Wege der Revision vor dem Vollzuge 
aufgehoben wurde. Die Entschädigung muß eine 
angemessene sein. Auch in dieser Beziehung 
muß auf die vom Abgeordneten Pininski im Ab- 
geordnetenhause bei der gegenständlichen Debatte 
ausgesprochenen Worte hingewiesen werden: 

Ich halte es für den richtigen Standpunkt, daß in 
diesem Falle sowohl der Justizminister, als auch das 
Reichsgericht als eine Art Billigkeitsgericht entscheiden 
werden, nicht in dem Sinne, daß dem unschuldig Ver- 
urteilten seitens der Regierung oder des Reichsgerichtes 
nur eine Gnade zu Teil werden sollte, sondern in dem 

Siehe E. d. RG. vom 16. Jänner 1896. ZI. 358, Nr. 731, 
der Sammlung von Hye. 



Digitized by VjOOQIC 



Q3 



Sinne, daß der Anspruch zweifellos ein Rechtsanspruch 
ist, über die Höhe desselben jedoch Billigkeitsrücksichten, 
das heißt die Grundsätze der Gerechtigkeit entscheiden 
sollen. 

Zum materiellen Schaden, dessen Ersatz der 
Verurteilte verlangen kann, gehören zweifellos 
auch die Kosten des erfolgreichen Revisionsver- 
fahrens, wie dies auch das Reichsgericht zu 
wiederholten Malen (entgegen der Ansicht 
HoegeFs) ausgesprochen hat. 

Dem unschuldig Verurteilten gebührt eine 
Entschädigung ausnahmslos in allen Fällen, in 
welchen zufolge der Revision die Einstellung 
oder Freisprechung erfolgt, somit im Falle der 
Einstellung ohne Röcksicht auf die Einstellungs- 
gründe. 

Wir können die Ansicht Hoegels' nicht 
akzeptieren, daß im Falle der Revision nach dem 
Tode des Verurteilten die Entschädigung nur 
dann gebührt, wenn die Einstellung infolge Ruck- 
trittes des Staatsanwaltes von der weiteren Ver- 
folgung im Sinne des § 109 StPO. erfolgte, daß 
dieselbe jedoch entfällt, wenn die weitere Ver- 
folgung lediglich infolge Todes des Verurteilten 
im Sinne des § 224 StO. unterblieb. 

Diese Unterscheidung ist dem Gesetze un- 
bekannt, welches die Entschädigung unbedingt 
im Falle der späteren Einstellung der Unter- 
suchung ohne Rücksicht auf die Einstellungs- 
gründe zuerkennt. 

Ueberdies würde in diesem Falle das Ent- 
schädigungsrecht von der Erklärung des Staats- 
anwaltes abhängen, ob er von der weiteren Ver- 
folgung im Sinne des § 109 StPO. oder im Sinne 
des § 224 StG. absteht und wären die zum Ent- 
schädigungsbegehren berechtigten Personen an- 
gesichts dessen wehrios, weil gegen den Beschluß 
auf Einstellung des Verfahrens ihnen nach der 
Strafprozeßorduung kein Rechtsmittel zusteht. 

Es ist nämlich nicht richtig, wie Hoegel 
meint, daß gegen die Einstellung der Untersuchung 
im Sinne des § 224 StG. dem Berechtigten die 
Nichtigkeitsbeschwerde an die Ratskammer gegen 
die Einstellungsgründe zusteht. Wenn auch der 
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beteiligten Partei ein solches Beschwerderecht 
zustände, so könnte der Beschluß der Ratskammer 
bzw. die Gründe derselben der Entscheidung des 
Reichsgerichtes nicht präjuduzieren, weil für das 
Reichsgericht lediglich die Tatsache besteht, daß 
das frühere kondemnierende Urteil im Wege der 
Revision als unbegründet aufgehoben und die 
von neuem begonnene Untersuchung eingestellt 
wurde. 

Hingegen gebührt keine Entschädigung in 
dem Falle, wenn die Revision lediglich zwecks 
Anwendung eines milderen Strafgesetzes (zum 
Zwecke der milderen Qualifikation des Deliktes) 
zugelassen wurde, ebensowenig in dem Falle, 
wenn auch bei der neueriichen Verhandlung ein 
kondemnierendes Urteil wegen derselben Tat- 
handlung erfolgte, wenn auch die Handlung 
milder qualifiziert wurde und wenn auch der 
Verurteilte auf Grund des früheren Urteiles eine 
strengere Strafe abgebüßt hat, als ihm auf Grund 
des neuen Urteiles auferiegt werden konnte. Das 
Gesetz spricht nämlich im § 1 die Entschädigung 
nur für den Fall der infolge Revision erfolgenden 
Einstellung oder Freisprechung zu. 

In den soeben angeführten Fällen, welche bei 
den Beratungen über den Gesetzesentwurf voraus- 
gesehen wurden, wollte das Abgeordnetenhaus 
dem Verurteilten ebenfalls eine Entschädigung 
zusprechen. Das Herrenhaus hat jedoch diese 
Bestimmung abgelehnt, mit der Begründung, daß 
dieselbe dem allgemeinen Rechtsgefühle wider- 
spreche und daß in solchen Fällen lediglich im 
Gnadenwege Abhilfe geschaffen werden könne. 

Der bezügliche Kommissionsbericht des Herren- 
hauses sagt bezüglich dieser Frage nachstehendes : 

„in jenen seltenen Aiisnahmsfällen aber, wo bei 
späterer Abänderung eines früher ergangenen irrigen 
Strafurteiles die Schuldigerklärung allenfalls wegen einer 
kulposen, statt einer dolosen Handlung und aus diesem 
Grunde die Anwendung eines milderen Strafsatzes erfolgte, 
sowie dann, wenn ganz besonders berücksichtigungs- 
würdige Billigkeitsmomente für Gewährung einer ange- 
messenen Vergütung zu Tage treten sollten, bleibt es 
dem Justizminister vorbehalten, solche Vergütungen im 
Wege der kaiserlichen Gnade zu erwirken. 
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Nach der entgiltigen Fassung des § 1 des 
Gesetzes kann dasselbe somit auf die angeführten 
Fälle keine Anwendung finden. 

III. Die außerordentliche Revision im 
österreichischen Strafverfahren. 

(lieber die Geschichte dieses Rechtsmittels siehe 
Mayer Handbuch S. 918^925 und S. 241— 250). 

Mit allerhöchster Entschließung vom 28. Feb- 
ruar 1860 wurde im österreichischen Strafverfahren 
die sogenannte außerordentliche Berufung ein- 
geführt. 

Mit dieser Entschließung wurde der Oberste 
Gerichtshof ermächtigt, bezüglich aller Straf- 
sachen, in denen er aus welchem Anlasse 
immer konstatiert, daß dem Verurteilten durch 
augenfälliges, gesetzwidriges Verfahren oder irriges 
Erkenntnis ein Unrecht geschehen ist, von Amts- 
wegen die erforderliche Verfügung zu treffen, selbst 
wenn die Berufung im ordentlichen Rechtswege 
unzulässig wäre. 

Auf Grund dieser Bestimmung wurden unter 
der Herrschaft der Strafprozeßordnung vom Jahre 
1853 fast in allen Strafsachen Berufungen auch 
gegen gleichlautende Urteile erster und zweiter 
Instanz überreicht, welche von der Praxis zu- 
gelassen und außerordentliche Berufung genannt 
wurden. 

Mit der Novelle vom 23. Juni 1871, RGBl. Nr. 82, 
wurde die Sache gesetzlich in der >Veise geregelt, 
daß in Sachen wegen Verbrechen oder Vergehen 
nicht aber auch wegen Uebertretungen das formelle 
Rechtsmittel der außerordentlichenBerufung sowohl 
gegen den Ausspruch über die Schuld, als auch 
gegen den Ausspruch über die Strafe zugelassen 
wurde, insoferne in demselben das höchste Straf- 
ausmaß überschritten wurde. Diese gegen rechts- 
kräftige Urteile zweier Instanzen zulässige außer- 
ordentliche Berufung mußte in der für die 
ordentliche Berufung festgesetzten Frist einge- 
bracht werden, wodurch der Vollzug der Strafe 
nicht gehemmt wurde. 

Bei den Beratungen über die Reform der Straf- 
prozeßordnung (deren endgiltiges Ergebnis die 
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heute geltende Strafprozeßordnung vom Jahre 1873 
ist) hat Glaser die Einführung der außerordent- 
lichen Revision vorgeschlagen (Olaser's Denk- 
schrift zur Reform des Strafverfahrens 1861), die 
Kommission des Abgeordnetenhauses hat jedoch 
den Vorschlag Glaser's abgelehnt, demzufolge im 
§ 421, aus welchem der heute geltende § 362 
(Entwurf II) entstanden ist, nachstehendes zu be- 
stimmen wäre: „Aus anderen als den des § 420 
(heute § 353) Gründen kann die Wiederaufnahme 
zu Gunsten des Verurteilten nur vom Kassations- 
hofe bewilligt werden. Der hierauf gerichtete Be- 
schluß muß jedoch ehe er ausgefertigt wird, auf 
Verfangen des Generalprokurators in einer Vei- 
sammlung von 12 Richtern und einem Vorsitzenden 
zur nochmaligen Beratung und Abstimmung ge- 
bracht werden." 

In den Materialien der Strafprozeßordnung 
finden wir bezüglich der heute so wichtigen In- 
stitution der außerordentlichen Revision nach- 
stehende Bemerkungen. 

„Bei Begründung des § 421 bestritt der Referent 
Dr. Glaser zunächst die Ansicht, daß die Aufhebung 
eines durch die Jury abgegebenen Spruches und die 
Einleitung der heuen Untersuchung der Sache mit dem 
Wesen der Jury unverträglich sei. wenn es offenbar ist, 
daß eine Jury sich in ihrem Ausspruche geirrt habe, so 
räumt man clem Gerichtshofe das Recht ein, die Sache 
zur nochmaligen Aburteilung an eine andere Jury zu 
verweisen. Wenn nun ein derartiger Irrtum später offenbar 
wird, so scheint es allem Rechtsgefuhle zu widersprechen, 
wenn die Berichtigung desselben, die Ausgleichung einer 
in ihren Folgen fürchterlichen Ungerechtigkeit unmöglich 
sein soll. Die Berücksichtigung der durch nationale 
Reibungen zerrüttenen Verhältnisse scheint es sehr nahe 
zu legen, daß man ein Mittel, ungerechte Wahrsprüche 
in ihren Folgen aufzuheben, nicht werde entbehren können. 
Das Ansehen des obersten Gerichtshofes könne die 
Besorgnisse eines Mißbrauchs nicht aufkommen lassen'^ 

Man entschied sich jedoch für die Beseitigung dieser 
Bestimmung. Man betonte namentlich, daß alle derartigen 
Mittel, welche in vereinzelten Fällen, soweit die Ausübung 
des Begnadigungsrechtes nicht zureicht, sehr wohltätig 
wirken können, durch die Erschütterung der Rechtskraft 
der Urteile einen nachteiligen Einfluß von schwer über- 
sehbarem Umfange üben, und zu einem mutwilligen 
Gebrauche geradezu auffordern. Die Erfahrungen, welche 
man seit dem Bekanntwerden der a. h. Entschließung vom 
27. Februar 1860 machen konnte, lassen mit Grund be- 
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sorgen, daß man den Kassationshof mit einer solchen 
Anzahl von Gesuchen überschwemmen werde, daß diesem 
eine neue Prüfung unmöglich fallen dürfte. Die ange- 
deuteten Besorgnisse sind in sehr ernste Erwägung zu 
ziehen, ehe man sich für Einführung der Jury entscheidet: 
hält man aber diese Institution für unentbehrlich, so kann 
es nicht angehen, daß man ihre Bedeutung durch derartige 
Mittel einschränke. 

Von anderer Seite wird bemerkt, daß die vorge- 
schlagene Maßregel in das Gebiet der Rechtsmittel im 
engeren Sinne des Wortes gehöre, indem man doch nur 
von einer Wiederaufnahme der Verhandlung dann sprechen 
kann, wenn die faktischen Grundlagen der früheren Ent- 
scheidung sich als geändert darstellen lassen. Endlich wird 
hervorgehoben, daß die für den angestrebten Zweck 
passenden Mittel in dem Erfordernisse einer größeren 
Stimmenzahl und in dem Befugnisse des Gerrichtes liegen, 
den Wahrspruch wegen Irrtumes aufzuheben. Die nationalen 
Antipathien lassen sich durch ein derartiges Mittel gewiß 
nicht beschwichtigen, und man hätte wohl mit Grund zu 
besorgen, daß die zur Aburteilung gewählte Geschwomen- 
bank die Sache mit Befangenheit betrachten werde. Nur 
ein Votant erklärte sich für die Bestimmung des Entwurfes, 
indem auch er die nationalen Zerwürfnisse betonte und 
hervorhob, daß das Delegationsbefugnis dem Kassations. 
hofe kein ausreichendes Mittel dagegen gewähren könne.' < 

Die außerordentliche Revision wurde somit 
verworfen, es gab also in den Entwürfen III und IV 
keine analoge Bestimmung, welche dem gegen- 
wärtigen § 362 StPO. entsprechen würde. 

Dieselbe wurde erst im Entwürfe V über den 
Antrag Glaser's in folgender Fassung wieder- 
aufgenommen. 

„Ergeben sich dem Kassationshofe aus Anlaß einer 
seiner Amtshandlungen oder aus einem bei ihm ange- 
brachten Gesuche erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit 
der Tatsachen, auf deren Annahme ein verurteilendes Er- 
kenntnis beruht, und werden diese gedenken durch die 
Prüfung der Akten und etwa angeordnete einzelne Er- 
hebungen nicht beseitigt, so verfügt er im außerordentlichen 
Wege und ohne dabei an die im § 342 erwähnten Be- 
dingungen gebunden zu sein, die Wiederaufnahme des 
Verfahrens zu Gunsten des Verurteilten.*- 

Zur Begründung dieser Bestimmung wurde 
nachstehendes angeführt. 

„Endlich ist die im Entwurf (§ 353) dem Kassationshof 
eingeräumte, außerordentliche Befugnis zu begründen, die 
Wiederaufnahme des Verfahrens zugunsten des Angeklagten 
überall zu verfügen, wo sich ihm erhebliche Bedenken 
gegen die Richtigkeit der Tatsachen ergeben, auf deren 
Annahme ein verurteilendes Erkenntnis beruht. Man mag 
die Rechtsmittel noch so sehr häufen, so wird immer die 
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Besorgnis übrig bleiben, daß das formell rechtskräftige 
Erkenntnis dennoch mit dem materiellen Rechte in Wider- 
spruch stehen könnte; immer wird sich in dem Moment, 
wo man den Ausspruch für unabänderlich erklären soll, 
dieser Zweifel geltend machen, und wird die Frage auf- 
geworfen werden, ob wirklich um der bloßen Form der 
Rechtskraft willen ein offenbar ungerechtes Urteil aufrecht 
erhalten werden solle. Die Erfahrung hat namentlich in 
Oesterreich bewiesen, daß sich auf die Dauer weder im 
Zivil- noch im Kriminalprozeß der Grundsatz von der 
unerschütterlichen Rechtskraft selbst der zwei gleich- 
förmigen Erkenntnisse aufrecht erhalten lasse. In Frankreich 
hat der starre Formalismus, welcher sich der Revision der 
Strafprozesse entgegensetzte, zu allen Zeiten laute Klagen 
hervorgerufen. In England, wo der Wahrspruch der 
Qeschwomen von so vielen, namentlich dem Angeklagten 
zu Gute kommenden Garantien umgeben ist, hat man es 
mit der Natur des Verdikts nie unvereinbar gefunden, zu 
Gunsten des Verurteilten eine nochmalige Prüfung der 
Sache, eine nochmalige Verhandlung vor anderen Ge- 
schwomen (new trial) aus den verschiedensten Gründen 
zu gewähren, wenngleich nur bei minder schweren Ver- 
brechen (vergl. Stephen, englisches Strafrecht, übersetzt 
von M ü h r y, S. 523 ; Blackstone, commentarieSy 
IV. Ch. 27 {pag. 355 ed, 1770); Mittermaier, das englische, 
schottische und amerikanische Strafverfahren, S. 523 ff.). 
Außerdem ist man dort sehr häufig in der Lage, durch 
ein allerdings sehr ungeordnetes Verfahren in der 
Begnadigungsinstanz auszuhelfen, während überdies un- 
gerechte Urteile auch durch einen Akt der Gesetzgebung 
annulliert werden können. — Zu der Zeit, wo Preußen 
nur in seinen Rheinlanden Schwurgerichte hatte, zeigte 
sich auch dort sehr oft das Bedürfnis nach einer geregelten 
Revisionsanstalt. Es sei hier nur an den vielbesprochenen 
Fonk'schen Fall erinnert, in welchem, nachdem der Ange- 
klagte durch den Assisenhof verurteilt und dieses Er- 
kenntnis vom Kassationshofe bestätigt worden war, eine 
königliche Kabinettsordre erging, welche aussprach : „Ich 
kann weder den Fonk noch den Hamacher, straffällig 
finden, den Ausspruch der Assisen also nicht bestätigen, 
oder eine geringere als die erkannte Strafe eintreten lassen. 
Hieraus folgt die Freilassung der Angeklagten .... von 
selbst". In einem anderen Falle (Demmes Annalen III., 
S. 219 ff.) verfügte eine Kabinettsordre : „daß das von dem 
Assisenhofe . . . ausgesprochene Todesurteil nicht zu be- 
stätigen, der Angeklagte seiner Haft zu entlassen, die Er- 
neuerung der Untersuchung bei sich ergebenden neuen 
Anzeigen jedoch vorzubehalten sei." 

Es sind hier zwei Fälle hervorgehoben, in welchen 
es sich um Urteile von Schwurgerichtshöfen handelt, da 
bekanntlich gerade bei solchen an die Herstellung eines 
Berufungsverfahrens am wenigsten gedacht wird. Allein 
auch in anderen Ländern, bei Urteilen rechtsgelehrter 
Richter, beim Vorhandensein konformer Sentenzen hat sich 
ein Bedürfnis solcher Art immer wieder gezeigt ; und war 
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man immer wieder genötigt, richterliche Geschäfte in die 
Begnadigungsinstanz zu ziehen. Im Königreich Sachsen, 
dessen Strafprozeß-Ordnung, wie bereits bemerkt, die 
Berufung, und zwar nur zu Gunsten des Angeklagten 
zuläßt, und sie dem obersten Gerichtshofe des Landes 
zuweist, hat das Gesetz vom 25. September 1861, Art. 
XXX, dem König das Recht eingeräumt, „nach eingetretener 
Rechtskraft der Entscheidung II. Instanz zu Gunsten des 
Angeklagten die Einholung einer nochmaligen Entscheidung 
zu verfügen." Eine ähnliche Bestimmung findet sich im 
Art 456 des Entwurfes einer Strafprozeß-Ordnung für das 
Großherzogtum Hessen, welcher Entwurf die Berufung 
nach französischem Vorbild beibehält; die Landstände 
hnben übrigens sich gegen diese Bestimmung ausgesprochen 

(Verhandlung der Landstände 1860—62, Beilage 

Nr. 309 zum 59 Prot, der IL Kammer, S. 601). 

Diese Tatsachen geben Zeugnis für das Bedürfnis, 
welches sich überall zeigt, und zwar auch da, wo es sich 
um Wahrsprüche der Oeschwomen oder um konforme 
Sentenzen zweier Richterkollegien handelt. Durch die Be- 
seitigung der Berufung würde dasselbe wohl kaum be- 
trächtlich erhöht; es käme nur ein Grund mehr zu den 
anderen wichtigen Gründen, welche die Berücksichtigung 
dieses Bedürfnisses empfehlen und es würde diese Berück- 
sichtigung wesentlich erleichtert. Befriedigt kann aber dieses 
Bedürfnis nur dadurch werden, daß die Zulassung einer 
Revision des Prozesses nicht von taxativ aufgezählten Be- 
dingungen abhängig gemacht, andererseits aber in die Hände 
eines Gerichtes gelegt wird, daß also überall, wo sich er- 
hebliche Gründe für die Besorgnis ergeben, daß eine un- 
gerechte Verurteilung erfolgt sei, eine Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens durch richteriichen Spruch angeordnet 
werden könne. 

Durch diese unbedingte Zulässigkeit der Revision müßte 
aber die Rechtskraft der Erkenntnisse untergraben werden, 
wenn nicht dem natüriichen Verlangen fast jedes Ver- 
urteilten, eine Erneuerung des Prozesses zu erwirken, durch 
Schwierigkeiten begegnet würde, welche dem Mißbrauche 
Schranken setzen. Es ist oben darauf aufmerksam gemacht 
worden, daß in mehreren Ländern die Zulassung der 
Revision als eine bloße Gnadensache angesehen wird. Eine 
solche Behandlung der Sache läßt sich aber weder aus 
inneren noch aus äußeren Gründen rechtfertigen; sie stellt 
zwischen das rechtskräftige Erkenntnis und das wieder auf- 
genommene Verfahren eine Prozedur in die Mitte, welche 
ganz außerhalb der gerichtlichen Sphäre liegt und bürdet 
indirekt dem Souverän die moralische Verantwortlichkeit 
für die Urteile der Gerichte auf; sie würde endlich schon 
deshalb in einem großen Staate unausführbar sein, weil sie 
für eine unverhältnismäßig große Anzahl meist sehr ver- 
wickelter Sachen die persönliche Entscheidung des Staats- 
oberhauptes in Anspruch nimmt. Dagegen wäre wohl einer- 
seits für eine gerechte und unbefangene Prüfung der für 
die Revision vorgebrachten Gründe, andererseits für die 
Einhaltung einer strengen und gleichmäßigen Praxis hin- 
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länglich gesorgt, wenn (wie im Art. 355 des Entwurfes 
vorgeschlagen wird) die Entscheidung über die Zulässiglceit 
einer außerordentlichen Revision zu Gunsten eines Ver- 
urteilten dem Kassationshofe vorbehalten und überdies dem 
Oeneralprokurator das Recht eingeräumt würde, zu ver- 
langen, daß die Sache in einer Versammlung von zehn 
Richtern und einem Vorsitzenden zu nochmaligem Vortrage 
gebracht werde, falls der erste Beschluß dem Begehren 
um Wiederaufnahme günstig ist. Alles dies hätte übrigens 
nur von der Entscheidung üoer die Zulassung der Wiäer- 
aufnahme zu gelten, die Freisprechung des früher Ver- 
urteilten könnte der Regel nach, sofeme nicht der Oeneral- 
prokurator selbst sie sofort beantragt, nur auf Orund einer 
wiederholten Hauptverhandlung erfolgen. 

Durch eine solche Einrichtung wurde die Gefahr eines 
einem Unschuldigen zugefügten unrechtes soweit hinaus- 
gerückt, als dies bei der unvermeidlichen Unvollkommenheit 
menschlicher Einrichtungen nur immer möglich ist; und 
es wäre in jenen, nach dem Zeugnisse der Erfahrung von 
Zeit zu Zeit eintretendenden Fällen, wo in weiten Kreisen 
die Richtigkeit der, sei es durch Oeschwome, sei es durch 
Richter festgestellten Tatsachen mit einleuchtenden Gründen 
bestritten wird, eine geordnete Prozedur vorhanden, welche 
jedes Bedenken zum Schweigen zu bringen geeignet ist. 
Allerdings wird man entgegensetzen, es sei die hier vor- 
geschlagene Wiederaufnahme selbst nur eine Wiederauf- 
nahme der kaum beseitigten Berufung und der beste Be- 
weis für deren Unentbehriichkeit. Abgesehen nun davon, 
daß wiederholt nachgewiesen wurde, es handle sich hier 
um eine auch neben der Berufung nicht wohl zu entbehrende 
Einrichtung, muß noch auf folgende Unterschiede auf- 
merksam gemacht werden: 

1. die Berufung bringt mit sich, daß ein bloßer Willens- 
akt des im Prozesse unterliegenden, der nur ganz frivole, 
vielleicht gar kejne Gründe für sich anzuführen vermag, 
doch ausreicht, um die Sache sofort mit devolutiver 
Wirkung einem neuen Richter in die Hand zu legen, 
welcher sich in der Sache selbst ein selbständiges Urteil 
zu bilden verpflichtet ist. Die außerordentliche Wieder- 
aufnahme finaet dagegen nur statt, wenn triftige Gründe 
dafür vorgebracht sind ; im entgegengesetzten Falle wird 
das Gesuch oder der Antrag sofort und möglicherweise 
sogar ohne Abforderung der Akten abgewiesen. 

2. Die Berufung führt dahin, daß die Meinung des 
einen Richters sofort über die des andern Richters, der 
sogar nicht viel niedriger steht, das Uebergewicht erlangt 
und definitiv behauptet; schlechter unterrichtet als der 
erste Richter, niedriger stehend als der Kassationshof, 
vermag doch die Berufungsbehörde ihre Ansicht gegenüber 
jenen beiden aufrecht zu erhalten. Nach § 353 des Ent- 
wurfes dagegen kann selbst der Oberste Gerichtshof des 
Reiches seinem Zweifel an der Schuld der Verurteilten in 
der Regel nur so weit Rechnung tragen, daß er eine noch- 
malige Verhandlung in I. Instanz anordnet, wobei aber 
der größte Teil jener Komplikationen erspart ist, welche 
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aus einer ähnlichen Befugnis einer Benifungsbehörde er- 
wachsen würden. Eine sofortige Entscheidung in der Sache 
kann auch der Kassationshof nur mit Zustimmung des 
Generalprokurators fällen (§ 351 des Entwurfes). 

3. Es ist wiederholt bemerkt worden, daß die Berufung, 
eben weil sie in der Hand einer Mittelbehörde liegt, 
einerseits Schwierigkeiten bereitet, andererseits nicht aus- 
reicht. Die Erfahrung hat bewiesen, daß gerade der Oberste 
Gerichtshof öfter in die Lage kam, in der Sache zu ent- 
scheiden und daher über seine Zweifel gegen die Richtigkeit 
auch des von einer Berufungsbehörde gefällten Urteils 
hinausgehen zu müssen. 

Nach beiden Seiten hin schafft der Entwurf Abhilfe, 
welche sonst auf irgend einem Umwege zum Nachteil des 
geordneten Verfahrens dennoch hätte gesucht werden 
müssen. Die Prüfung der Sache durch das Oberste Gericht 
ist nicht gänzlich zu vermeiden, und wird durch die Be- 
rufung nicht entbehrlich gemacht. Was aber entbehrt 
werden kann, das ist gerade die Berufung an die mittlere 
Instanz. Zum mindesten entfällt also mit der Berufung 
ein schwerfälliges kostspieliges, in vielfacher Beziehung 
bedenkliches Mittelglied, während sich keineswegs be- 
haupten läßt, daß Revisionsgesuche deshalb häufiger vor- 
kommen müssen, weil keine Berufung mehr zulässig ist. 

4. Es.läßt sich von dem Kassationshofe ein konsequentes 
Vorgehen mit größerer Sicherheit erwarten, als von einer 
beträchtlichen Anzahl weit auseinanderliegender Berufungs- 
behörden. 

5. Durch die Bestimmung des Entwurfes, nach welcher 
es von dem Ermessen des Gerichtes abhängt, ob das 
Gesuch um Wiederaufnahme des Strafverfahrens den 
Vollzug hemmen soll, einerseits, andererseits durch den 
Umstand, daß das Gesuch um Wiederaufnahme an keine 
Frist gebunden ist, und daß also der Verurteilte nicht in 
den ersten Tagen nach der Verurteilung, und unter dem 
unmittelbaren Eindruck derselben genötigt wird, einen 
definitiven Entschluß zu fassen, wird der Reiz zur An- 
bringung ungegründeter Revisionsgesuche wesentlich ver- 
mindert 

6. Es ließe sich leicht durch empfindliche Mut willens- 
strafen das Zuströmen unbegründeter Revisionsgesuche ab- 
wehren, wenn nicht ohnehin die durch eine konstante 
Praxis allein einleuchtende Erfolglosigkeit jedes, nicht mit 
schlagenden Gründen versehenen Gesuches den besten 
Abhaltungsgrund böte. Es stehen daher der Einführung der 
außerordentlichen Revision in dem bezeichneten Sinne keine 
unüberwindlichen Bedenken entgegen. Uebrigens muß noch- 
mals bemerkt werden, daß dieselbe zwar die Beseitigung 
der Berufung erieichtern und darüber wesentlich beruhigen 
würde, daß sie aber keineswegs aus diesem Grunde not- 
wendig erscheint, noch bloß aus diesem Grunde empfohlen 
wird. Zu allen Zeiten und in allen Ländern wird sich das 
Bedürfnis nach einer wohlgeordneten Revisionsanstalt (und 
am meisten bei dem Kassationshof selbst, während er 
über die Nichtigkeitsbeschwerde aburteilt) geltend machen: 
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nirgends aber wird es so notwendig sein, für eine solche 
Anstalt Sorge zu tragen, als in unserem Vaterlande, in 
welchem überall Gegensätze der mannigfaltigsten Art — 
naturgemäße und künstlich heraufbeschwome — sich nur 
allzusehr geltend machen; nirgends kann ein so dringendes 
Bedürfnis dafür bestehen, daß dem unschuldig Verurteilten 
eine letzte, der lokalen Erregung eben so sehr, wie jedem 
nichtrichterlichen Einfluß entrückte, Zufluchtsstätte offen 
gehalten werde." 

Das Abgeordnetenhaus hat jedoch im Jahre 
1869 trotz der obigen Ausführungen die Insti- 
tution der außerordentlichen Revision abgelehnt und 
zwar in Uebereinstimmung mit dem Antrage des 
Ausschusses des Abgeordnetenhauses, welcher 
die obgedachte Befugnis des Kassationshofes 
aus dem Grunde abgelehnt hat „weil es eine 
richterliche Kabinettsjustiz involviert, welcher der 
Ausschuß auch zum Vorteile des Angeklagten, 
keine gesetzliche Grundlage geboten wissen will. 
Es wurde sodann jede feste Urteilsschöpfung 
abgehen und der Einfluß des Obersten Gerichts- 
hofes sowohl auf die Erkenntnisse der unteren Ge- 
richte, als auf jene der Geschworenen einen alle 
Rechtssprechung bewältigenden und daher nicht 
zu billigenden Einfluß üben." 

Das Herrenhaus hat jedoch die oben gedachte 
Bestimmung in der Fassung des gegenwärtigen 
§ 362 wieder hergestellt, so daß, nachdem das 
Abgeordnetenhaus schließlich seine Zustimmung 
gab, der § 362 endlich Gesetz wurde. 

Die Bestimmung des § 362 StPO., welche 
für die Geschichte und Praxis der österreichischen 
Strafprozeßordnung von so eminenter Bedeutung 
ist, und mit Recht den deutschen und französischen 
Gesetzgebungen empfohlen wird, lautet folgender- 
maßen : 

Der Kassationshof ist berechtigt, nach An- 
hörung des Generalprokurators im außerordent- 
lichen Wege und ohne an die im § 353 vorge- 
zeichneten Bedingungen gebunden zu sein, die 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu Gunsten 
des wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
Verurteilten zu verfügen, wenn sich ihm: 

1. bei der vorläufigen Beratung über eine 
Nichtigkeitsbeschwerde oder nach der öffentlichen 
Verhandlung über dieselbe oder 
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2. bei der Beratung über einen nach § 341 
erstatteten Bericht oder endh'ch 

3. bei einer auf besonderen Antrag des Oeneral- 
prokurators vorgenommenen Prüfung der Akten, 
erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit der 
dem Urteile zugrunde gelegten Tatsachen ergeben, 
welche auch nicht durch einzelne vom Kassations- 
hofe etwa angeordnete Erhebungen beseitigt 
werden. 

Der Kassationshof kann in solchen Fällen 
auch sofort ein neues Urteil schöpfen, wodurch 
der Beschuldigte freigesprochen oder ein milderer 
Strafsatz auf denselben angewendet wird (§ 360 ») ; 
hiezu ist jedoch Einstimmigkeit und die Zu- 
stimmung des Oeneralprokurators erforderlich. 

Anträge von Privaten, welche auf Herbei- 
führung eines der vorstehend erwähnten Beschlüsse 
des Kassationshofes abzielen, sind von den 
Gerichten, bei denen sie einlaufen, abzuweisen; 
auch dürfen sie niemals zum Gegenstand der 
Erörterung in der mündlichen Verhandlung 
gemacht werden. 

Auf die vom Kassationshofe verfügte Wieder- 
aufnahme des Strafverfahrens finden die §§ 358 
und 35Q Anwendung. 

Die Entscheidung über die Hemmung des 
Strafvollzuges und über die Verweisung des 
weiteren Verfahrens an das Gericht eines anderen 
Sprengeis steht nur dem Kassationshofe zu. 

Ueber das Wesen der außerordentlichen 
Revision und das Verhältnis derselben zur 
Nichtigkeitsbeschwerde wird uns der nachstehende 
vom Kassationshofe am 28. Februar 1878, ZI. 15443 
entschiedene Rechtsfall belehren: 

Gegen B. S. ist die Anklage dahin erhoben 
worden, daß derselbe in seiner Eigenschaft als 
beeideter Stellvertreter des Gemeindevorstehers 
in X. mit der Eintreibung von landesfürstlichen 
Steuern in dieser Gemeinde betraut, in den 
Jahren 1868 und 1869 28 Gemeindemitgliedern, 
denen aus Anlaß eines erlittenen Brandschadens 
infolge Erlasses der Finanzlandesdirektion ein 
spezieller Steuernachlaß im Betrage von 114 Gulden 
zugestanden war, diesen Betrag aus den zu seinen 
Händen abgeführten Steuergeldern nicht zurück- 
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erstattet, sondern denselben vorenthalten und 
sich zugeeignet habe. 

Der Angeklagte gab die ihm zu Last gelegte 
Veruntreuung bloß hinsichtlich des Teilbetrages 
von 53 Oulden zu und gestand, daß er diesen 
Betrag 8 Oemeindemitgliedern, denen wiewohl 
sie nicht zu den Abbrändlern gehörten, ein Steuer- 
nachlaß ungerechtfertigterweise bewilligt wurde, 
nicht ausgezahlt, sondern sich zugeeignet habe, 
daß er jedoch sofort, nachdem sein Verschulden 
zur Kenntnis des Gemeindevorstehers gelangte, 
den ganzen Schaden gut gemacht und den acht 
genannten Beschädigten die denselben nachge- 
lassenen Steuernbeträge in der Gesamtsumme 
von 53 Gulden zurückgezahlt habe. 

Bei der vor den Geschworenen stattgefundenen 
Hauptverhandlung beharrte der Angeklagte bei 
dieser seiner Rechtfertigung, machte für sich den 
Strafaufhebungsgrund der Verjährung geltend und 
beantragte, daß in Gemäßheit des § 317 StPO. 
von der Fragestellung Umgang genommen und 
ob eingetretener Verjährung mit dem Freispruche 
vorgegangen werde. 

Mit dem über diesen Antrag erflossenen 
Zwischenerkenntnisse hat der Gerichtshof das 
Vorhandensein der Verjährung deshalb ausge- 
schlossen, weil nicht sämtliche Beschädigte mit 
ihren Ansprüchen befriedigt worden seien und 
dem Angeklagten beim Abgange der Voraus- 
setzungen des § 229 StG. bezüglich des ihm an- 
geschuldeten Verbrechens der Veruntreuung die 
Verjährung nicht zustatten komme, weshalb in 
Uebereinstimmung mit der Anklage die Haupt- 
frage auf das Verbrechen der Veruntreuung be- 
gangen zum Nachteile der 28 Gemeindemitglieder 
durch Vorenthaltung der denselben gebührenden 
Steuernachlässe in einem die Summe von 
100 Gulden übersteigenden Betrage gestellt 
worden ist. 

Ueberdies hat der Gerichtshof über Antrag 
der Staatsanwaltschaft für den Fall der Ver- 
neinung obiger Hauptfrage eine Eventualfrage 
rücksichtlich der Veruntreuung des Betrages von 
53 Gulden, zu welcher der Angeklagte sich be- 
kannte, gestellt und nachdem die Geschworenen 
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die Hauptfrage verneint, die Eventualfrage da- 
gegen bejaht haben, wurde der Angekla^e mit 
dem angefochtenen Urteile des Verbrechens der 
Veruntreuung durch Vorenthaltung des den 8 Oe- 
meindemitgliedern gebührenden Betrages von 
53 Gulden schuldig erkannt und hiefür zu einer 

4 monatlichen schweren Kerkerstrafe verurteilt. 

Die dagegen ergriffene Nichtigkeitsbeschwerde 
stützte sich auf den Nichtigkeitsgrund des § 344 
Abs. 10, lit b. StPO. und zwar mit nachstehender 
Begründung : 

Da erwiesenermaßen der Angeklagte den Be- 
trag von 53 Gulden den 8 Beschädigten voll- 
ständig zurückerstattete, da seit Verübung dieser 
Veruntreuung, d. i. seit dem Jahre 1868 und 186Q 
bis zum Zeitpunkte der Einleitung der gericht- 
lichen Untersuchung beziehungsweise der be- 
hördlichen Anzeige, welche am 30. Mai 1873 er- 
stattet wurde, 7 Jahre verstrichen sind und 
daher die nach § 228 lit. b, StG. erforderiiche 

5 jährige Verjährungsfrist längst abgelaufen ist, 
da ferner der Angeklagte während dieser Zeit 
ein Verbrechen nicht begangen noch auch aus 
diesen Staaten sich geflüchtet hat, — sei die dem 
Angeklagten zur Last gelegte Handlung zufolge 
eingetretener Verjährung straflos und wurde so- 
mit durch die Entscheidung des Gerichtshofes 
über die Frage, ob die Strafbarkeit der dem An- 
geklagten zur Last fallenden Handlung durch 
Verjährung erioschen sei, das Gesetz und na- 
mentlich die Vorschriften der §§ 227 bis 23Q 
StG. verietzt. 

Der Kassationshof entschied nachstehendes: 
Der angerufene Nichtigkeitsgrund ist im vor- 
liegenden Falle nicht gegeben, weil das Erkenntnis, 
daß die inkriminierte Handlung, welche infolge 
Bejahung der Eventualfrage als strafbar erkannt 
wurde, infolge Verjährung gegenstandslos ge- 
worden ist, weder von der Partei begehrt wurde, 
noch vom Gerichtshof erflossen ist, somit auf 
diese Grundlage die Nichtigkeitsbeschwerdewegen 
unrichtiger Anwendung des Gesetzes gemäß § 344, 
Z. 10 StPO. nicht gestützt werden kann. 

Das gegen den Antrag des Verteidigers ge- 
fällte Zwischenerkenntnis, wienach die Einwendung 
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der Verjährung bezüglich der dem Angeklagten 
zur Last gelten Veruntreuung der ganzen den 
Betrag von 100 Gulden uberstdgenden Summe 
nicht berücksichtigt wurde, weil die Gutmachung 
des ganzen durch die Veruntreuung verursachten 
Schadens nicht erfolgt ist, somit die Voraussetzung 
des § 22Q ///. b StG. nicht vorli^^t, kann mittelst 
Nichtigkeitsbeschwerde nicht angefochten werden, 
weil dieses Zwischenerkenntnis sich vorliegends 
auf die Hauptfrage und nicht auf die Eventual- 
frage bezieht; überdies beinhaltet die Verwerfung 
der gedachten Einwendung angesichts der tat- 
sächlichen im Wege der Nichtigkeitsbeschwerde 
nicht anfechtbaren Feststellung bezüglich der Frage 
der Schadensgutmachung weder eine Gesetzes- 
verletzung noch eine unrichtige Anwendung der 
bezüglichen Bestimmungen der §§ 228— 23Q StG. 

Obwohl nun die Nichtigkeitsbeschwerde sich 
auf keinen der Nichtigkeitsgründe der § 344 und 
286 StG. stützt, so kann doch nicht übersehen 
werden, daß durch das Beweisverfahren, insbe- 
sondere durch die eidliche Aussage von acht 
Gemeindemitgliedem unwiderlegbar festgestellt 
wurde, daß der Angeklagte den Beschädigten den 
unrechtmäßigerweise vorenthaltenen Betrag von 
53 Gulden rückgestellt, somit den ihnen ver- 
ursachten Schaden zur Gänze gut gemacht hat. 
Bezüglich der Veruntreuung dieses Betrages war 
somit gemäß § 317 StG. die Verjährung als 
gegeben anzusehen und die Eventualfrage zu 
beseitigen und dies umsomehr, als auch die 
anderen Voraussetzungen des § 229 StG. ge- 
geben sind. 

Das Gericht a quo hat die Einwendung der 
Verjährung aus dem Grunde verworfen, weil der 
Angeklagte die Veruntreuung zum Nachteile 
aller Gemeindemitglieder begangen hat. Die 
Geschworenen hingegen waren, indem sie die 
Eventualfrage bezüglich der Veruntreuung des 
Betrages von 53 Gulden zum Nachteile der acht 
Gemeindemitglieder bejahten, der Ueberzeugung, 
daß keine, beziehungsweise keine volle Schadens- 
gutmachung vorliege. 

Diese Entscheidung steht jedoch im offenbaren 
Widerspruche mit dem tatsächlichen Sachverhalte. 
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Infolgedessen hat der Kassationshof unter 
gleichzeitiger Zurückweisung der Nichtigkeits- 
beschwerde mit Zustimmung des Oeneralproku- 
rators den einstimmigen Beschluß gefaßt, inhaltlich 
dessen das angefochtene Urteil samt dem Verdikte 
der Geschworenen aufgehoben und der Angeklagte 
von dem ihm zur Last gelegten Verbrechen der 
Veruntreuung zur Gänze freigesprochen wurde. 

Die vorstehende Entscheidung des Kassations- 
hofes beweist uns klar den grundsätzlichen Unter- 
schied zwischen einem freisprechenden Erkennt- 
nisse auf Grund des § 288, Z. 3 StPO., das ist 
infolge erhobener Nichtigkeitsbeschwerde, bezw. 
infolge unrichtiger Anwendung des Strafgesetzes 
und einem freisprechenden Erkenntnisse, welches 
auf der Bestimmung des § 362 al. 2 StPO. beruht. 
Unseres Erachtens ist diese Unterscheidung des 
Kassationshofes, ob die Freisprechung auf Grund 
der Nichtigkeitsbeschwerde des § 344, Z. 10 
oder auf Grund des § 362 StPO. zu erfolgen 
hat, vollkommen richtig und den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechend. 

Wenn nämlich die Entscheidung des Gerichtes 
I. Instanz die Voraussetzungen der Anfechtung 
gemäß § 344, Z. 10 (unrichtige Anwendung des 
Gesetzes) enthält, hebt der Kassationshof das 
Urteil I. Instanz auf und spricht den Angeklagten 
frei, ohne die Gründe des Erkenntnisses in tat- 
sächlicher Beziehung zu prüfen, d. h. ohne den 
Sachverhalt der Strafsache zu erörtern. 

Ein solches Vorgehen des Kassationshofes 
bedeutet zwar eine Ueberschreitung der Tendenz 
des Rechtsmittels der Nichtigkeitsbeschwerde, 
weil dasselbe rein kassatorischer Natur ist, das- 
selbe wurde jedoch von der österreichischen Ge- 
setzgebung zum Unterschiede vom französischen 
Rechte akzeptiert, während im französischen der 
recours en Cassation lediglich die Aufhebung des 
Urteiles und Anordnung einer neueriichen Ver- 
handlung in I. Instanz, nie aber eine direkte Frei- 
sprechung durch den Kassationshof zur Folge hat. 
Wenn jedoch der Kassationshof die Fest- 
stellung des Sachverhaltes durch das Gericht a 
quo auf Grund des durchgeführten Beweisver- 
fahrens als irrig erkennt, alsdann hebt der Kassa- 
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tionshof das frühere Urteil nicht auf, sondern 
ändert dasselbe auf Grund seiner eigenen Ueber- 
zeugung dahin ab, daß er an Stelle des unge- 
rechten, auf der irrigen Feststellung des Sach- 
verhaltes basierenden Urteiles ein neues gerechtes 
Urteil in der Sache selbst fällt. 

Mit Recht hat also der Kassationshof die 
obgedachte Nichtigkeitsbescewerde abgewiesen, 
weil die Entscheidung des Gerichtes 1. Instanz 
einerseits die gesetzlichen Bestimmungen bezüglich 
der Verjährung nicht verletzt hat, andererseits 
die Nichtigkeitsbeschwerde angesichts der tat- 
sächlichen Feststellung, daß der verursachte 
Schaden nicht gutgemacht wurde, nicht berück- 
sichtigt werden konnte. 

Hingegen hat der Kassationshof auf Grund 
der Ergebnisse des Beweisverfahrens festgestellt, 
daß der Schaden in der Höhe von 53 Gulden, 
bezüglich dessen die Eventualfrage gestellt wurde, 
zur Gänze gutgemacht worden ist, daß somit die 
Feststellung des Tatbestandes seitens des Gerichtes 
I. Instanz unrichtig war. Angesichts dessen hat 
der Kassationshof das Urteil I. Instanz, da das- 
selbe auf irriger tatsächlicher Grundlage basiert, 
aufgehoben und auf Grund des § 362 StPO. ein 
neues, richtiges, den Ergebnissen des durchge- 
führten Beweisverfahrens entsprechendes Urteil 
gefällt. 

Der Unterschied zwischen einem frei- 
sprechenden Erkenntnisse des Kassationshofes 
auf Grund einer Nichtigkeitsbeschwerde des § 288, 
Z. 3 StPO. und einem freisprechenden Erkennt- 
nisse im Sinne des § 362« StPO. ist somit der, 
daß der Kassationshof bei Aufhebung eines Urteiles 
I. Instanz auf Grund des § 288, Z. 3 an Stelle 
des aufgehobenen vom Rechtsstandpunkte irrigen 
Urteilet ein neues, den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechendes Urteil fällt, während der Kassations- 
hof bei Anwendung des § 362 an Stelle des auf- 
gehobenen mit dem Tatbestande nicht überein- 
stimmenden Urteiles ein neues, dem tatsächlichen 
Sachverhalte Rechnung tragendes Urteil fällt. 

II. Die Bestimmung des § 362 StPO. normiert, 
daß der Kassationshof berechtigt ist, mit Zu- 
stimmung des Generalprokurators den Angeklagten 
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sofort freizusprechen oder einen milderen Strafsatz 
anzuwenden. 

Aus Anlaß des seinerzeit vielbesprochenen 
Falles der Katharina Steiner hat sich die Frage 
ergeben, ob auf Grund dieser Bestimmung der 
Kassationshof berechtigt ist, einen wegen Ver- 
brechens Verurteilten einer anderen strafbaren, 
unter eine leichtere Qualifikation fallenden Hand- 
lung schuldig zu sprechen und eine mildere Strafe 
anzuwenden. 

Der Kassationshof hat diese Frage in beja- 
hendem Sinne gelöst, indem er die wegen Ver- 
brechen des Mordes zum Tode verurteilte Katharina 
Steiner des Verbrechens des Todtschlages schuldig 
erkannt und gleichzeitig die Todesstrafe in eine 
entsprechende Kerkerstrafe umgewandelt hat. (E. 
d. KH. vom 3. Jänner 1879, ZI. 13246), Diese 
Entscheidung hat in juristischen Kreisen eine 
lebhafte Diskussion hervorgerufen, da sich Stimmen 
für diese Entscheidung und gegen dieselbe er- 
hoben haben. 

Es wurde nämlich der Zweifel rege gemacht, 
ob durch den Ausdruck „einen mildern Strafsatz" 
auch die Berechtigung des Kassationshofes zu 
verstehen sei, den Beschuldigten einer mildern 
strafbaren Handlung schuldig zu erkennen und 
dieselbe einem anderen Strafgesetze zu sub- 
sumieren. 

Es wurde nämlich behauptet, daß die Straf- 
prozeßordnung zwischen den Ausdrücken „Straf- 
satz" und „Strafgesetz" einen deutlichen Unter- 
schied macht, es liege auch kein Grund vor zur 
Annahme, daß die Bestimmung des § 362 in 
dieser Beziehung eine Abweichung von der all- 
gemeinen Regel enthalte. 

Gegen diese Ansicht, welche den Wirkungs- 
kreis des Kassationshofes einschränkt, traten 
Professor Zucker und Gernert auf. Für diese An- 
sicht, obwohl aus ganz anderen Motiven, erklärte 
sich Kind (in einer ausführiichen Abhandlung in 
der „Oesterreichisch en Gerichtszeitung" 1882 Nr. 
67 — 72). Indem er auf die Motive und die Ent- 
scheidungsgesichte der Bestimmung des § 362 
hinweist, sucht derselbe darzutun, daß die 
Einführung des Rechtsmittels der außerordentlichen 
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Revision lediglich den Zweck hatte, dem Kassa- 
tionshof das Recht einzuräumen, ein kondem- 
nierendes Urteil aufzuheben, ohne an dessen 
Stelle ein anderes Urteil zu fällen, welches das 
Ergebnis der positiven Ueberzeugung des Kassa- 
tionshofes wäre. Was den Zusatz zum § 362 
betrifft, welcher dem Kassationshofe das Recht 
einräumt, ein neues freisprechendes Urteil zu 
fällen oder eine mildere Strafe in Anwendung zu 
bringen, so hatte dieser Zusatz, welcher erst 
später durch das Herrenhaus hinzugefügt wurde, 
den Zweck, den § 362 dem analogen Falle des 
§ 292 gleichzustellen. Es handelt sich nämlich 
um Vermeidung, daß der Gerichtshof 1. Instanz 
eine neuerliche Verhandlung durchführen müsse, 
nicht aber um Zuerkennung des Rechtes an den 
Kassationshof ein neues Urteil in merito zu fällen. 
Unseres Erachtens ist die Vorgangsweise des 
Kassationshofes vollkommen richtig, welcher in 
jedem Falle, wenn er die tatsächliche Feststellung 
einer strafbaren Handlung als irrig erkennt, aus 
dem durch das Gericht 1. Instanz festgestellten 
Sachverhalte, alle unrichtig festgestellten Tatbe- 
standsmomente, welche auf eine strenge Quali- 
fizierung der strafbaren Handlung von Einfluß 
sind, eliminiert und sodann ein leichteres Straf- 
ausmaß anwendet, entsprechend dem auf Grund 
der übrigen richtigen Tatbestandsmomente fest- 
gestellten Tatbestande. 

Die Beschränkung des Kassationshofes wäre 
ganz unbegründet. Indem wir demselben das 
weitergehende Recht der vollständigen Aufhebung 
des Urteiles einräumen, müssen wir ihm gleich- 
zeitig das engere Recht einräumen, gegebenfalls 
den Angeklagten einer leichteren strafbaren 
Handlung schuldig zu erkennen und demgemäß 
einen leichteren Strafsatz in Anwendung zu 
bringen. 

Hiedurch wird die unnötige und mit vielem 
Aufwände verbundene Verschleppung der Ange- 
legenheit durch Durchführung eines neuen Ver- 
fahrens in 1. Instanz vermieden. 

Wenn der Kassationshof infolge einer Nichtig- 
keitsbeschwerde das Recht hat, die Angelegenheit 
selbständig zu prüfen und eventuell den Ange- 
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klagten eines leichten Deliktes schuldig zu er*- 
kennen, so muß ihm zweifellos dieses Recht 
auch bei der außerordentlichen Revision nach 
§ 362 zuerkannt werden. Der Unterschied Jst 
blos der, daß bei der Nichtigkeitsbeschwerde es 
sich um die Richtigstellung des Urteiles in recht- 
licher Beziehung handelt, bei der außerordent- 
lichen Revision aber um dessen Richtigstellung 
infolge unrichtiger Tatbestandsfeststellung, welche 
dem Urteile zugrunde gelegt wurde. 

III. Nach dem Wortlaute des § 362 ist die 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens nur zu 
Gunsten einer wegen eines Verbrechens oder 
eines Vergehens verurteilten Person zulässig, da 
gemäß § 480 * der dem Kassationshofe im § 362 
eingeräumte Wirkungskreis auf Uebertretungs- 
fälle keine Anwendung findet. 

Trotzdem hat der Kassationshof in der Ent- 
scheidung vom 28. Juli 1892, ZI. 8944 (kund- 
gemacht im Verordnungsblatte des Justiz- 
ministeriums vom Jahre 1893, Nr. 866) ausge- 
sprochen, daß die Bestimmung des § 362 auch 
in den f^ällen Anwendung findet, wenn gegen 
eine Person das Strafverfahren wegen eines Ver- 
brechens oder eines Vergehens eingeleitet und 
die betreffende Person einer Uebertretung 
schuldig erkannt wurde. 

Die gedachte Entscheidung ' ist aus Anlaß 
nachstehenden Straffalles erflossen: 

Ein gewisser Salomon S. wurde von der 
Staatsanwaltschaft wegen Verbrechens der 
schweren körperlichen Beschädigung angeklagt 
und mit dem Urteile des k. k. Kreisgerichtes in 
Korneuburg vom 7. Mai 1892, ZI. 3015 bloß der 
Uebertretung des § 335 schuldig erkannt. Auf 
Grund des ärztlichen Gutachtens hat der 
Gerichtshof die strafbare Handlung als Verbrechen 
der schweren körperlichen Beschädigung quali- 
fiziert, jedoch in rechtsirrtümlicherweise die feind- 
selige Absicht ausgeschlossen. Der Staatsanwalt 
hat die Nichtigkeitsbeschwerde erhoben. Dem 
Kassationshofe sind während der Beratung über 
die Nichtigkeitsbeschwerde bezüglich der Fest- 
stellung des Tatbestandes Zweifel aufgetaucht 
und hat derselbe infolgedessen dem Kreisgerichte 
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aufgetragen, ein Outachten der medizinischen 
Fakultät einzuholen. 

Die medizinische Fakultät bestritt, daß vor- 
liegends eine schwere körperliche Beschädigung 
vorliegt, indem sie lediglich die Mißhandlung 
beslätigie. 

Der Kassationshof hob auf Orund dieses 
Gutachtens gemäß § 362 das Urteil I. Instanz, 
mit welchem der Angeklagte der Uebertretung 
des § 335 StO. schuldig erkannt wurde, auf und 
verwies die Angelegenheit an das zuständige 
Bezirksgericht zur neuerlichen Verhandlung und 
Entscheidung. 

Der Staatsanwalt, welcher den Antrag auf 
Fällung dieses Erkenntnisses gestellt hat, motivierte 
dasselbe nachstehends : 

Mit Rücksicht auf die Bestimmung des § 480 * 
StPO. und auf den Wortlaut des § 362 StPO., 
welcher das Recht der außerordentlichen Revision 
dem Kassationshofe lediglich bezüglich der Ver- 
brechen und Vergehen einräumt, war vorerst die 
Frage zu entscheiden, ob nicht zwecks Schaffung 
einer Grundlage zur Anwendung des § 362 StPO. 
vorerst der Nichtigkeitsbeschwerde der Staats- 
anwaltschaft stattzugeben und auszusprechen 
war, daß der Angeklagte das Verbrechen der 
schweren körperlichen Beschädigung begangen 
hat und sodann wegen des Ausspruches, daß 
das Verbrechen der schweren körperlichen Be- 
schädigung vorliegt, das Urteil anfzuheben und 
schließlich im Rahmen der Bestimmung des 
§ 362 StPO. zu beschließen, daß die Angelegenheit 
dem zuständigen Bezirksgerichte zwecks Er- 
gänzung des Tatbestandes im Sinne der §§ 411 
und 431 StG. und zwecks Durchführung einer 
neuerlichen Verhandlung und neuerlichen Urteils- 
fällung übertragen werde. 

Diese Kombination ist eine künstliche, un- 
richtige und dem Geiste des Gesetzes wider- 
sprechende. Es darf nicht übersehen werden, daß der 
26. Abschnitt der Strafprozeßordnung, in welchem 
der § 480 enthalten ist, sich lediglich auf das 
bezirksgerichtliche Verfahren bezieht. In demselben 
ist die Anführung neuer Beweismittel quoad 
factum^ welche dem Gerichte I. Instanz nicht 
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vorgelegen sind, zulässig. (§ 462, Z. 2, 467 und 
470 StPO.) Weiters ist in diesem Verfahren ein 
Rechtsmittel, welches im gewöhnlichen Rechts- 
zuge vor den Kassationshof führen wurde, nicht 
vorhanden. 

Mit dem stimmt auch der Umstand überein, 
daß der Gesetzgeber es nicht für zweckmäßig 
hielt, dem Kassationshof die Befugnis des § 362 
auch in Ansehung von Uebertretungen einzu- 
räumen. 

Wenn jedoch eine Uebertretung mit einem 
Verbrechen oder einem Vergehen konkurriert 
(§ 56 StPO.) oder wenn die rechtskräftige An- 
klageschrift dem Delikte den Charakter eines 
Verbrechens öder einer Uebertretung verleiht 
(§ 219 StPO.) und das Delikt zum Gegenstand 
der Entscheidung durch einen Gerichtshof wird, 
alsdann wird das Verfahren nicht auf Grund der 
Vorschriften des 26. Abschnittes der Stafprozeß- 
ordnung, sondern auf Grund der für Verbrechen 
und Vergehen normierten Vorschriften geführt 
(Vgl. Kriminalistische Blätter ex 1877, Nr. 27, 
Rulf: Praxis des österreichischen Strafprozesses, 
S. 207, Waser in der österreichischen Gerichts- 
zeitung ex 1882, Nr. 23, S. Mayer: Kommentar, 
Bd. III, S. 623, Entscheidung des Kassations- 
hofes am 23. März 1872, ZI. 1022, Nowaks 
Sammlung Nr. 54, vom 17. November 1877, 
ZI. 13.256 und vom 26. März 1884, ZI. 2470, 
Nowak Nr. 625). 

Es wäre dies eine Entstellung des Grund- 
satzes des § 477 StPO., wenn man die Vorschrift 
des § 480* auf das Verfahren vor Kollegial- 
gerichten anwenden wollte. Es steht dem die 
Tendenz des § 362 StPO. entgegen: Wie nämlich 
in dem Berichte der Kommission des Herren- 
hauses bemerkt wurde, hat die obbezeichnete 
Gesetzesbestimmung den Zweck, die aus dem 
Abgehen von der bisherigen Beweistheorie und 
dem Rechtsmittel der Berufung, quoad factum 
fließenden Gefahren zu beseitigen. 

Es würde dies allen Grundsätzen der Billigkeit 
widersprechen, wenn eine Person, welche lediglich 
eine Uebertretung begangen hat, jedoch nach dem 
für Verbrechen und Vergehen vorgeschriebenen 
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Verfahren verurteilt wurde, des Schutzes des 
§ 362 beraubt wäre, obwohl sie an Stelle des 
Berufungsrechtes, welches ihr sonst zustand, nur 
soviel gewinnt, daß sie in 1. Instanz durch ein 
Kollegialgericht abgeurteilt wird und daß zur 
Entscheidung im Falle einer Nichtigkeitsbeschwerde 
der Kassationshof berufen ist. Es ist somit recht 
und billig, daß die Vorschrift des § 362 in Fällen 
zur Anwendung gelangt, in denen gegen eine 
Person das für Verbrechen und Vergehen vor- 
geschriebene Verfahren eingeleitet und durch- 
geführt wurde und sich nachträglich herausstellte, 
daß die betreffende Person lediglich eine Ueber- 
tretung begangen hat. 

IV. Nach dem Wortlaute des § 362 StPO. 
ist der Kassationshof berechtigt: 

a) Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens an- 
zuordnen ; 

b) den Verurteilten sofort freizusprechen; 

c) ein milderes Strafmaß anzuwenden. 
Zufolge der ad a) bewilligten Wiederaufnahme 

des Strafverfahrens durch den Kassationshof, 
kommen die Vorschriften der §§ 358 und 359 
zur Anwendung, so daß die Angelegenheit in 
das Untersuchungsstadium zurückgeleitet wird. 

In einem bestimmten Falle hat der Kassationshof 
mit der Entscheidung vom 3. Dezember 1890, 
ZI. 139994 (VBl. des Justizministeriums Nr. 600) 
sich das Recht zuerkannt, auf Grund des § 362 
eine neueriiche Prüfung der Ergebnisse der Unter- 
suchung durch andere Richter anzuordnen, somit 
das Recht, eine Hauptverhandlung ohne Durch- 
führung einer neueriichen Untersuchung anzu- 
ordnen. Der Fall war nachstehender: 

Ein gewisser Johann R. wurde mit dem 
Urteile des Landesgerichtes in Troppau als 
Schwurgerichtshofes vom 11. Juni 1900, ZI. 3655 
des Verbrechens des Meuchelmordes begangen 
an seinem Vater Kart R. schuldig erkannt. 
Gegen den Angeklagten lag seine gehässige Ge- 
sinnung dem Vater gegenüber und überdies die 
Aussage des Opfers des Verbrechens, welches 
dasselbe auf dem Totenbett abgelegt hat, vor. 
Die Schwester des Angeklagten hat jedoch sein 
Alibi im kritischen Zeitpunkte bestätigt. 
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Der Kassationshof hat infolge der Zweifel, 
die ihm aus Anlaß der Prüfung der Akten, welche 
ihm im Grunde des § 353 vorgelegt wurden, 
zweimal in dieser Angelegenheit Aufklärung 
verlangt. Bei Prüfung der Akten hat der Kassations- 
hof in Erwägung gezogen, ob eine Wiederauf- 
nahme des Strafverfahrens zu Gunsten des Ver- 
urteilten anzuordnen oder ob das Urteil und das 
Verdikt der Geschwornen aufzuheben und dem 
Gerichtshof 1. Instanz bloß die Durchführung 
einer neuen Verhandlung und Fällung eines neuen 
Urteiles aufzutragen wäre. In ersterem Falle würde 
die Angelegenheit in das Untersuchungsstadium 
rückgeleitet werden (§ 362 und § 35Q vorletzter 
Abs. StPO.), während im anderen Falle die bis 
zur Hauptverhandlung vorgenommenen Hand- 
lungen in Kraft blieben und lediglich eine 
neuerliche Prüfung der Ergebnisse des Beweis- 
verfahrens vorgenommen werden würde. Das 
Letztere ist angezeigt, wenn die Feststellung des 
Tatbestandes keine Mängel aufweist und es nur 
darum zu tun ist, eine neuerliche Prüfung der 
Ergebnisse der bereits durchgeführten Unter- 
suchung durch andere Richter vorzunehmen. 

Der Ankläger kann auch bei diesem Verfahren 
von der Vorschrift des § 224 StPO. Gebrauch, 
machen und sogar unter Umständen die Anklage 
zurückziehen. 

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, hat 
der Kassationshof das Urteil des Landesgerichtes 
in Troppau als Schwurgerichtshofes vom 11. Juni 
18Q0, Z. 3655 auf Grund des § 362 aufgehoben 
und die Sache vor ein neues Schwurgericht ver- 
wiesen. Dieses Erkenntnis begründet der Kassa- 
tionssof nachstehends: 

„Die Zweifel in die Richtigkeit des durch das 
Schwurgericht in Troppau in der Straftsache des 
Johann R. gefällten Urteiles haben den Kassations- 
hof veranlaßt, nach Prüfung des auf Grund des 
§ 341 StPO. erstatteten Berichtes mit den Be- 
schlüssen vom 22, Juni 18Q0, Z. 7885 und vom 
7: Oktober 18Q0, Z. 11425, eine neuerliche Prüfung 
der Angelegenheit anzuordnen. 

Die neue österreichische Strafprozeßordnung 
veriegt im Gegensatze zur alten Straf prozeß- 
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Ordnung vom Jahre 1853 den Schwerpunkt des 
Strafverfahrens in die mundh'che Hauptverhandlung, 
indem sie auf das schriftliche Beweismaterial, 
welches vor der Verhandlung im Zuge der Unter- 
suchung angesammelt wurde, wenig Gewicht legt. 

Die schriftliche Aussage eines Zeugen kann 
nicht die genugende Grundlage zur Beurteilung 
seiner Olaubwürdigkeit bilden. Das trifft auch 
vörliegends in Bezug auf die Aussage der Therese 
R. zu, welche in der Untersuchung das Alibi ihres 
angeklagten Bruders bestätigt hat. 

Bezuglich dieser Aussage spielt nicht bloB 
der psychologische Eindruck, welcher mit der 
unmittelbaren Einvernahme des Zeugen bei der 
Verhandlung verbunden ist, eine Rolle, sondern 
auch jeder Umstand, welcher die gegen den An- 
geklagten vorliegenden Beweise abschwächt oder 
verstärkt, ist unmittelbar auch auf die Glaub- 
würdigkeit der Aussage der Therese R. von Einfluß. 

Da die Ergebnisse der durch den Kassations- 
hof angeordneten Erhebungen nur in Verbindung 
mit den schon früher bei der Fällung des kon- 
demnierenden Urteiles bekannten Tatsachen ge- 
hörig beurteilt werden können, so müssen diese 
Tatsachen alle gemeinsam den neuen Richtern 
und Geschwornen vorgeführt werden. Infolge- 
dessen war im Sinne des § 362 das kondemnierende 
Urteil samt dem Verdikte aufzuheben und die 
Sache zur neuerlichen Prüfung und Beurteilung 
neuen Richtern in der nächsten Schwurgerichts- 
kadenz zu überweisen." 

V. Unter den über Auftrag des Kassations- 
hofes publizierten Entscheidungen befinden sich 
unter Nr. 6Q1— 6Q4 und 876 einige Entscheidungen 
„zur Anwendung des § 362 StPO." 

Dieselben enthalten gewisse Grundsätze des 
Beweisrechtes, welche der Kassationshof als 
Grundlage seiner Entscheidungen bei Beurteilung 
der Tatfrage benützt hat, welche somit bezüglich 
der Feststellung des Tatbestandes zur Richtschnur 
den Gerichlen I. Instanz dienen, obwohl sie die- 
selben nach dem Gesetze nicht binden. 

Mit Rücksicht auf ihre große Bedeutung wollen 
wir dieselben in Kürze vorbringen : 
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In der Entscheidung vom 8. Mai 1884, Z. 1324, 
Nr. 93, in welcher der Kassationshof auf Grund 
des § 362 dert Angeklagten von dem ihm zur 
Last gelegten Verbrechen der Verleumdung frei- 
gesproehen hat, führt der Kassationshof die Be- 
deutung der Beweisregel in mancher Hinsicht 
aus. Insbesondere spricht derselbe Nachstehendes 
aus: 
a) Es widerspricht den Beweisregeln, wenn unter 
denselben Umständen die Möglichkeit der 
Wahrnehmung einer Tatsache durch einen 
Belastungszeugen angenommen und gleich- 
zeitig dieselbe bezüglich eines Entlastungs- 
zeugen ausgeschlossen wird; 
bj wenn ein hiezu berechtigter Zeuge sich der 
Zeugenaussage entschlagen hat, (§ 152, Z. 1) 
so ist seine Aussage überhaupt nicht 
in Betracht zu ziehen ; somit haben die durch 
den Zeugen angegebenen Beweggründe, wes- 
halb er sich der Zeugenaussage entschlägt, 
bei der Beurteilung der Ergebnisse des Beweis- 
verfahrens gar keine Bedeutung, am aller- 
wenigsten können sie ein Belastungsmoment 
gegen den Angeklagten abgeben. Die Bedeu- 
tung des hier ausgesprochenen Grundsatzes 
wird begreiflich, wenn erwogen wird, welche 
Schlüsse oftmals der Staatsanwalt zum Nach- 
teile des Angeklagten aus der Tatsache zieht, 
daß ein Zeuge auf Grund des § 152 sich 
der Aussage entschlägt und wie infolge dessen 
die Wohltat des § 152 für den Angeklagten 
und dessen Verwandte oft zu einem Privi- 
legium odlosum wird. Wenn sie nämlich zu 
Gunsten des Angeklagten aussagen, droht 
ihnen die Gefahr des §377 StPO., wenn sie 
sich aber der Zeugenaussage entschlagen, 
setzen sie sich dem Vorwurfe aus, daß sie 
nicht zum Nachteile des Angeklagten aus- 
sagen wollten; 
c) Es ist unzulässig, wenn in den Entscheidungs- 
gründen bei der Würdigung des Beweis- 
materials der Widerspruch in den Aussagen 
eines Zeugen deswegen nicht berücksichtige 
wird, weil angenommen wird, daß seine 
Aussagen durch den Untersuchungsrichtte 
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mißverstanden wurden. Eine solche durch 

nichts begründete Annahme kann nicht bei 

Begründung des Urteiles in Betracht gezogen 

werden. 

In der Entscheidung vom 13. November 1883, 
ZI. 13079 Nr. 691, in welcher auf Grund des 
§ 362 der Angeklagte vom Verbrechen des 
Diebstahls freigesprochen wurde, wurde die Frage 
des gegenseitigen Verhältnisses der Belastungs- 
und Entlastungsbeweise berührt. 

Bei der Prüfung der Glaubwürdigkeit der 
Zeugenaussagen muß das gegenseitige Verhältnis 
der Belastungs- und Entlastungsbeweise berück- 
sichtigt und darf hiebe! nicht außer Acht 
gelassen werden, daß ein schwacher Beweis 
durch einen ebenfalls schwachen Gegenbeweis 
noch mehr abgeschwächt oder ganz umgestürzt 
werden kann. 

Mit der Entscheidung vom 19. Februar 1884, 
ZI. 890, Nr. 692 wurde ebenfalls auf Grund des 
§ 362 StPO. der wegen Verbrechen der Mit- 
schuld an der Brandlegung Verurteilte freige- 
sprochen. Die Verurteilung des Angeklagten er- 
folgte durch das Schwurgericht auf Grund der 
Aussagen der unmittelbaren Täterin. 

Der Kassationshof motivierte seine Ent- 
scheidung nachstehends: 

Für die Anklage wegen Mitschuld spricht 
als Belastungsmoment lediglich und ausschließlich 
die Aussage der unmittelbaren Täterin und war 
diese Aussage wegen Mangels jedweder anderen 
Beweise oder Indizien für die Ueberzeugung 
derGesch worenen ausschließfich ausschlaggebend. 
Wenn jedoch diese Aussage näher geprüft wird, 
so muß derselben jede Ueberzeugungskraft ab- 
gesprochen werden, weil dieselbe mit sich selbst 
widersprechend, wankend und nicht dezidiert ist. 

In der schon oben gedachten Entscheidung 
bemerkt der Kassationshof, daß die Gründe, aus 
welchen der Gerichtshof in den Motiven des 
angetochtenen Urteiles die zu Gunsten des An- 
geklagten abgelegten Aussagen als unglaubwürdig 
angesehen hat, unzutreffend sind. 

Wenn auch die Belastungszeugen behaupten, 
daß die günstig aussagenden Zeugen im kritischen 
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Momente während der Tat nicht anwesend 
waren, so ist das kein Beweis, daß sie wirklich nicht 
zugegen Waren, und dies umsoweniger, als der 
Zeuge X auch den Ehegatten der Angeklagten 
nicht gesehen hat, obwohl derselbe nach Aus- 
sage eines anderen Zeugen Y zur Zeit dee Vor- 
falls unmittelbar neben ihm gestanden ist. Ebenso 
ist es nicht ausgeschlossen, daß die Belastungs- 
zeugen die anderen vom Tatorte etwas entfernt 
stehenden Zeugen nicht bemerkt haben. 

VI. Schließlich muß noch die Entscheidung 
des Kassationshofes vom 13. November 1889, 
ZI. 12942 Slg. 1315 erwähnt werden, in welcher 
ausgesprochen wurde, daß die Bestimmung des 
§ 400 StPO., der zufolge die Strafzeit, welche 
der Verurteilte vom Tage der Verkündigung des 
Urteiies I. Instanz abgebüßt hat, in der Strafe 
einzurechnen ist, wenn das zu seinen Gunsten 
eingebrachte Rechtsmittel wenn auch nur teil- 
weise Erfolg hatte, — auf die wenigen Fälle 
keine Anwendung findet, in welchen die Straf- 
milderung nicht infolge des durch den Ange- 
klagten eingebrachten Rechtsmittels, sondern auf 
Grund des § 362 StPO. erfolgte. 

Aus der obgedachten Judikatur des Kassations- 
hofes ist zu ersehen, welche weitgehende Be- 
deutung die Vorschrift des § 362 StPO. für die 
österreichische Rechtspraxis hat. 

So mancher Verurteilte verdankt es lediglich 
dieser Vorschrift, daß ihm die Ehre und die 
Freiheit wiedergegeben und daß er vor Schande 
und Freiheitsentziehung bewahrt wurde. 

Bei einer etwaigen Revision der Strafprozeß- 
ordnung wäre es wünschenswert, den § 362 
klarer zu formulieren und zwar in der Richtung, 
daß ausgesprochen werde, daß der Kassationshof 
berechtigt ist, den Angeklagten wegen eines 
leichteren, unter ein anderes Strafgesetz fallenden 
Deliktes schuldig zu sprechen, sowie daß der 
Kassationshof berechtigt ist, von der Bestimmung 
des § 362 StPO. ohne Einschränkung auch in 
Uebertretungsfällen Gebrauch zu machen. 

Wenn die österreichische Strafprozeßordnung 
im § 480, d. i. in Uebertretungsfällen das Recht 
der außerordentlichen Revision des § 362 StPO. 
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ausgeschlossen hat, indem sie auf den großen 
Aufwand hinwies, welcher mit der Benützung 
dieses Rechtsmittels verbunden ist und welcher 
zur Größe dieses Deliktes (Uebertretung) in 
keinem Verhältnisse steht, so muß gegen diese 
Argumentierung entschieden protestiert werden 
und zwar aus dem Grunde, weil es ja für den 
unschuldig Verurteilten ganz gleichgiltig ist, ob 
er wegen Uebertretung oder wegen eines Ver- 
brechens oder eines Vergehens verurteilt wurde. 
Es ist im Gegenteil die Befürchtung bc*gründet, 
daß unschuldige Verurteilungen öfter in Ueber- 
tretungsfällen, als in Fällen wegen Verbrechens 
eintreten dürften, weil in der Regel Uebertretungen 
flüchtig vorkommen. 

Schließlich wäre die Bestimmung des § 362 
StPO. noch nach einer Richtung hin auszudehnen. 
Diese Gesetzesstelle verbietet sowohl bei der 
Einbringung von Rechtsmitteln, als auch bei 
der mündlichen Verhandlung Anträge zu stellen, 
welche auf Herbeiführung der außerordentlichen 
Revision hinzielen. 

Dieses Verbot ist wohl gerechtfertigt in Bezug 
auf die mündliche Verhandlung, weil sonst die 
Kassationsverhandlung, deren Gegenstand lediglich 
die behaupteten Nichtigkeitsgründe bilden, zur 
Berufungsverhandlung umgestaltet würde. 

Anders aber verhält sich die Sache in dem 
Fal.e, wenn mit der schriftlichen Ausführung der 
Nichtigkeitsbeschwerde der Antrag auf Anwendung 
des § 362 StPO. verbunden wird. Dagegen läßt 
sich vom prozessualen Standpunkte nichts ein- 
wenden. Für die Zulässigkeit einer solchen Ver- 
bindung der Nichtigkeitsbeschwerde mit dem 
Antrage auf Anwendung des § 362 StPO. spricht 
sich auch Rulff aus, dessen Ansicht auch wir 
für richtig halten. 

Wenn auch der Kassationshof das Recht hat 
von amtswegen die Akten zu prüfen und eventuell 
den § 362 in Anwendung zu bringen, so kann 
es immerhin nicht schaden, wenn die Partei 
direkt den betreffenden Antrag in der Nichtigkeits- 
beschwerde stellt. 

Ein Mißbrauch in der Richtung, daß etwa 
jeder im Wege der Nichtigkeitsbeschwerde den 
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Antrag auf außerordentliche Revision versuchs- 
weise stellen würde, ist nicht zu befürchten, 
da ja, falls der Antrag als begründet befunden 
wird, dies fürdieordnungsmäßigeRechtssprechung 
nur vom Vorteil sein kann. Stellt sich jedoch 
heraus, daß die Nichtigkeitsbeschwerde verbunden 
mit diesem Antrage mutwillig war, alsdann kann 
die Geldstrafe des § 228 StPO. in Anwendung 
gebracht werden. 

Es würde somit jedenfalls die Anzahl der un- 
gerechten Urteile vermindert werden und würden 
die Zweifel der Gesellschaft in die gewissen- 
hafte Rechtssprechung mit der Zeit vollständig 
schwinden. 

Als Beispiel hiefür kann die Angelegenheit des 
Gallus und Gawenda dienen, welche wir weiter 
unten mitteilen werden. 

Die beiden Gedachten wurden des Verbrechens 
des Mordes begangen an einem 12 jährigen 
Mädchen schuldig erkannt, obwohl der objektive 
Tatbestand gar nicht festgestellt war. Tatsächlich 
ist nach iVs Jahren nach Rechtskraft des Urteiles 
das angeblich ermordete Mädchen nach längerer 
Abwesenheit in das heimatliche Dorf rückgekehrt. 

Die im vorliegenden Falle überreichte Nichtig- 
keitsbeschwerde hat der Kassationshof verworfen. 
Wenn jedoch dem Verteidiger gestattet gewesen 
wäre, in der Nichtigkeitsbeschwerde das Urteil 
auch vom Standpunkte der Tatfrage anzufechten, 
so ist es sehr wahrscheinlich, daß der Kassations- 
hof auf die Zweifel bezüglich der Feststellung 
des Tatsbestandes aufmerksam gemacht, das Urteil 
im Sinne des 362 StPO. aufgehoben hätte; dem- 
gemäß hätten die Verurteilten nicht unschuldiger- 
weise 1 bis 2 Jahre im Kerker zugebracht. 

Auf diese Weise könnte die außerordentliche 
Revision die Berufung in der Schuldfrage ent- 
behrlich machen und gleichzeitig die immer mehr 
sich fühlbar machende Notwendigkeit der Ein- 
führung von solchen Rechtsmitteln befriedigen, 
welche die Berufung ersetzen und die Garantien 
eines gerechten Urteiles vergrößern könnten. 

Das auf diese Weise normierte Rechtsmittel 
wäre eine Garantie der ordnungsmäßigen und 
gewissenhaften Rechtssprechung und würde das- 
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selbe, lediglich dem Kassationshofe vorbehalten, 
auch die Möglichkeit eines Mißbrauches aus- 
schließen. 

IV. Die nicht formelle Wiederaufnahme. 

Ein eingestelltes oder durch Urteil beendigtes 
Strafverfahren kann ohne alle Förmlichkeiten 
wieder aufgenommen werden und zwar ohne 
Durchfuhrung des Verfahrens wegen Zulässigkeit. 
der Wiederaufnahme und ohne einen auf Zu- 
lassung der Wiederaufnahme lautenden Beschluß 
und zwar in nachstehenden 4 Fällen: 

1. wenn die Vorerhebungen eingestellt worden 
sind, ehe eine bestimmte Person als Beschuldigter 
behandelt wurde; 

2. wenn der zur Klage noch berechtigte 
Privatankläger dieselbe anbringt, während in dem 
früheren Verfahren die Einstellung oder ein frei- 
sprechendes Urteil lediglich wegen Mangels des 
nach dem Gesetze erforderlichen Antrages eines 
Beteiligten erfolgt ist; 

3. wenn dem Ankläger bei der Beendigung 
des Strafverfahrens wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens die Verfolgung wegen anderer 
strafbaren Handlungen vorbehalten wurde oder 
wenn sich erst nachher Verdachtsgründe einer 
anderen früher begangenen strafbaren Handlung 
ergeben ; 

4. wenn eine Tat, welche ein Verbrechen be- 
gründet, von einem Bezirksgerichte durch un- 
richtige Anwendung des Gesetzes als ihm zur 
Aburteilung zukommend behandelt wurde, voraus- 
gesetzt, daß seit der Entscheidung des Bezirks- 
gerichtes noch nicht mehr als 6 Monate und 
wenn es sich um eines der den Geschworenen- 
gerichten zur Abu rteilungzugewiesenen Verbrechen 
handelt, noch nicht mehr als 12 Monate verflossen 
sind. 

HIebei ist folgendes zu bemerken. 

ad 1. Die Frage, ob eine Person als Be- 
schuldigter behandelt wurde, ist nach der Be- 
stimmung des § 38 StPO. zu beurteilen ; es kann 
somit nicht als Beschuldigter angesehen werden, 
wer lediglich im Zuge der Vorerhebungen als 
Verdächtigter vernommen wurde. 
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ad 2. Die Bestimmung des § 363, Z. 2 be- 
günstigt ausschließlich den Privatankläger und 
behält nur ihm das Recht der Wiederaufnahme 
des Verfahrens vor, wenn im vorherigen Ver- 
fahren ein freisprechendes Urteil ohne seine 
Intervention gefällt wurde (beispielsweise des- 
wegen, weil die Tathandlung als eine von amts- 
wegen zu verfolgende betrachtet wurde und im 
Verfahren der öffentliche Ankläger aufgetreten 
ist.) Wenn jedoch umgekehrt der vom Privat- 
ankläger verfolgte Angeklagte, weil die Tathandlung 
als der Privatanklage vorbehalten angesehen 
wurde, freigesprochen wurde, alsdann steht dem 
Staatsanwälte nicht das Recht zu, die Wieder- 
aufnahme auf Grund der obbezeichneten Be- 
Bestimmung zu verfangen. (PIE. d. KH. vom 
9. März 1887, ZI. 15.291, Nr. 1039). 

Ebenso steht dies Recht dem öffentlichen 
Ankläger auch dann nicht zu, wenn das frei- 
sprechende Erkenntnis deswegen gefällt wurde, 
weil in der Angelegenheit der Privatankläger statt 
des gesetzmäßig berufenen öffentlichen Anklägers 
aufgetreten ist; auch in diesem Falle erfolgte 
infolge freisprechenden Urteiles die Konsumtion 
der Strafklage. (PlE.d. KH. vom 8. November 1891, 
ZI. 12.615, Nr. 1501). 

ad 3. Diese Bestimmung bezieht sich auf die 
Fälle der §§ 57, 263, Abs. 3 und 4, 320, Abs. 2 
und 321, Abs. 3 StPO., in welchen der Ankläger 
die Pflicht hat, sich die abgesonderte Verfolgung 
vorzubehalten, wenn neue strafbare Handlungen 
hervorgekommen sind. 

Diese Bestimmung hat auch Anwendung in 
dem Falle, wenn die Tathandlungen derselben 
Gattung sind, ebenso wenn die neu hervor- 
gekommene Tat wegen Zusammenrechnung der 
Summe mit der früher abgeurteilten, als eine 
einheitliche Tat zu beurteilen war. (E. v. 25. Sep- 
tember 1885, ZI. 8102, Nr. 829 und 13. Februar 1880, 
ZI. 12820, Nr. 226.) 

Im Falle der Verurteilung wegen eines Dauer- 
deliktes kann das spätere Hervorkommen einer 
Tathandlung, welche zum Dauerdelikte gehört, 
die neueriiche Verfolgung nur unter den Be- 
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dingungen des § 356 bedingen. (E. v. Juni 1883, 
Nr. 55Q). 

ad 4. Diese Bestimmung findet Anwendung 
sowohl vor dem Vollzüge der Strafe, als auch 
nachher; es beruht dies auf dem Grundsätze, 
daß ein durch einen absolut unzuständigen Richter 
gefälltes Urteil nichtig ist, somit auch die Voll- 
streckung eines solchen Urteiles die Strafbarkeit 
nicht tilgt, (vgl. E. d. KH. vom 15. April 1882, 
ZI. 11999, Nr. 443.) 

Das Verhältnis dieser Bestimmung zur Be- 
stimmung des § 356, Z. 3 StPO. ist ein solches, 
daß in den Fällen, in welchen die allgemeinen 
Bedingungen der Wiederaufnahme nach § 355 
vorliegen, der Staatsanwalt in jedem Falle die 
formelle Wiederaufnahme begehren kann, wenn 
der Angeklagte bloß wegen eines Vergehens oder 
einer Uebertretung verurteilt wurde und die Tat- 
handlung sich als Verbrechen darstellt. In diesem 
Falle ist das Begehren der Wiederaufnahme nur 
durch die Verjährungsfrist für Verbrechen be- 
schränkt, muß sich jedoch auf einen der Wieder- 
aufnahmsgründe stützen, (ob falsa^ ob növa, ob 
confessionem). 

Im Falle des § 363, Z. 4 hingegen ist die 
Zulässigkeit der Wiederaufnahme von dem Ein- 
tritte der obigen Wiederaufnahmsgründe unab- 
hängig und geht die Wiederaufnahme selbst ohne 
Formalitäten vor sich; die Untersuchung l?zw. 
das frühere Verfahren wird fortgesetzt, ohne vor- 
gängige Zulassung der Revision, allein die Zu- 
lässigkeit dieser Wiederaufnahme ist an die 
sechsmonatliche bzw. einjährige Frist vom Tage 
der Fällung des unzuständigen Urteiles des 
Bezirksgerichtes gebunden. Diese Frist lauft vom 
Tage der Fällung des Urteiles durch das Bezirks- 
gericht bis zum Tage der Anordnung des weiteren 
Verfahrens durch das zuständige Gericht; der 
Zeitpunkt, in welchem das zuständige Gericht 
von der nichtigen Entscheidung des Bezirks- 
gerichtes Kenntnis erlangte, ist unentscheidend 
(vgl. E. d. KH. vom 19. September 1887, ZI. 271 1). 

Zum Schlüsse muß noch bemerkt werden, 
daß die Bestimmung des § 363, Z. 4 von der 
Voraussetzung ausgeht, daß das durch das un- 
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zuständige Bezirksgericht gefällte Urteil in Rechts- 
kraft erwachsen ist; wenn nämlich das Urteil 
nicht rechtskräftig geworden ist, sondern mittelst 
Berufung von welcher Seite immer angefochten 
wurde, alsdann kommt die Bestimmung des 
§ 475, Abs. 2 StPO. zur Anwendung, inhaltlich 
deren das Urteil des Bezirksgerichtes über Antrag 
des Staatsanwaltes aufzuheben und das gesetz- 
mäßige Verfahren einzuleiten ist. 

Ueberdies findet die Wiederaufnahme des 
§ 363, Z. 4 nur in dem Falle Anwendung, wenn 
die gegenständliche Tathandlung ein Verbrechen 
bildet und das Bezirksgericht den Angeklagten 
wegen einer Uebertretung verurteilt hat, während 
die Bestimmung des § 475, Abs. 2 StPO. nicht 
nur in dem Falle Anwendung findet, wenn es 
sich um ein Verbrechen handelt, sondern auch 
dann, wenn die gegenständliche Tathandlung 
bloß ein Vergehen bildet, während der Angeklagte 
beim Bezirksgerichte einer Uebertretung schuldig 
erkannt wurde. Die Wiederaufnahme nach § 356, 
Z. 3 StPO. findet schließlich dann Anwendung, 
wenn die Tat ein Verbrechen bildet und der 
Angeklagte nur wegen eines Vergehens oder 
einer Uebertretung verurteilt wurde. 

V. Die Wiederaufnahme des Verfahrens 
in Uebertretungsfällen. 

Die soeben dargestellten Grundsätze des 
Revisionsverfahrens sind gemäß der Bestimmung 
des § 480 StPO. auch bei bezirksgerichtlichen 
Urteilen in Anwendung zu bringen. 

Ueber die Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
entscheidet somit das Bezirksgericht. 

Es tritt nur die wichtige Abweichung ein, 
daß das Gesetz im § 480 die Beschwerde an 
den Gerichtshof als Berufungsinstanz nur gegen 
den die Wiederaufnahme ablehnenden Beschluß 
zuläßt, so daß gegen einen die Wiederaufnahme 
zulassenden Beschluß ein Rechtsmittel ausge- 
schlossen ist, wie dies der Kassationshof in der 
Plenarentscheidung vom Q. Juni 1896, ZI. 6715, 
Nr. 2031 ausdrücklich ausgesprochen hat. 

Das Rechtsmittel der Beschwerde ist binnen 
3 Tagen von der Zustellung des die Wiederauf- 
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nähme ablehnenden Beschlusses einzubringen 
und entscheidet hierüber der Gerichtshof II. Instanz 
als Berufungsgericht. 

Eine weitere Ausnahme von den allgemeinen 
Regeln tritt bei den Uebertretungen, welche bei 
Bezirksgerichten zur Aburteilung gelangen, in 
der Richtung ein, daß das Recht der außerordent- 
lichen Revision nach § 362 StPO. in Uebertretungs- 
fällen dem Kassationshofe nicht zusteht. Es 
bezieht sich dies jedoch, wie wir oben ausgeführt 
haben, nur auf Urteile, welche von Bezirks- 
gerichten gefällt wurden, nicht aber auch auf 
Urteile wegen Uebertretungen, welche von Gerichts- 
höfen gefällt wurden. 

Wenn somit ein Gerichtshof beispielsweise 
infolge Konnexität gemäß § 56 StPO. ein Urteil 
wegen Uebertretung fällt oder den wegen Ver- 
brechens Angeklagten nur einer Uebertretung 
schuldig spricht, alsdann steht dem Kassations- 
hofe bezüglich dieses Urteiles das Recht des 
§ 362 allerdings zu, wie dies oben ausgeführt 
wurde. 

Wenn in Uebertretungsf allen das Berufungs- 
gericht auf Grund des § 475, Abs. 2 ein neues 
Verfahren wegen Inzichten eines Verbrechens 
oder eines Vergehens anordnet und der erkennende 
Gerichtshof bei der neueriichen Verhandlung den 
Angeklagten lediglich derselben Uebertretung 
schuldig erkennt, wegen deren derselbe mit dem 
früheren aufgehobenen Urteile verurteilt wurde, 
alsdann ist der Gerichtshof trotz des Verbotes 
der reformatio in peius berechtigt, den Angeklagten 
zu einer strengeren Strafe zu verurteilen, als das 
Bezirksgericht im früheren Verfahren bemessen 
hat. (E. d. KH. vom 13. Dezember 1886, Nr. 1008). 

Zum Schluß muß bemerkt werden, daß das 
Bezirksgericht verpflichtet ist, wenn die Voraus- 
setzungen der Wiederaufnahme voriiegen, ebenso 
wie der Gerichtshof im Sinne des § 358 StPO. 
vor allem einen die Wiederaufnahme zulassenden 
Beschluß zu fassen, das frühere kondemnierende 
Urteil formell aufzuheben und gleichzeitig oder 
nachträglich das neue freisprechende Urteil zu 
fällen. 
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Im nachstehenden wird ein interessanter Fall 
der Wiederaufnahme angeführt werden, in welchem 
das Bezirksgericht gegen den soeben gedachten 
Grundsatz die Angelegenheit summarisch ohne 
formellen, die Wiederaufnahme zulassenden 
Beschluß erledigt hat. 

IV. Teil. 

Anhang. 

Schließlich behandeln wir auf Orund von 
Strafakten äußerst interessante Fälle, in welchen 
nach erfolgter Bewilligung der Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens zu Gunsten der Verurteilten 
zweifellos hervorgekommen ist, daß die Schuld- 
urteile vollkommen ungerecht waren, daß voll- 
kommen schuldlose Personen verurteilt wurden. 

In drei Fällen hat es sich um das Verbrechen 
des Mordes gehandelt. Im ersten Falle wurde 
der vollkommen schuldlose Angeklagte zum Tode, 
im zweiten Falle zu einer 12jährigen Kerkerstrafe 
verurteilt, wovon er 9 Jahre abgebüßt hat, im 
dritten Falle starb der unschuldig Verurteilte im 
Kerker. In allen fünf Fällen erfolgte die ungerechte 
Verurteilung nur infolge grober Verstöße im 
Voruntersuchungsstadium. 

Als ersten schildern wir den berüchtigten Fall der 
wegen Verbrechens des Mordes angeklagten und 
vom Schwurgerichtshofe in Tarnöw im Jahre 1884 
verurteilten Qrundwirte Gawenda und Gallus. 

Der zweite Fall betrifft einen gewissen Peter 
Krawus, welcher gleichfalls wegen Verbrechens 
des Mordes bzw. Todschlages angeklagt und 
vom Schwurgerichtshofe in Krakau im Jahre 1896 
abgeurteilt wurde. 

Der dritte Fall ist der des Peter Hatycz wegen 
versuchten Meuchelmordes, welcher vor dem 
Geschworenengerichte in Stanislau im Jahre 1892 
zur Aburteilung gelangte. 

Der vierte Fall betrifft den wegen Diebstahles 
vom Bezirksgerichte in Tarnöw im Jahre 1897 
abgeurteilten Stanislaus Bochenski. 

Der fünfte Fall ist endlich der von dem 
Schwurgerichtshofe in Lemberg im Jahre 1902 
verhandelte Straffall des Kondukteurs Heinrich M. 
wegen Verbrechens des Diebstahles. 
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In allen obangefuhrten Fällen haben die un- 
schuldig Verurteilten die Strafe ganz oder teil- 
weise abgebüßt und wurden nach Wiederauf- 
nahme des Verfahrens freigesprochen, weil sich 
herausgestellt hat, daß entweder die inkriminierte 
Tat überhaupt nicht begangen wurde, wie im 
Falle des Gawenda und Oallus oder daß dieselbe 
ein anderer begangen hat, wie in den Fällen 
Krawus, Hatycz und Bochinski oder schließlich, 
weil der Verurteilte zur Zeit der Begehung der 
Tat infolge einer Geisteskrankheit, die erst nach- 
träglich erkannt wurde, unzurechnungsfähig ge- 
wesen ist (Straffall des Heinrich M.) 

I. Straffall des Johann Gawenda und 
Franz Gallus wegen Meuchelmordes. 

Gegen Johann Gawenda und Franz Gallus 
aus Radgoszcza erhob die Staatsanwaltschaft in 
Tarnow am 9. Februar 1884 die 

Anklage 

wegen Meuchelmordes mit nachstehender Be- 
gründung: 

Im Jahre 1867 starb am 28. März in R. Katarina Sroka 
mit Hinteriassung einer einzigen zweijährigen Tochter 
namens Kati Sroka und einer ihr ausschließlich gehörigen 
Wirtschaft, bestehend aus 3 Morgen Feld und einem 
Häuschen. Die Vermögensverwaltung übernahm Ignatz 
Sroka, der Vater der genannten Minderjährigen, welcher 
kurz nach dem Tode seiner ersten Frau eine zweite Ehe 
mit Marie Oallus einging. Das Zusammenleben der ge- 
nannten Ehegatten dauerte jedoch nicht lange, da Ignatz 
Sroka wegen Meuchelmordes verurteilt, im Gefanngenhause 
am 15. April 1875 starb, worauf die zurückgebliebene 
Witwe Marie Gallus vereh. Sroka den Johann Gawenda 
ehelichte, welcher die Verwaltung des Vermögens der 
noch minderjährigen Kati Sroka übernahm und sich gleich- 
zeitig für die Erhaltung und Erziehung derselben zu 
sorgen verpflichtete. Johann Gawenda hat jedoch in äußerst 
gewissenloser Weise seine Verpflichtungen vernachlässigt, 
da er das Grundstück der Kati Sroka an sich riß und die 
Eigentumerin desselben derart schlecht behandelte, daß 
sie ihre Grundstücke veriassen und teils als Dienstmädchen 
ihr Fortkommen finden, teils von Almosen leben mußte. 
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Im Jahre 1881 verschwand Kati Sroka spurlos und konnte 
keiner von den Insassen der Gemeinde R. und der um- 
liegenden Dörfer über das Verbleiben derselben Auskunft 
geben. Dieses ungewöhnliche Verschwinden des Mädchens 
ließ vermuten, daß Gawenda, um sich im Besitze der 
Grundstücke zu erhalten, das Mädchen umgebracht haben 
mußte, bis sich endlich das Gerücht verbreitete, daß 
Agnes Sroka, eine Halbschwester der Kati Sroka, der 
Hedwig Baran vertraulich mitgeteilt habe, wienach sie 
Augenzeugin der Ermordung der Kati Sroka durch ihren 
Stiefvater Gawenda und Franz Gallus gewesen ist. Von 
diesem rätselhaften Verschwinden des Mädchens und von 
den darüber umlaufenden Gerüchten erlangte der Gendarm 
M. Prus Kenntnis und gelang es dessen energishhen Nach- 
forschungen nachstehende Inzichten des an Kati Sroka 
durch die beiden Beschuldigten verübten Meuchelmordes 
festzustellen. 

Hedwig Baran, ein Mädchen von 15 Jahren, gab an, 
daß sie im Frühjahre 1882 zusammen mit der Agnes 
Sroka, einer Halbschwester der Katharina Sroka öfters 
auf Arbeit ging und als sie einmal abends mit derselben 
von der Arbeit nach Hause zurückkehrten, brach Agnes 
Sroka in Tränen aus und gab über Befragen an, daß ihr 
um die Kathi leid tue. Die Baran vertröstete und ver- 
sicherte sie, daß Kathi untrüglich zurückkehren würde, 
wenn sie, wie die Leute behaupten, nur aufs Land ge- 
gangen ist, worauf Agnes erwiderte, daß Kathi nicht 
mehr zurückkehren werde, da sie in einer Nacht von 
Gawenda und Gallus mit einer Hacke erschlagen wurde. 
Eine noch ausführlichere Aussage legte die gnannte Agnes 
Sroka vor dem Gendarmen M. Prus ab. Sie deponierte 
vor demselben, daß ihr Stiefvater Johann Gawenda eines 
Abends, ihr, der Kathi und ihrem jüngeren Bruder früher 
schlafen zu gehen befahl, hierauf seine Frau Marie 
Gawenda um Schnaps in die Schenke schickte, sich selbst 
aber auf kurze Zeit entfernte. Nach einer Weile aber mit 
Franz Gallus, der eine Hacke mit sich brachte, zurück- 
gekehrt, an das Bett der Kathi herangetreten sei und ihr 
mit der Stumpfseite der Hacke einen Schlag auf die Stirn 
versetzt, sodann mit Franz Gallus die Kathi vom Bett auf 
die Erde heruntergezogen, sie dort neuerlich geschlagen 
habe. Erst als er sich überzeugt hatte, daß Kathi nicht 
mehr am Leben sei, hätten Franz Gallus und Johann 
Gawenda dieselbe mit einem Leintuch zugedeckt und den 
Leichnam des ermordeten Mädchens, nachdem sie dieselbe 
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ihrer Kleidung entblößt hatten, aus dem Zimmer hinaus- 
getragen. Agnes Sroka habe nun vor Gericht zwar von 
der Rechtswohltat des § 152 StPO. Gebrauch gemacht 
und sich der Zeugenaussage gegen ihren Stiefvater Johann 
Gawenda entschlagen, infolge dessen der unmittelbare 
Tatzeuge entfallen sei; allein ihre vor der Genossin 
Hedwig Baran im Vertrauen gemachte und vor dem 
Gendarmen Prus freiwillig wiederholte Aussage verdiene 
umsomehr Glauben, als Agnes Sroka keine Veranlassung 
zu einer lügenhaften Aussage hatte und auch nicht in 
einer den Stiefvater schädigenden Absicht gehandelt hat, 
als sie femer, wenn sie unter einem vorübergehenden 
feindlichen Einflüsse unwahre Tatsachen angeführt hätte 
sich zweifellos der Zeugenaussage nicht entschlagen, 
sondern im Gegenteile ihren Fehler durch Ablegung der 
Aussage gutzumachen gesucht hätte. Johann Gawenda 
habe auch nach seiner Anhaltung und über Befragen, was 
er mit dem Mädchen gemacht hat, seine Tat außergerichtlich 
eingestanden und die Zeugen Martin Prus und W. Fracz 
bestätigten, daß dieses Geständnis freiwillig abgelegt wurde 
und nachstehends lautete : In einer Nacht schickte Gawenda 
seine Frau um Schnaps in die Schenke, holte selbst den 
Franz Gallus, der mit einer Hacke kam, nahm von diesem 
die Hacke und versetzte mit derselben der Kathi einen 
derart wuchtigen Schlag in die Brust, daß dieselbe nur 
schwach aufschrie, er trug sodann mit Gallus den Leichnam 
der Ermordeten hinaus und begrub denselben unter einem 
Weidenbaum. Der Beschuldigte Johann Gawenda hat nun 
zwar vor Gericht verhört, die Tat in Abrede gestellt, und 
behauptet, daß er nur aus Furcht und infolge Mißhand- 
lungen die Tat vor dem Gendarmen M. Prus eingestanden 
hat Diese Behauptung des Beschuldigten sei jedoch voll- 
kommen erfunden, weil abgesehen von den Aussagen des 
Prus und Fracz der Gerichtsdiener Johann Buda bestätigt 
hat, daß der Beschuldigte in seiner Gegenwart bereits im 
Gefangenhause die Ermordung seiner Stieftochter einge- 
standen hat und daß derselbe über Beredung des Mit- 
beschuldigten Franz Gallus, daß er sein Geständnis wider 
rufen möge, erwidert hat, daß er die Wahrheit eingestehen 
müsse, da er Gewissensbisse empfinde. 

Das Geständnis des Beschuldigten wird auch durch 
die Tatsache nicht entkräftet, daß der Leichnam der Er- 
mordeten nicht aufgefunden wurde, da nach Ablauf von 
drei Jahren verschiedene Umstände eingetreten sein 
konnten, welche die Auffindung des Leichnams vereitelt 
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haben konnten. Der Mitbeschuldigte Franz Qallus wolle 
von der ihm zur Last gelegten Tat nichts wissen, es 
sprechen jedoch gegen ihn dieselben Verdachtsgründe, 
wie gegen Gawenda, insbesondere die Aussage der Agnes 
Sroka und das außergerichtliche Geständnis des Johann 
Gawenda. Kathi Sroka sei, nachdem sie ihre Wirtschaft 
verlassen hat, bei Katharina Setermus in R. in den Dienst 
getreten, in welchem sie durch etwa Vi Jahr verblieben 
ist und hat die Setermus deponiert, daß ihr während der 
Dienstzeit der Kati von unbekannten Tätern verschiedener 
Schabernack gespielt und verschiedener Schaden zugefügt 
wurde, was sie auf den Gedanken brachte, daß ihr diese 
Schäden von Gawenda in der Absicht zugefügt werden, 
um sie zur Entlassung der Sroka aus dem Dienste zu 
zwingen, was auch tatsächlich erfolgte, da Kati gegen 
Ende des Jahres 1880 aus dem Dienste entlassen wurde. 
Setermus habe die Kati Sroka noch im Jänner des Jahres 
1881 gesehen, später sei sie mit derselben nicht mehr zu- 
sammen gekommen und seither ist Sroka spurlos ver- 
schwunden. Im Herbste des Jahres 188! sei zur Setermus 
die Agnes Sroka, die Halbschwester der Kati gekommen 
und hat die Setermus zu ihrem Erstaunen wahrgenommen, 
daß Agnes dasselbe Kleid trug, welche die Setermus 
eigenhändig der verstorbenen Kati zur Zeit, als dieselbe 
bei ihr im Dienste war, genäht habe. Verwundert darüber 
habe die Setermus die Agnes gefragt, wie sie in den 
Besitz des der Kati gehörigen Kleides gekommen sei, 
worauf Agnes zur Antwort gab, daß ihr das Kleid Johann 
Bogacz gekauft habe und als ihr darauf die Setermus 
erklärte, daß dies eine Lüge sei, weil sie an dem Kleide 
ihre eigene Leinwand und ihre eigene Näharbeit erkenne, 
sei Agnes verlegen geworden und ohne eine Antwort 
zu geben durchgegangen. Der Besitz der Agnes Sroka 
am Kleide, welches Kati kurz vor ihrem Verschwinden 
getragen hat, spreche aber in auffallender Weise gegen 
die Beschuldigten, denn Kati Sroka war ein armes und ver- 
lassenes Mädchen, welches eben nur die Kleider, welche 
es trug, besaß. Wenn sich also ein Kleid, welches Kati in 
den letzten Tagen getragen hatte, auf unerklärliche Weise 
im Besitze der Agnes Sroka befunden habe, so dränge 
sich unwillkürlich die Vermutung auf, daß Kathi Sroka in 
der Tat von ihren Hausgenossen ermordet und ihrer 
Kleider beraubt wurde, was Agnes Sroka vor dem 
Gendarmen Prus freiwillig auch zugegeben habe. 
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Hervorgehoben müsse schließlich werden, daß beide 
Beschuldigte an der Beseitigung der Kati Sroka ein Interesse 
hatten. Johann Gawenda habe sich nämlich der Grund- 
stücke der Kati bemächtigt und hätte er, wenn sie am 
Leben geblieben wäre, diese Grundstücke seinerzeit 
räumen müssen. Franz Gallus habe hingegen eigenmächtig 
die Grundstücke seines Stiefsohnes Johann Gawenda be- 
nützt. Es liege also auf der Hand, daß Johann Gawenda^ 
wenn er von den Grundstücken der Kati Sroka vertrieben 
worden wäre, seine eigenen Grundstücke dem Stiefvater 
Franz Gallus abgenommen hätte. Nur die Beseitigung der 
Kati Sroka ermöglichte es, daß beide Beschuldigte auf den 
von ihnen eigenmächtig okkupierten Grundstücken weiter 
verbleiben konnten. Beide Beschuldigten hätten also ein 
gemeinsames Interesse an der Beseitigung der Kati Sroka 
gehabt und dieses gemeinsame Interesse habe sie auch 
zu Komplizen des Verbrechens, dessen sie angeklagt sind, 
gemacht. Franz Gallus habe auch in der Ueberzeugung 
daß schon das spurlose Verschwinden der Kati ein starkes 
Verdachtsmoment gegen ihn abgebe, zur Entkräftigung 
desselben angeführt, daß ein unbekanntes Mädchen in U. 
von Hunden in Stücke gerissen wurde. Dieser Umstand 
stehe jedoch in gar keinem Zusammenhange mit dem 
Tode der Kati Sroka, da Ignatz Stefanski deponiert hat, 
daß dieser Fall sich vor sieben Jahren ereignet hat. 

Auf Grund dieser Anklage fand am 12. März 1884 
die Hauptverhandlung vor dem Ge- 
schworenengerichte in Tarnow statt. 

Die Angeklagten stellten bei derselben ihre 
Schuld in Abrede. Der Gendarm M. Prus verblieb 
hingegen bei seiner Behauptung betreffs des frei- 
willigen Geständnisses des Angeklagten Gawenda. 
Der Zeuge Franz Fracz stellte hingegen den 
Sachverhalt etwas abweichend von der Aussage 
des Gendarmen dar. Er deponierte nämlich, daß 
der Gendarm den Gawenda zum Geständnisse 
gedrängt habe, indem er denselben versicherte, 
es werde ihm nichts geschehen, ja er werde ihn 
nicht einmal verhaften, weil seit der Begehung 
der Tat bereits drei Jahre verflossen seien. Der 
Gendarm habe auch vom Zeugen verlangt, daß 
er dies als Gemeindebeamte bestätige, was er 
auch getan habe. Erst auf diese Versicherung 
hin, habe Beschuldigter erzählt, auf welche Weise 
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er den Mord begangen habe und habe unter 
den Weidenbäumen die Stelle bezeichnet, wo er 
den Leichnam der Ermordeten begraben habe. 
Trotz aller Recherchen fand man jedoch den 
Leichnam nicht 

Nach durchgeführter Hauptverhandlung haben 
die Geschworenen die ihnen vorgelegten Fragen 
nachstehendes beantwortet: 

Die Hauptfrage in der Richtung der Verübung 
des Meuchelmordes durch Johann Gawenda be- 
jahten sie mit 9 Stimmen. Dagegen verlangten 
sie betreffs des Franz Gallus eine Eventualfrage 
in der Richtung der Hilfeleistung zum Verbrechen 
des Mordes und bejahten diese Frage ebenfalls 
mit 9 Stimmen. Auf Grund dieses Schuldspruches 
fällte der Schwurgerichtshof am 12. März 1884 
z, ZI. 2425 nachstehendes Urteil: 

Johann Gawenda wird des Verbrechens des 
Meuchelmordes an der Kati Sroka schuldig 
erkannt und' wird zum Tode durch den Strang 
verurteilt. Franz Gallus wird des Verbrechens der 
Mitschuld an dem genannten Mord schuldig 
erkannt und wird zu einer zehnjährigen schweren, 
mit Fasten verschärften Kerkerstrafe verurteilt. 

Gawenda nahm das Urteil an, indem er apathisch 
sagte: „Macht mit mir vvas ihr wollt." 

Gallus erhob hingegen die Nichtigkeitsbe- 
schwerde, welche aber verworfen wurde. Im 
Gnadenwege wurde das über Johann Gawenda 
ausgesprochene Todesurteil in eine 20jährige 
Kerkerstrafe umgewandelt, worauf beide Verurteilte 
in der Strafanstalt ihre Strafen abzubüßen be- 
gannen. Beide Verurteilten schickten wiederholt 
aus der Strafanstalt Gesuche an das Gericht mit 
der Bitte um Erhebungen, ob nicht die angeblich 
Ermordete aufgefunden wurde, jedoch vergeblich. 
Da trat im Jahre 1885 ein Ereignis ein, welches 
schließlich über allen Zweifel die Unschuld beider 
Verurteilten erwies. Es erschien nämlich die an- 
geblich ermordete Kathi Sroka vor Gericht. 

Nachstehends die bezüglichen Gerichtsproto- 
kolle, welche zwecks Feststellung der Identität 
des aufgefundenen Mädchens mit der angeblich 
ermordeten Kathi Sroka aufgenommen wurden. 
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Protokoll 
vom 28. Mai 1885 ausgenommen beim k. k. Bezirksgerichte 
in Dabrowa bei Tamow. 
Es erscheint Michael Blocha, Gemeindevorsteher von R. 
und erklärt, daß er ein Mädchen mitbrachte, welches allem 
Anscheine nach mit der angeblich ermordeten Kati Sroka 
identisch ist. Deponent selbst kann dies nicht bezeugen, 
da er die Kati Sroka nicht näher gekannt habe. 

Protokoll, 

aufgenommen am selben Tage mit dem fremden 

Mädchen. 

Ein noch junges Mädchen von kleinem Wüchse 
deponiert Folgendes: 

Ich heiße Kathi Sroka. Mein Vater Johann Sroka starb 
im Gefängnisse, weil er meinen Großvater vergiftet hatte; 
meine Mutter ist schon längst gestorben. 

Ich lebte bei meinem Stiefvater Johann Gawenda, 
welcher die Witwe nach meinem Vater geheiratet hat. 
Bei Gawenda ist es mir schlecht ergangefl, weil er mich 
zu wiederholten Malen mißhandelte. 

Als er mir vor einigen Jahren einen stärkeren Hieb mit 
der Faust versetzte, bin ich eines Abends davongelaufen 
und begab mich zu Laurus Gallus. Ich habe dazumal nur 
zwei Unterröcke, zwei Hemden und zwei Leintücher mit- 
genommen. Den Unterrock und das Hemd, welches ich 
von der Setermus erhalten hatte, habe ich zu Hause zurück- 
gelassen. 

Zwei Monate hindurch lebte ich von Almosen, dann 
fand ich als Magd Verwendung bei S. Kopec in Ragienica 
{V/% Meilen von Radgoszcza). 

Protokoll, 

aufgenommen am selben Tage mit dem Bauer 

Franz Noga. 

Derselbe deponiert: 

Da ich in der Gemeinde des Mordes an meiner von 
mir weggelaufenen Stieftochter Kathi Przesidowka verdächtigt 
wurde, suchte ich sie in verschiedenen Dörfern herum. 

Als ich nun in Erfahrung gebracht habe, daß im Dorfe 
Szarwarek ein unbekanntes Mädchen sich aufhalten soll, 
begab ich mich dorthin und traf dortselbst Kathi Sroka 
an, die ich sehr gut kenne, da sie bei meiner Verwandten 
Katherina Setermus gedient hat. 
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Auf Grund dieser der Staatsanwaltschaft über- 
sendeten Protokolle wurde über Antrag derselben 
eine Gerichtskommission an Ort und Stelle zwecks 
Erhebung und Feststellung des wahren Sach- 
verhaltes entsendet. Die Ergebnisse dieser Kom- 
mission sind in den nachstehenden Protokollen 
niedergelegt : 

Protokoll, 

aufgenommen in Radgoszcza am 31. Mai 1885 

durch die delegierte Kommission des Kreis-' 

gerichtes in Tarnow. 

In Radgoszcza während eines in der dortigen Kirche 
stattfindenden Gottesdienstes um 11 Uhr früh angelangt, 
begann die gefertigte Kommission ihre Amtstätigkeit in 
dem neben der Pfarrkirche befindlichem Hause des Anton 
Szalasny damit, daß sie dem vorgerufenen dortigen 
Gemeindevorsteher Johann Bloch Ladungen zwecks Zu- 
stellung an alle jene Personen, welche nach dem Straf- 
akt gegen Johann Gawenda & Kons, wegen Verbrechen 
des Mordes, die Kathi Sroka persönlich gekannt haben, 
sowie an die in der Zuschrift der Staatsanwaltschaft vom 
30. Mai 1885, ZI. 7339, angeführten Personen übeigab und 
demselben aufhiig, allen beim Gottesdienste befindlichen 
Personen bekanntzugeben und überhaupt im ganzen Dorfe 
kundzumachen, daß jeder, der die angeblich ermordete 
Kathi Sroka persönlich gekannt hat, sich bei der gefertigten 
Kommission zu melden habe. 

Gleichzeitig brachte man vom Gemeindevorsteher 
Johann Bloch in Erfahrung, daß die angebliche Kathi 
Sroka seit ihrer Auffindung in Szarwarek sich in seinem 
Hause aufhalte und wurde daher demselben aufgetragen, 
sie vor die Kommission stellig zu machen, was auch 
geschehen ist. 

Bald idarauf begannen infolge der getroffenen Ver- 
fügungen die geladenen Zeugen einzutreffen und wurden 
dieselben nach der Reihenfolge ihres Eintreffens einzeln 
in Abwesenheit der anderen Zeugen vor der Einvernahme 
im Sinne des § 163 StPO. erinnert und sodann nach Vor- 
stellung der Kathi Sroka einvernommen. 

Alle diese Zeugen haben die Identität des ihnen vor- 
gestellten Mädchens mit der Kathi Sroka, wegen deren 
Ermordung Gallus und Gawenda verurteilt wurden, be- 
stätigt. 
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Beachtenswert ist noch nachstehendes Pro- 
tokoll, welches am 31. Mai 1885 in Radgoszcza 
mit der angeblich ermordeten Sroka aufgenommen 
wurde. 

Ich Kathi Sroka, geboren in Radgoszcza, röm.-kath., 
ledig, erinnere mich weder an den Vater, noch an die 
Mutter. Soweit mein Gedächtnis reicht, habe ich bei 
Marie, der zweiten Frau meines Vaters, gewohnt, welche 
nachträglich den Johann Oawenda geheiratet und mit ihm 
zusammen gewohnt hat Von dieser zweiten Mutter habe 
ich in Erfahrung gebracht, daß meine leibliche Mutter 
Katherina Nogo geheißen hat. Mein Vater soll mit Vor- 
namen Michael geheißen haben, doch wurde er auch mit 
einem anderen Taufnamen, an den ich mich nicht erinnere, 
gerufen. Er hieß Sroka und hatte einen Bruder, Martin 
Sroka in Brzezowka. Mein Vater stammte auch aus 
Brzezowka, meine Mutter hingegen aus Radgoszcza. Mein 
Vater starb im Gefängnisse, wo er wegen der Vergiftung 
meiner Großeltern, der Eltern meiner Mutter, die Strafe 
abbüßte. In welchem Gefängnisse er seine Strafe abgebüßt 
hat, weiß ich nicht. Der Großvater war Faßbinder und 
als er einmal aus der Stadt zurückkehrte und meiner 
Großmutter das Essen kochte, schüttete mein Vater, welcher 
nebenan wohnte, etwas in die Speise hinein, höchst- 
wahrscheinlich Gift, worauf beide in derselben Nacht noch 
starben, während ein kleiner Bub namens Kazimir, wahr- 
scheinlich ihr Sohn, noch 24 Stunden lebte und dann 
ebenfalls verschied. Die Leichname derselben wurden 
seziert und da soll man in denselben Gift vorgefunden 
haben, wenigstens hat dies der Oheim M. Sroka berichtet, 
der bei der Sektion zugegen war. 

Bei dieser zweiten Mutter und Johann Gawenda wurden 
auch die Kinder dieser zweiten Mutter und meines Vaters 
erzogen : Hedwig, welche jünger, jedoch höher war als 
ich und ihr jüngerer Bruder Josef. Die Gawenda hatten 
ebenfalls Kinder: Magdalene, welche aber gestorben ist 
und Stanislawa. 

lieber Befragen gebe ich an, daß ich nicht weiß, ob 
dieselben einen jüngsten Sohn namens Adalbert gehabt 
haben. Im Herbste wird schon das fünfte Jahr sein, seit 
ich mich aus Radgoszsza von Gawenda entfernt habe. 

Ich bin deswegen durchgegangen, weil uns Johann 
Gawenda öfters schlug, sich äußerte, daß er für fremde 
Kinder nicht arbeiten wird und uns fortgehen hieß. 
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Eines Vorabends, als er zusammen mit der Frau, mit 
Franz Qallus und dessen Frau zechte, versetzte er mir, 
ich weiß nicht mehr aus welchem Grunde, mit der Faust 
einen Schlag auf den Kopf, infolgedessen ich in das 
Nachbarhaus der verwittweten Anna Gallus entfloh. 

Johann Gawenda setzte mir aber mit einer Hacke nach, 
wobei er drohte, daß er mich erschlagen werde; ich legte 
mich jedoch auf den Backofen nieder, deckte mich mit 
Stroh zu, so daß er mich nicht erblickte. Die Söhne der 
Gallus sagten ihm, ich wäre nicht da. 

Am nächstfolgenden Tage begab ich mich nach R. 
und verblieb dortselbst durch eine Woche bei einem 
Bauer, der mit seiner Frau und Mutter wohnte. Sodann 
kehrte ich nach Hause um meine Kopftücher zurück, doch 
wollte mir dieselben Marie Gawenda nicht ausfolgen und 
sind dieselben ebenso wie ein Hemd und ein gestreifter 
Unterrock aus Barchend dort zurückgeblieben, während 
ich mich nach S. begab. Dort war ich bei einem Grund- 
wirt, der eine Frau und kleine Kinder hatte und bin mit 
seiner Frau auf den Markt nach Dabrowa gegangen, da 
mir dieselbe dort einen Dienst auszusuchen versprach. 
Ich fand jedoch dort keinen Dienst und begab mich, 
nachdem ich zwei Tage in Dabrowa verweilt habe, nach R. 
wo mich St. Kopec in den Dienst aufnahm. Von dort 
ging ich, etwa 4 Wochen vor den diesjährigen Osterfeier- 
tagen und nahm den Dienst bei M. G. in S., wo ich von 
einem Bauer aus R. erkannt wurde, der mich zusammen 
mit dem Gemeindevorsteher und einer Jüdin herbrachten. 
Auf allen diesen Posten habe ich von meiner Abstammung 
und meiner Familie erzählt und es haben mir auch im 
vorigen Jahre vor der Ernte, als eine Wallfahrt in R. 
stattfand, Leute, welche in der Kirche in D. gewesen 
sind, erzählt, daß der Pfarrer die Erwähnung getan hat, 
daß ein Mädchen aus R. verioren gegangen ist, jedoch 
wußte ich nicht, daß sich dies auf mich bezog, da man 
erzählte, daß das betreffende Mädchen ermordet und be- 
graben wurde. 

Deswegen wußten weder meine Dienstgeber, wiewohl 
ich mit ihnen darüber öfters sprach, noch auch ich, ob 
ich mich anzumelden habe. 

Davon, daß Johann Gawenda und Franz Gallus eine 
Strafe dafür abbüßen, weil sie mich angeblich ermordet 
haben sollen, erfuhr ich erst in S., als ich erkannt wurde. 

Geschlossen und gefertigt mit dem, daß die Deponentin 
klein von Statur und von proportioniertem Körperbau ist, 
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kleine Fäße und Hände entsprechend der ganzen Gestalt 
hat und daß nur das ein wenig zu große Gesicht und 
der Kopf verrät, daß die Deponentin älter ist, als man 
nach ihrer Gestalt annehmen würde. Sie schaut nicht 
einmal auf 20 Jahre alt aus, hat dunkelblonde Haare und 
graue Augen. 

Fortgesetzt 

am 31. Juli 1885 beim k. k. Kreisgerichte in 

Tarnow. 

Ueber Voriadung erscheint Kathi Sroka und 
gibt nach Erinnerung gemäß § 165 StPO. an. 

Verschiedene meine Familie betreffenden Einzelheiten, 
von denen ich im früheren Protokolle Erwähnung getan 
habe, sind erst nach meiner Auffindung in S. während 
meines Aufenthaltes in R. beim dortigen Gemeindevor- 
steher zu meiner Kenntnis gelangt. Aus diesem Grunde 
habe ich von diesen Einzelheiten während meines Dienstes 
bei S. Kopec in B. und bei M. G.' in S. keine Erwägung 
getan. 

Nach Konfrontierung der Erschienenen mit dem aus 
der Kerkerhaft vorgeführten Franz Gallus gibt dieselbe an : 

„Das wird Franz Gallus, der Stiefvater meines Stief- 
vaters sein" und nach Konfrontierung mit dem ebenfalls 
aus der Kerkerhaft vorgeführten Johann Gawenda: „Das 
ist mein Stiefvater'^ Geschlossen und gefertigt mit der 
Bemerkung, daß der Erschienenen zuerst Franz Gallus 
allein vorgestellt und dieselbe befragt wurde, wer es ist 
und daß ihr sodann mit der gleichen Frage Johann 
Gawenda vorgestellt wurdel 

Auf Grund obiger Ergebnisse wurde die 
Wiederaufnahme des Verfahrens bewilligt und 
wurden sohin beide Angeklagte von der An- 
klage freigesprochen und aus dem Kerker, in 
welchem sie unschuldigerweise 15 Monate ver- 
bracht hatten, entlassen. 

Der vorliegend erzählte Fall gehört unbe- 
strittenermaßen zu den interessantesten und — 
glücklicherweise auch zu den seltensten in der 
Kriminalrechtspflege. 

Daß jemand auf Grund eines falschen Ge- 
ständnisses verurteilt wird, kommt wohl vor; daß 
dieses Geständnis von Organen der Sicherheits- 
behörde durch gesetzwidrige Mittel, wie Miß- 
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Handlung, falsche Vorspiegelungen und dergl., 
erpreßt wird, gehört leider auch nicht zu den 
Seltenheiten. Daß aber ein Geständnis, einen Mord 
vollbracht zu haben, ohne Weiteres hingenommen 
wird, daß gar keine Versuche gemacht werden, 
zu konstatieren, ob die angeblich Ermordete wirk- 
lich nicht mehr lebt; daß der objektive Tatbe- 
stand in gar keiner Weise festgestellt wird, daß 
endlich die Ermordete einige wenige Meilen von 
dem Orte wohnt, wo zwei Personen wegen deren 
Ermordung verurteilt werden, — das sind Dinge, 
die in den Annalen der Kriminalgerichtsbarkeit 
für ewige Zeiten verzeichnet zu werden ver- 
dienen. 

Besonders hervorzuheben ist noch das psy- 
chologisch interessante Moment, daß ein sieben- 
jähriges Kind (Agnes Sroka) außergerichtlich er- 
zählt, Augenzeuge einer Tat gewesen zu sein, 
welche nie stattgefunden hat. Hat hier die Phan- 
tasie oder die Einwirkung des Gendarmen eine 
Rolle gespielt? Hat der Gendarm sich auch 
Zeugen präpariert, um das Geständnis des An- 
geklagten beweiskräftiger zu machen? oder han- 
delten dritte Personen in der Vorstellung, daß 
es wohl so gewesen sein müsse? 

Fs ist ferner auch noch die Apathie des Haupt- 
angeklagten zu verzeichnen, der das Todesurteil 
gleichgiltig entgegennimmt und den weiteren 
Kampf gegen das verhängnisvolle Schicksal auf- 
gibt Gendarm, Staatsanwalt, Vorsitzender und 
Geschworener sind gegen ihn; — was bleibt ihm 
anderes zu tun, als sich zu ergeben und dem 
Schicksale zu unteriiegen! 

Es ist endlich noch der merkwürdige Zufall 
zu bemerken, der die Schuldlosigkeit der Ver- 
urteilten zu Tage förderte. Würde nicht zufälliger- 
weise ein zweiter Bauer im Verdachte gestanden 
haben, seine Stieftochter ermordet zu haben, und 
würde er sich nicht Mühe gegeben haben, seine 
verschwundene Stieftochter aufzufinden, die un- 
schuldig Verurteilten Gawenda und Gallus würden 
noch bis zum heutigen Tage wegen Ermordung 
der Katharina Sroka die Strafe büßen und Ka- 
tharina Sroka würde sorglos unter den Lebenden 
weilen. 
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Die Wege der Gerechtigkeit sind unberechen- 
bar und die Justitia ist leider nur zu oft ganz 
blind! 

II. Straffall des Peter Krawus wegen 
Meuchelmordes. 

Mit der Anklageschrift vom 4. Oktober 1896 
beschuldigte die Staatsanwaltschaft in Krakau 
einen gewissen P. Krawus aus M., der bereits zweimal 
wegen Diebstahls und einmal wegen Verbrechens 
der schweren körperlichen Beschädigung vor- 
bestaft war, daß derselbe 

a) in der Nacht vom 15. auf den 16. Juli 1896 
in M. gegen Adalbert Maj in der Absicht ihn 
des Lebens auf meuchlerische Weise zu be- 
rauben, auf eine solche Art gehandelt hat, 
daß daraus der Tod des Adalbert Maj erfolgte 

b) wegen Diebstahles bereits zweimal vorbestraft, 
sich eines neueriichen Diebstahles schuldig 
machte. 

Die Gründe der Anklageschrift stellen den Sach- 
verhalt nachstehends dar: 

ad a) In M. besitzt Kazimir W. ein Oeschäftslokale, 
in welchem mit dem Verkaufe der einzelnen Konsumartikel 
sein Stiefsohn A. M. beschäftigt war. 

Am 15. Juni 1886 kam K. W. gegen 8 Uhr abends 
in das Geschäft und schickte den A. M. nach Hause. 
Dortselbst angelangt, legte sich derselbe nach seinen An- 
gaben sofort schlafen und zwar in einem Zimmer, in 
welchem außer ihm, seine Schwestern Sofie und Anna 
sowie seine jüngeren Geschwister geschlafen haben. K. W 
kehrte vom Geschäfte gegen 10 Uhr abends zurück und 
legte sich, nachdem er das Hauswesen in Ordnung 
brachte und die Fenster des Zimmers, in welchem A. M. 
schlief, versperrt vorfand in einem zweiten Zimmer, welches 
vom ersten durch ein Vorhaus getrennt war, schlafen. 

In der Nacht vernahm K. W. gegen IIV4 abends aus 
dem Zimmer, in welchem A. M. mit den Geschwistern 
schlief, einen Lärm und als er in das Vorhaus hinauseilte, 
erblickte er den A. M., dessen Wäsche brannte, vollständig 
in Flammen. Cr ergriff sofort eine Kanne mit Wasser und 
erstickte die Flamme, indem er den A. M. mit Wasser 
begoß. 
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Sophie M. gab an, daß sie, als sie in jener Nacht 
aufwachte und ihren Bruder A. M. in Flammen erblickte 
eiligst aus dem Bette hinaussprang und gegen das Zimmer, 
in weichem K. W. schlief, zueilte, jedoch bei der Türe 
stolperte, da dieselbe durch eine Bank, welche zur Zeit, als sie 
sich zur Ruhe begab, beim Tisch gestanden war, verlegt war. 
Sowohl Sophie wie auch Anna M. bemerkten damals, daß 
sowohl ihEen, wie auch ihrer Schwester Franziska jemand 
die Haarzöpfe abgeschnitten hat, und da'ß überdies ein 
Kopftuch, welches S. M. beim Schlafengehen am Kopfe 
hatte, zerschnitten war und auf der Erde lag. 

Den Haarzopf der Sophie M. nahm der Täter mit, 
hingegen lagen die Haare der Anna und Franziska Maj 
zerstreut auf der Erde herum. 

Nachdem nach der Aussage des K. W. der Vorfall 
mit A. M. nicht auf eine Unvorsichtigkeit zurückgeführt 
werden kann, da die Zündhölzchen stets versteckt waren 
und sich nur ein wenig Nafta in einer Flasche im zweiten 
Zimmer in einem Kasten befand, war es evident, daß ein 
verbrecherischer Anschlag vorlag und es drängte sich allen 
sofort der Verdacht auf, daß A. M. mit Nafta begossen 
wurde, welche angezündet wurde, weshalb die Flamme 
äußerst schnell um sich greifen konnte. 

Nach den übereinstimmenden Aussagen des K. W. 
S. und A. M. sowie aller jener Personen, welche auf dem 
Unfallorte kurz nachher angelangt waren, nämlich A. B. 
und A. K., verspürte man im ganzen Zimmer Naftageruch 
und war das Hemd des A. M., das Tuch, mit welchem 
er zugedeckt war, wie auch ein Mantel, welcher auf seinem 
Bette lag, mit Nafta durchtränkt, welche man noch eine 
Woche nach dem Vorfalle ganz gut spüren konnte. 

A. M. wurde in das Spital des hl. Lazarus nach Krakau 
überführt und haben die Gerichtsärzte bei demselben am 
19. Juli 1886 sehr ausgebreitete Brandwunden am Gesicht, 
Hals, Nacken, Brustkorb, Rücken und an beiden Händen 
konstatiert, A. M. konnte kaum sprechen, war aber nach 
den Beobachtungen der Aerzte bei Bewußtsein und gab, 
vernünftige Antworten. 

Am 24. Juni 1886 starb er um 12 Uhr nachts im 
Spital und ergab die an seinem Leichname durch Sach- 
verständige vorgenommene Besichtigung fast am ganzen 
Körper Brandwunden ; insbesondere war die linke Kopf- 
hälfte und die Haut mit schwarzem Ruß bedeckt, während 
man an den Händen deutliche Brandmerkmale wahrnehmen 
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konnte. Die Sachverständigen erklärten, daß die Sektion 
durchschnittlich Brandwunden dritten Grades ergeben hat, 
und daß femer der Grund des Todes in diesen Brand- 
wunden, welche durch Feuer hervorgerufen wurden, 
gelegen war. 

Nach Ansicht der sachverständigen Aerzte spricht 
nichts dagegen, daß der Verstorbene als Opfer eines Ver- 
brechens gefallen ist und speziell daß er im tiefen 
Schlafe liegend mit Nafta begossen und angezündet wurde. 

Es unterliegt sonach nicht dem geringsten Zweifel, 
daß an der Person des A. M. das Verbrechen des Mordes 
u. zw. des Meuchelmordes begangen wurde, da der Angrif 
auf einen schlafenden Menschen gemacht wurde. Daß 
der Täter die verbrecherische Handlung in der Absicht 
dem A. M. das Leben zu nehmen, gesetzt hat, geht schon 
daraus hervor, daß wenn er den A. M. mit Nafta so 
reichlich begossen und sodann denselben angezündet hat, 
er der Natur der Sache nach, es nur auf dessen Leben 
abgesehen haben mußte. Gleich im ersten Augenblicke 
lenkte sich der Verdacht wegen Verübung der Tat gegen 
den Beschuldigten P. K. und daß dieser Verdacht nicht 
unbegründet ist, beweist folgender Sachverhalt: 

Wie schon früher erwähnt, oblag dem verstorbenen A.M. 
der Verkauf verschiedener Konsumartikel im Geschäfte des 
K.W. In diesem Geschäfte kaufte P. K. auf Kredit verschiedene 
Artikel und da er bereits aus diesem Titel Geld schuldete, 
versagte ihm der verstorbene A. M. jeden weiteren Kredit 
Infolgedessen empfand Beschuldigter gegen denselben eine 
gewisse Abneigung, welche in häufigen; Drohungen, welche 
P. K. gegen A. M. ausstieß, zum Ausdrucke gelangte. 
In dieser Beziehung hat A. M. im Spitale unter Eid 
angegeben, daß einige Tage vor dem 15. Juli 1896 der 
Beschuldigte neuerlich bei ihm Ware auf Borg nehmen 
wollte und ihm, als er dem Beschuldigten den Kredit ver- 
weigert hat, drohte, daß er ihn, selbst auf die Gefahr hin 
eingesperrt zu werden, aus der Welt schaffen müsse. 

Sofie M. gab an, daß einige Tage vor dem Unfälle 
A. M. wiederholt sich bei ihr beschwert habe, daß ihm 
P. K. gedroht habe, er werde ihn aus der Welt bringen, 
weü er ihm nicht mehr kreditieren will. 

Es deponierte ferner J. R., daß als er einmal in der 
zweiten Hälfte des Monates Juni 1896 im Geschäfte des 
K. W. weilte, P. K. in etwas angeheitertem Zustande 
angekommen ist, aus der Weste ein Taschenmesser heraus- 
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genomnunen, dasselbe geöffnet habe und indem er dem A. M. 
die Scheide vorwies, demselben zugerufen habe : „Siehst Du 
das?" Nach dem Weggehen des P. K. fragte Zeuge den 
A. M., was P. K. eigentlich gegen ihn habe, worauf dem- 
selben A. M. antwortete, daß er dem P. K. nicht mehr 
kreditieren wolle, weshalb derselbe ihm grolle. 

Aus den Aussagen der A. B. und M. W. geht femer 
hervor, daß der Beschuldigte dem A. M. selbst am Tage 
des Unfalles gedroht hat ; es hat nämlich A. B. gehört, 
wie Beschuldigter im Geschäfte dem A. M. zugerufen hat: 
„Du wirst meiner gedenken, ich werde Dich lehren", 
worauf ihm M. antwortete: „Was wirst Du mir machen"? 
M. W. hat hingegen gehört, wie Beschuldigter am Abende 
des 15. Juli 1896 dem A. M. gedroht hat : „Du wirst auf 
der Welt nicht mehr herumgehen". Es erscheint sonach 
festgestellt, daß Beschuldigter dem A. M. einige Stunden 
vor dem Unfälle mit dem Tode gedroht hat. 

Es hat daher M., als er die Brandwunden erlitt, selbst 
auf den Beschuldigten als auf den Täter hingewiesen; so 
sagte er unmittelbar nach der Tat zu K. W. : „dieser P. K. 
hat mir gegeben", und dieselbe Vermutung sprach er auch 
gegenüber K. G., T. J. und A. B. aus, indem er denselben 
erklärte, daß ihm dies niemand anderer, nur der Beschuldigte 
angerichtet habe, und wenn er auch über neuerliches 
diesbezügliches Befragen die Möglichkeit nicht ausschloß, 
daß ihm dies ein anderer als P. K. angerichtet habe, so 
findet dieser Umstand seine Erklärung in der Furcht, 
welche M. vor dem Beschuldigten empfunden hat und 
welcher er vor dem K. W. und P. J. mit den Worten 
Ausdruck gab : „Es hat mir dies niemand anderer, nur K. 
angetan, ich bitte Dich jedoch Pate, erwähne davon 
niemandem, da mich sonst K. totschlagen würde." 

Auch auf dem Wege ins Spital äußerte sich A. M., 
daß ihn niemand anderer, nur der Beschuldigte angezündet 
habe und wiederholte dasselbe auch im Spital vor dem 
Gendarmen N. K. hinzufügend, daß ihm der Beschuldigte 
gedroht habe, er werde seiner gedenken, er müsse jemanden 
umbringen und werde sich dann aus dem Staube machen. 

Nach den Aussagen sämtlicher einvernommener Zeugen 
ist daher im Dorfe die Ansicht verbreitet, daß nur der 
Beschuldigte der Täter des an A. M. begangenen Ver- 
brechens ist. 

Daß P. K. eines solchen Verbrechens fähig ist, geht 
schon daraus hervor, daß ihn alle Zeugen als einen 
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Vagabunden, Saufbold und als ein rachsichtiges und all« 
gemein gefurchtetes Individuum darstellen, was auch das 
Gemeindeamt in M. ämtlich bestätigt hat, welches den 
Angeklagten als eine äußerst gefährliche Person bezeichnet 
hat. Es geht übrigens aus der Strafkonstation hervor, 
daß der Beschuldigte nicht nur wegen Diebstahles, sondern 
auch wegen schwerer körperlicher Beschädigung bestraft 
war. Bei dem Umstände femers, als sich der Täter in das 
Zimmer, in welchem A. M. schlief, durch das Fenster ein- 
geschlichen bat, hat der Gendarm K. die Wand des Hauses, 
welche frisch angestrichen war, untersucht und auf der- 
selben' unter dem Fenster von einem Menschenfuß her- 
rührende Spuren und zwar von einem kleinen Fuß, wie 
ihn eben der Beschuldigte hatte, gefunden. 

Indem nun der Gendarm den Fuß des Beschuldigten 
auf diese Spur anlegte, überzeugte er sich, daß die Finger 
vom Fuße des K. ganz genau in die Spur auf der Wand 
hineinpaßten. Schon aus den Aussagen des K. und J. G. 
geht aber hervor, daß der Beschuldigte am kritischen 
Abende, als er bei ihnen speiste, Sandalen anhatte, welche 
mit Leichtigkeit heruntergezogen werden können. 

Einen sehr interessanten Umstand hat der Zeuge F. B. 
in seiner Aussage angeführt Er deponierte nämlich, daß 
der Beschuldigte, als er vor 10 Jahren bei Schanzgraben- 
arbeiten beschäftigt war und ihm der gegenwärtig in 
Amerika weilende Kantineur H. keinen Schnaps kreditieren 
wollte, demselben gedroht habe, daß wenn er Naphta nehmen 
und ihn anzünden werde, er — der Kantineur — aus der 
Kantine durchgehen müßte. 

Daraus geht hervor, wie sehr empfindlich der Be- 
schuldigte gegen Kreditversagungen war und zeigt überdies 
dieser Umstand zur Genüge, welchen Gefallen der Be- 
schuldigte am böswilligen Gebrauche von Nafta gehabt hat 

Nach den Depositionen des M. B., welcher in M. ein 
Geschäft besaß, versteht der Beschuldigte ein Kunst- 
stückchen, welches gemeiniglich „Feuerbock'' genannt wird. 
Dasselbe besteht darin, daß Nafta in den Mund genommen 
wird und dieselbe sodann beim Ausstrahlen schnell ange- 
zündet wird. 

Dieses Kunststückchen zeigte der Beschuldigte etwa 
eine Woche vor dem Vorialle und gab Zeuge F. B. an, 
daß der Beschuldigte zu jener Zeit, als er dem K. H. mit 
dem Anzünden seiner Schenke gedroht hat, mit einem 
Bauer verzankt war, dem er später aus Rache eben jenen 



Digitized by VjOOQIC 



U6 



„Feuerbock" gemacht hat, indem er Nafta in den Mund 
genommen, dieselbe strahlenförmig hinausgeblasen und 
angezündet hat, so daß einige Tropfen der brennenden 
Nafta diesem Bauern auFs Gesicht fielen. 

Bemerkt muß an dieser Stelle werden, daß der A. M. 
auf ähnliche Weise umgekommen ist, indem er nämlich 
mit Nafta, welche nachträglich in Brand gesetzt wurde, 
begossen wurde. Diese Art der Ausführung ist ungewöhnlich 
und weist unzweifelhaft darauf hin, daß der Täter bereits 
früher mit Nafta hantiert haben mußte, und dies trifft 
eben beim Beschuldigten zu. 

Der Beschuldigte leugnet die Verübung der Tat und 
stellt in Abrede, daß er gegen A. M. eine Abneigung gehegt 
und demselben je gedroht hätte, und rechtfertigt sich 
dahin, daß er in der kritischen Zeit in der Scheune des 
Q. geschlafen habe. In dieser Beziehung hat J. O. ange- 
geben, daß, als ihr Mann K. vom W. von der Verbrühung 
des M. erfahren und sich zum Letzteren begeben hat, sie 
sich in die Scheuer, in welche der Beschuldigte um 9 Uhr 
schlafen gegangen ist, begeben habe, den Beschuldigten 
zweimal beim Namen gerufen und als derselbe keine 
Antwort gab, die Scheuer geöffnet und neuerlich gerufen 
habe, wonach erst der Beschuldigte aufgestanden sei und 
sich, als sie ihm von dem Geschehenen erzählte, darüber 
sehr erstaunt gezeigt und gefragt habe, wer das gemacht 
haben konnte. 

Als K. Q. gegen 2 Uhr nachts von M. zurückkehrte, 
begab er sich ebenfalls in die Scheuer zum Beschuldigten, 
kehrte mit demselben sodann ins Zimmer zurück und 
erzählte demselben, daß man ihn der Täterschaft verdächtigt, 
worauf Beschuldigter hoch und heilig beteuerte, daß er 
dies nicht getan habe; er war jedoch äußerst unruhig 
und wollte anfänglich in die Scheuer nicht mehr schlafen 
gehen ; später überlegte er es sich und kehrte in die Scheuer 
zurück. 

J. S. deponierte, daß er am kritischen Abende gegen 
10 Uhr in der Scheuer, in welcher K. schlief, gewesen sei 
und denselben auf einen Schnaps einladen wollte, doch 
habe jener ihn nach Hause geschickt. 

Erwähnt muß schließlich werden, daß die Entfernung 
der Scheuer, in welcher Beschuldigter geschlafen hat, von 
dem Hause, in welchem A. M. schlief, eine derart minimale 
ist, daß nach den Angaben des K. und J. O. der Be- 
schuldigte hinreichend Zeit hatte, um nach der Verübung 
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der Tat unbemerkt in die Scheuer zurückkommen zu 
können. Angesichts aller obangeführten Umstände erscheint 
der Beschuldigte hinreichend der Veröbung des Meuchel- 
mordes an A. M. verdächtig. 

Auf Grund dieser Anklage fand gegen P. K. 
am 12. November 1896 vor dem Schwurgerichts- 
hofe in Krakau die Hauptverhandlung statt, bei 
welcher die Geschworenen betreffs des ersten 
dem Beschuldigten zur Last gelegten Deliktes 
die Stellung einer Eventualfrage in der Richtung 
des Verbrechens des Totschlages verlangt und 
sodann diese Frage, sowie die weiteren Fragen 
betreffs des Diebstahles bejaht haben. 

Auf Grund des obigen Wahrspruches wurde 
Angeklagter beider Verbrechen schuldig gesprochen 
und zu einer 9-jährigen schweren Kerkerstrafe ver- 
urteilt K. wurde in die Strafanstalt nach W. über- 
führt und erkundigte sich während seiner Straf- 
zeit fortwährend, ob nicht der eigentliche Mörder 
des A. M. gefunden wurde. 

Dieser Sachstand dauerte bis zur Verhandlung 
gegen S. M., einer Schwester des Ermordeten 
wegen Brandlegung. 

Im Laufe dieser Verhandlung, welche vor 
dem Schwurgerichtshofe in Krakau im Juli statt- 
fand, machte sich der Verdacht rege, daß S. M. 
das dem R K. zugeschriebene Verbrechen be- 
gangen hat. 

Infolge angeordneter Erhebungen hat das 
Landesgericht in Krakau mit dem Beschlüsse 
vom 26. Februar 1905 die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens gegen P. K. mit nachstehender 
Begründung bewilligt. 

In der Nacht vom 15. auf den 16. Juni des 
Jahres 1896 schlich sich in M. vor Mitternacht 
in das Haus des K. W., in welchem auf dem 
einen Bette die 17-jährige S. M., die 16-jährige A. M. 
und F. W. und auf dem zweiten Bette der 
1 6-jährige A. M. zusammen mit dem 8-jährigen M. W. 
schlief, ein unbekannter Täter hinein, nahm den 
Fensterflügel herunter, legte denselben vor dem 
Hause nieder und stieg wieder in die Wohnung 
durch das Fenster ein, wobei er auf der Wand 
eine Fußspur zurückließ, welche wie der Gendarm 
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feststellte, von einem kleinen Fuße herrührte. 
Der Täter stellte eine im Zimmer befindlich ge- 
wesene Bank vor die Eingangstur, mit ihr gleich- 
sam den Eintritt verrammelnd, schnitt der S. M. 
und A. M., sowie F. M. die Haarzöpfe ab, trug 
den M. W. vom Bette auf einen Kasten, begoß 
den schlafenden A. M., ferners das Tuch mit 
welchem er zugedeckt war, sowie einen auf 
seinem Bette befindlichen Mantel mit Nafta, zündete 
sodann den schlafenden A. M. an, welcher sodann 
vom Bette aufsprang und im Zimmer hilferufend 
herumzulaufen begann. 

S. M. soll zuerst aufgewacht sein, rief den 
im zweiten Zimmer schlafenden K. W. zur Hilfe 
und dieser löschte das Feuer aus und überführte 
den A. M. sodann in das Spital nach Krakau, 
woselbst Letzterer infolge Brandwunden nach 
einigen Tagen starb. 

Nach Erstickung der Flamme an A. M. rief S. M. 
aus: ,Jesus Maria ich habe nicht meinen Zopf^ 
In diesem Augenblicke bemerkten A. M. und F. W. 
auch den Abgang ihrer Haarzöpfe, welche abge- 
schnitten und zerstreut auf dem Boden umher- 
lagen, während der Zopf der S. M. nicht auf- 
gefunden wurde. 

Da nach dem dargestellten Sachverhalte ein 
Zufall geradezu ausgeschlossen war und es keinem 
Zweifel unteriag, daß A. M. als Opfer eines Ver- 
brechens gefallen ist, begann man nach dem 
Täter zu forschen und da lenkte sich der Verdacht 
gegen R K., da A. M. sofort nach dem Vorfalle 
befragt, wen er im Verdachte habe, erklärt habe, 
daß der Beschuldigte ihn angezündet haben müsse, 
da er demselben keine Ware kreditieren wollte. 
Später erklärte jedoch A. M. und dies wird hier 
hervorgehoben, daß der Beschuldigte möglicher- 
weise nicht der Täter gewesen ist. 

Im Laufe der eingeleiteten Erhebungen haben 
Zeugen über angebliche Drohungen des K. „ich 
werde Dich aus der Welt schaffen oder er- 
schlagen", deponiert. Es haben jedoch die Zeugen, 
welche diese Drohungen unmittelbar gehört 
haben, dieselben bedeutend modifiziert. 

M. W. deponierte, daß am 14. Juli 1896 P. K. 
dem A. M. gedroht hat, „wenn Du mir nicht 
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mehr borgen wirst, so wirst Du auch auf der 
Welt nicht mehr herumgehen, ich werde Dich 
erschlagen". Gegen P. K. sprach außer den her- 
vorgestoßenen Drohungen auch der Leumund, 
welchen er in der Gemeinde genoß, ferners die 
Aussagen des Gendarmen K., welcher auf der 
Wand Spuren eines Fußes u. zw. eines kleinen 
vorfand (und einen solchen hatte P. K.), schließlich 
die Aussage des M. B., inhaltlich welcher P. K. 
ein Kunststückchen genannt „Feuerbock" auf- 
geführt haben sollte und welches darin bestand, 
daß er in den Mund Nafta nahm und dieselbe 
sodann beim Ausspeien anzündete. 

In der kritischen Nacht schlief K. in der 
Scheuer des Gemeindevorstehers G. Um 10 Uhr 
war damals bei ihm ein gewisser S., der ihn 
auf einen Schnaps einlud, doch ist K. dieser 
Einladung nicht gefolgt. 

Eine halbe Stunde nachher traf J. G. den K. 
in der Scheuer schlafend an. Sie weckte ihn, 
erzählte ihm den Vorfall, worauf er lediglich 
fragte „wer es getan haben mochte". 

Auf Grund obiger Indizien wurde P. K. trotz 
seines entschiedenen Leugnens wegen Meuchel- 
mordes in den Anklagestand versetzt und sohin 
auf Grund des Wahrspruches der Geschworenen, 
welche nur die Frage in der Richtung des Ver- 
brechens des Totschlages bejaht haben, des letzt- 
genannten Verbrechens für schuldig erkannt und 
zu einem 9-jährigen mit Fasten und dunkler Zelle 
verschärften Kerker verurteilt 

Am 1. Juli 1899 starb derselbe in der Straf- 
anstalt in W., nachdem er zuvor während seiner 
Strafzeit wiederholt Briefe an seine Bekannten 
in M. mit dem Ersuchen gerichtet hat, nach 
dem Täter zu forschen, da er unschuldig sei, 
was er auch fortwährend beteuerte. 

Im September 1899 begann die Untersuchung 
gegen S. M. wegen Verbrechens der Brandlegung 
und sind im Laufe dieser Voruntersuchung der- 
artige auf die Verübung des Mordes an A. M. 
durch eine andere Person als durch P. K. hin- 
weisende Verdachtsmomente hervorkommen, daß 
infolge Ansuchens des zum Vormunde der Kinder 
des P. K. bestellten und gemäß § 354 StPO. 
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antragsberechtigten N. S. neue, auf die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens zu Gunsten des wegen 
Verbrechens des Totschlages verurteilten und 
bereits verstorbenen P. K. hinzielende Erhebungen 
angeordnet wurden. 

Das Ergebnis dieser Erhebungen ist nach- 
stehendes: 

Die Untersuchungskommission hat am 3. De- 
zember 1900 festgestellt, daß im Zimmer, in 
welchem A. M. mit seinen Geschwistern in der 
Nacht vom 15. auf den 16. Juli 1896 geschlafen 
hat, sich ein 58 cm hohes und 50 cm breites 
Fenster befindet, welches im Zimmer vom Fuß- 
boden in einer Höhe von 85 cm und von außen 
vom Erdboden in einer Höhe von 1 m angebracht 
ist. Der unter Eid einvernommene A. M. hat an- 
gegeben, daß er vor dem Schlafengehen in der 
kritischen Nacht das Fenster zugesperrt hat; 
dasselbe hat auch Anna M. bestätigt. 

K. W. hat bestätigt, daß er in jener Nacht 
um 10 Uhr abends nach Hause gekommen ist, 
die Eingangstür mit einem Vorschubriegel ab- 
gesperrt hat; ebenso hat M. W. angegeben, daß 
sowohl die Fenster, wie auch die Türe versperrt 
waren. 

Angesichts dessen besteht kein Zweifel, daß 
der Täter nicht von außen in das Zimmer gelangt 
ist, da ja das früher zugeschlossene Fenster 
nicht einmal ausgeschlagen war. Dieser Umstand 
von ungewöhnlicher Tragweite, ist in der Unter- 
suchung gegen K. gar nicht erhoben worden 
und stellt sich gegenwärtig als neue Tatsache 
von weittragender Bedeutung dar. 

Es haben nämlich A. M., St. W. und M. W. 
deponiert, daß der Letztere auf einem Bette 
mit A. M. geschlafen hat und hat sich auch M. W. 
selbst erinnert, daß er nach der Anzündung 
seines Bruders nicht auf dem Bette, sondern 
auf einem Kasten aufgewacht ist; um ihn zu 
retten, hat also der Täter denselben vom Bette 
auf den Kasten übertragen und dies konnte nur eine 
mit der Situation ganz gut vertraute Person getan 
haben. Wenn man erwägt, daß im Zimmer dunkel, 
daß der Täter gut informiert war, wo jeder schlief, 
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daß er ferners drei, beziehungsweise zwei Mäd- 
chen die Haarzöpfe abgeschnitten hat, so konnte 
dies nur eine Person gewesen sein, welche sich 
in der Wohnung des K. W. ganz genau ausge- 
kannt hat und in dieselbe häufig gekommen ist. 
Trotzdem wurde nicht festgestellt, ob P. K. so 
genau in der Wohnung informiert war, um in 
der Nacht ohne Licht die ihm imputierten Hand- 
lungen bewerkstelligen zu können. 

Anlangend die Frage betreffs der Abschneidung 
des Haarzopfes der S. M., welcher Haarzopf nicht 
aufgefunden wurde, so stellt sich gegenwärtig 
diese Frage ebenfalls in einem anderen Lichte dar. 

Dieser Haarzopf soll der S. M. in der kriti- 
schen Nacht abgeschnitten worden sein, wurde 
aber trotz eifriger Nachforschungen nicht aufge- 
funden. Dagegen geht aus den Aussagen der S. W., 
hervor, daß S. M. schon am 29. Juni 1896 keinen 
Haarzopf gehabt, sondern auf einer damals stattge- 
fundenen Hochzeit entgegen der herrschenden 
Sitte mit einem Tüchel auf dem Kopfe erschienen 
ist, unter welchem unregelmäßig abgeschnittene 
Haarbüschel hervorschauten, was allgemeine Be- 
achtung hervorrief. 

In unterschobenen und unzweifelhaft von der 
Hand der S. M. herrührenden Briefen droht die- 
selbe „ich werde dich mit Naphta anzünden, wie 
ich schon einen verbrannt habe, ich habe schon 
so manchen aus der Welt geschafft und niemand 
weiß davon, wie Dein Bruder umgekommen ist, 
so wirst auch Du umkommen, ich werde Dich 
im Bette anzünden" und gab über Befragen, an 
wen sie diesen Brief geschrieben habe, zu, daß 
derselbe an den Bruder gerichtet war. Sie be- 
streitet auch nicht, daß sie den Bruder angezündet 
habe und schützt nur Zerstreutheit vor. 

Dieser Umstand, welcher erst nach der Ver- 
urteilung des P. K. hervorgekommen ist, ist eben- 
falls neu, belastet außerordentlich die S. N. und 
kann im Zusammenhange mit den anderen 
Tatsachen die Freisprechung des P. K. von dem 
inkriminierten Verbrechen des Mordes bewirken. 

Durch die Aussage des A. K., erscheint ferners 
festgestellt, daß etwa ein oder zwei Tage, viel- 
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leicht auch am Tage, als A. M. mit Naphta be- 
gossen wurde, seine Schwester ihn länger an- 
geschaut und sich nachstehends geäußert hat : „Wie 
sich unser A. fett gemästet hat, wenn man ihn 
anzünden wärde, dann würde er quirren und 
schmelzen." An diese Aeußerung hat Zeuge im 
Laufe der Untersuchung gegen K. vergessen. 
Nunmehr hat ihn seine Frau daran erinnert und ist 
Zeuge auch bereit, diese Aeußerung zu beeiden. 

Obiger Umstand ist von unermeßlicher Be- 
deutung, wenn man die Strafakten gegen S. M. 
wegen Verbrechen der Brandlegung und die 
Briefe der letzteren berücksichtigt, in welchen 
sie mit Feuer und Brandlegung droht, und in 
welchen ein ungewöhnlicher Haß durchschimmert 
und Bosheit mit Verschlagenheit wetteifert. 

K. O. und J. O. haben bestätigt, daß sie un- 
mittelbar nach der Anzündung des A. M. unter- 
sucht haben, ob nicht von K. oder seiner Wäsche 
Naphtageruch zu verspüren ist, doch haben die- 
selben nichts verdächtiges wahrgenommen. 

Wenn man schließlich erwägt, daß P. K. vor 
K. O. beteuert hat, daß er unschuldig ist, daß 
er fortwährend seine Unschuld auch in den Briefen 
aus W. behauptete, daß ihm in der kritischen 
Nacht in der Scheuer des K. O., j. S. besucht 
hat und ihn auf einen Schnaps mitnehmen wollte, 
welcher Einladung P. K. keine Folge gegeben 
hat, sondern in der Scheuer zurückgeblieben ist, 
wenn man ferners erwägt, daß die umständlich 
einvernommene j. O. bestätigt hat, daß sie den 
P. K. nach dem Vorfalle \V/^ Uhr in der Nacht 
schlafend, ganz ausgezogen und mit einem Ober- 
rock ganz zugedeckt getroffen hat, daß sie ihn 
aufgeweckt und ihm den Vorfall erzählt hat, 
worauf er geflucht und ausgerufen hat, „welche 
Hundeseele hat dies gemacht", daß sie von ihm 
keinen Naphtageruch verspürte, was unbedingt 
der Fall sein müßte, wenn P. K. unmittelbar zuvor 
mit Naphta umgegangen wäre, wenn man er- 
wägt, daß das Verhältnis zwischen S. M. und 
dem verstorbenen A. M. zwar ein anormales war, 
daß aber andererseits S. M. nach dem Tode ihres 
Bruders materielle Vorteile zu erwarten hatte, 
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wenn man erwägt, daß man die Flasche, in 
welcher man Naphta in einem Schrank aufbe- 
wahrt hielt, nach dem Vorfalle zufolge Aussage 
des K. W. leer fand, wiewohl sich gegenwärtig 
dieser Zeuge nicht mehr erinnern kann, ob sich 
in dieser Flasche auch vor dem Vorfalle Naphta 
befunden hat, wenn man schließlich erwägt, daß 
die Spuren von Zehen vor dem Hause, welche 
mit den Fußspuren des K. verglichen wurden, 
vollkommen ohne Bedeutung sind, was Zeuge 
J. F. aufgeklärt hat, so gelangt man zur Ueber- 
zeugung, daß die Voraussetzungen des § 353, 
Z. 2 StPO. gegeben sind und daß die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens dringend geboten er- 
scheint. 

Obiger Beschluß des Landesgerichtes, gegen 
welchen die Staatsanwaltschaft die Beschwerde 
an das Oberlandesgericht erhoben hat, wurde 
vom letzteren Gerichte bestätigt, worauf über 
Antrag der Staatsanwaltschaft die Untersuchung 
gegen P. K. wegen Verbrechens des Totschlages 
mit dem Beschlüsse des Strafgerichtes Krakau 
vom 24. April 1902 eingestellt wurde. Oleich- 
zeitig fällte der Gerichtshof im Auftrage des Justiz- 
ministers ohne Teilnahme der Geschworenen und 
ohne Verhandlung ein Urteil, in welchem K. 
lediglich wegen Verbrechens des Diebstahls zur 
Strafe des schweren Kerkers in der Dauer von 
7 Monaten verurteilt, wobei gleichzeitig ausge- 
sprochen wurde, daß der Angeklagte diese Strafe 
bereits in der Zeit vom 12. November 1896 bis 
12. Juni 1897 abgebüßt hat. 

III. Straffall des Peter Hatycz wegen 
versuchten Meuchelmordes. 
Die Staatsanwaltschaft in Stanislau erhob gegen 
P. H. 44 Jahre alt, gr-kath. verh., Vater von 5 Kindern, 
Grundwirt und Zimmermann, wegen Verbrechens 
des Betruges vorbestraft, die Anklage wegen 
zweifachen Versuches des Verbrechens des 
Meuchelmordes, begangen dadurch, daß er in 
der Absicht den H. P. zu töten, in einer Nacht 
im Monate Juli des Jahres 1892 und sodann zum 
zweiten Male in der Nacht vom 2. auf den 
3. August 1892 in H. gegen P. aus einem mit Pulver, 
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Schrot und Bleistücken geladenen Gewehr ge- 
schossen hat, wobei er denselben nur durch 
Zufall nicht tötlich getroffen hat. Die Anklage- 
schrift stellt den Sachverhalt nachstehends dar: 

Im Frühjahre 1892 begann P. ein Häuschen zu bauen 
und nahm zu dieser Arbeit den Beschuldigten auf, welcher 
während dieses Baues unter einem Heuschober schlief, 
während der Beschädigte mit seiner Frau in dem im 
Baue befindlichen Häuschen nachtete. Im Juli des Jahres 
1892 hatte die Hälfte des Häuschens des Beschädigten 
weder Wände noch ein Dach, da erst die Grund- 
pfeiler aufgerichtet waren. An dieser Stelle hat der Be- 
schädigte eines Abends, Mitte des Monates Juli 1892 ein 
Feuer angelegt und als dasselbe bereits zu ersticken 
begann, legte er sich neben demselben nieder, wobei er 
einen Topf mit Wasser neben dem glimmenden Feuer 
stellte. Neben dem Beschädigten, knapp bei ihm legte 
sich seine Frau nieder, während der Besdiuldigte, der ein 
Gewehr neben sich hatte, zusammen mit O. O. unter 
einem Heuschober schlief. In der Nacht vernahm M. P. 
einen SchuB und als sie aufwachte, bemerkte sie, daß der 
Topf in kleine Scherben zerschlagen war, da sie aber ver- 
schlafen war und dem ganzen Vorfalle keine Bedeutung 
beimaß, war sie der Meinung, daß der Topf infolge der 
Hitze gesprungen ist und forschte nicht weiter nach der 
Ursache des Vorfalles. Am nächsten Tage erzählte sie 
davon ihrem Manne, der behauptete, davon nichts ver- 
nommen und nur gefühlt zu haben, wie er von den 
Scherben des Topfes beworfen wurde. Dagegen stellte 
der Beschuldigte anfänglich in Abrede, als ob er einen 
Schuß fallen gehört hätte und gestand erst nachträglich 
ein, daß er einen Schuß gehört habe, jedoch der Ansicht 
war, daß auf Wildschweine geschossen wurde. 

Einige Tage darauf wurde der Bau des Häuschens, 
infolge Mangels an Baumaterial eingestellt und begab 
sich Beschuldigter nach Hause. 

Am Abend des 2. August 1892, als es schon finster 
zu werden begann, legte sich Beschädigter mit seiner 
Frau auf ein Bett schlafen ; während der Beschädigte und 
seine zwei Kinder senkrecht, d. i. mit dem Kopfe gegen 
die westliche Wand, oberhalb welcher ein Brett fehlte, 
lagen, legte sich M. P. quer im Bette bei den Füßen des 
Beschädigten. 
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Als sie bereits alle im tiefen Schlafe lagen, wurde 
Beschädigter durch einen Schuß, welcher aus der oberhalb 
seines Kopfes beh'ndlichen Oeffnung kam, geweckt und 
verspürte gleichzettig heftige Schmerzen in der rechten 
Hand, infolge dessen er sich im Bette aufrichtete. In 
diesem Augenblicke fiel ein zweiter Schuß, wobei die 
Schrottladung den Beschädigten in die Brust und in die 
linke Schulter traf. Bald darauf ging ein dritter Schuß 
los, welcher jedoch den Beschädigten nicht traf. Die beiden 
letzten Schüsse wurden ebenfalls von der oberhalb der 
Kopfes des Beschädigten befindlichen Oeffnung abge- 
feuert. 

Der Beschädigte sprang schnell vom Bette herunter 
und wollte aus dem Zimmer hinauseilen, fand jedoch die 
Tür von außen derart versperrt, daß er dieselbe von innen 
nicht öffnen konnte. Hierauf sprang die Frau des Be- 
schädigten durchs Fenster hinaus und verständigte hievon 
ihren Bruder Stefan, der nach seinem Anlangen beim 
Hause des Beschädigfen feststellte, daß die Türe des 
Hauses von außen zugebunden war und daß der Be- 
schädigte schwere Verletzungen erlitten hat, weshalb er 
denselben ins Spital überführen mußte. 

Im Laufe der Erhebungen haben die gerichtlichen 
Sachverständigen festgestellt, daß die Wunden des Be- 
schädigten, von Schüssen, welche aus einem mit Schrott 
und mit Bleistücken von verschiedener Größe geladenem 
Gewehr abgegeben wurden, herrühren, daß der Be- 
schädigte von 2 Schüssen getroffen wurde, welche in 
einer sehr nahen Entfernung von höchstens 2 Meter ab- 
gefeuert wurden und daß der erste Schuß den gänzlichen 
Verlust des kleinen Fingers der rechten Hand und des 
entsprechenden Knochengelenkes verursacht hat, während 
der zweite Schuß die linke Brustwarze traf. Gleichzeitig 
sprachen sich die Sachverständigen dahin aus, daß es nur 
einem besonderen Zufalle insbesondere dem Umstände, 
daß der Beschädigte sich nach dem ersten Schusse im 
Bette aufrichtet hat, zuzuschreiben ist, daß der zweite 
Schuß paralell mit dem Körper des Beschädigten gefallen 
ist, da, wenn er senkrecht gefallen wäre, er den Be- 
schädigten ins Herz getroffen und dessen augenblicklichen 
Tod verursacht hätte. 

Angesichts dieses ärztlichen Gutachtens unterliegt es 
keinem Zweifel, daß ein Anschlag auf das Leben des 
H. P. vorlag und handelt es sich nur darum festzustellen, 
von wem dieser Anschlag ausgegangen ist. 
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In dieser Beziehung haben sich die Erhebungen zuerst 
gegen alle jene Personen gerichtet, mit^ welchen der Be- 
schädigte in irgend einem Streite gestanden ist. Die 
Unschuld derselben hat sich jedoch bald herausgestellt, 
und haben erst die nachträglichen Erhebungen einen 
Verdacht auf den wahren Täter, d. i. auf den Beschuldigten 
geworfen. 

Nach Ueberführung des Beschädigten in das Spital 
erschien nämlich in dessen Haus der Beschuldigte und 
begann die M. P. mit Liebeserklärungen zu verfolgen. So 
kam derselbe in einer Nacht, als M. P. mit ihren Kindern 
schlief, zu derselben, verlangte Einlaß und als P. diesem 
Begehren nicht entsprechen wollte, nahm Beschuldigter 
die Tür aus den Angeln heraus, trat ins Zimmer hinein 
und begann der P. Liebeserklärungen zu'machen, wobei 
er von derselben den Beischlaf verlangte und als sie. 
darauf, ihren Mann vorschützend, nicht eingehen wollte, 
erklärte derselbe: „Fürchte dich nicht, er wird vom 
Spitale nicht zurückkehren und wenn er auch zurückkehrt, 
so wird er nicht leben ; ich habe dies den ganzen Sommer 
hindurch ausgedacht." 

Ueberdies gab der Beschuldigte über Vorstellung der 
P., daß er j-a doch eine Frau habe, an, daß seine Frau 
noch in diesem Jahre sterben müsse, daß er die P. dann 
heiraten werde und äußerte sich ferners über^" die weitere 
Bemerkung der M. P., daß sie vor ihrem Stiefvater Furcht 
habe, nachstehendes : „ein Schuß und der Stiefvater wird 
nicht mehr sein". Damals drängte sich der M. P. der Ver- 
dacht auf, daß der Beschuldigte auf ihren Mann ge- 
schossen habe und sie versprach ihm den Beischlaf, wenn 
er ihr sagen würde, wer auf ihren Mann geschossen habe. 

Der Beschuldigte erklärte sich auch damals bereit, 
diesem Wunsche zu entsprechen, verlangte jedoch zuvor, 
daß sie ihm den Beischlaf gewähre. Darauf wollte jedoch 
P. nicht eingehen und machte Licht, worauf Beschuldigter 
sich entfernte. 

Weiters kam Beschuldigter einige Tage darauf in der 
Nacht neuerlich zu M. P. und begann dieselbe mit Liebes- 
beteuerungen zu bestürmen und ließ davon erst ab, als 
der Stiefvater der P. ankam und dieselbe von der Rück- 
kehr ihres Mannes aus dem Spitale verständigte. Damals 
verblieb Beschuldigter noch einige Zeit in der Hütte, weinte 
ohne Grund und entfernte sich sodann. 

Beschuldigter begnügte sich jedoch nicht damit, sondern 
trachtete auch nach der Rückehr des Beschädigten in der 
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Nacht vom 19. auf den 20. September 1802 in die Wohnung 
desselben einzudringen, verursachte jedoch mit Eisenstucken, 
welche auf den Erdboden herumlagen und über welche 
er gestolpert war, grossen Lärm und ging durch. 

Daß dies nur der Beschuldigte gewesen sein konnte, 
beweist der Umstand, daß sonst niemand anderer um 
diese Zeit zu kommen ein Interesse haben konnte, während 
Beschuldigter vielleicht einen glucklichen Zufall zu benützen 
und die P. zum Beischlafe zu bewegen hoffte. 

Ueberdies hat Beschädigter den Hut des Beschuldigten 
erkannt, während der Hund des Beschädigten nicht gebellt, 
sondern nur geknurrt hat, da er den Beschuldigten erkannt 
hat. Außerdem erscheint durch die Aussage der N. H., der 
Frau des Beschuldigten und anderer Zeugen festgestellt, 
daß Beschuldigter mit seiner Frau äußerst schlecht lebte, 
dem Trünke ergeben ist und seine Frau, welche er offenbar 
haßte und als ein Hindernis für die Vereinigung mit M. P. 
betrachtete, grundlos derart schlug und mißhandelte, daß 
dieselbe öffentlich und vor Dritten sich äußerte, daß ihr 
Mann sie erschlagen wolle, nachdem er bereits den H. P. 
ins Spital gebracht hat. 

Der Beschuldigte stellt die Verübung der ihm vorge- 
worfenen Handlungen in Abrede, leugnet, als ob er mit 
seiner Frau schlecht leben würde und bestreitet, daß er 
die M. P. mit unlauteren Anträgen belästigt habe, be- 
hauptet vielmehr, daß diese mit ihm angebunden habe 
und nur aus Zorn zu seinen Ungunsten deponiert habe, 
er behauptet schließlich, daß er abends am 2. August 1892 
beim P. B. auf Besuch gewesen ist, von diesem erst Früh 
nach Hause zurückgekehrt ist, sich jedoch nicht ins Zimmer, 
sondern in die Scheuer begeben habe, woselbst nach einer 
Zeit zu ihm seine Frau N. H. gekommen ist und frischen 
Tau auf seinen Stiefeln und neben ihm ein einläufiges 
Gewehr gesehen hat. Diese Rechtfertigung des Beschuldigten 
betreffs seiner Aufführung und insbesondere betreffs seines 
ehelichen Zusammenlebens mit N. H. beruht jedoch, wie 
früher ausgeführt, auf Unwahrheit und ist dieselbe betreffs 
des Verhältnisses zur M. P. nicht nur lügenhaft, sondern 
geradezu boshaft und darauf angelegt, durch ehrlose Ver- 
dächtigung einer anständigen Frau betreffs ihrer Aufführung 
die Aussage derselben in ein schiefes Licht zu stellen. 

Diese Verteidigung ist dem Beschuldigten nicht gelungen, 
da seine eigene Frau bestätigt hat, was auch Beschuldigter 
zugegeben hat, daß am 3. August 1892 früh, als es schon 
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Tag zu werden begann, seine Stiefel mit Tau belegt waren 
und weil die Untersuchung ergeben hat, daß Beschuldigter 
vom P. B. nicht in der Früh, sondern spätestens um 
Mittemacht weggegangen ist, sonach die Zeit von Mitter- 
nacht bis zum Tagesanbruche, welche Zeit der Beschuldigte 
beim B. zugebracht haben will, zur Verübung des in Rede 
stehenden Verbrechens benützt hat, welches auch um die 
genannte Zeit verübt wurde. Der Beschädigte hat erst 
nach seiner Rückkehr aus dem Spitale von dem Treiben 
des Beschuldigten in seiner Abwesenheit und von den 
wider denselben sprechenden Verdachtsgründen von seiner 
Frau erfahren und haben dieselben daher aus diesem 
Grunde erst bei ihrem zweitmaligen Verhöre davon dem 
Gerichte Erwähnung getan. Damals gelangten dieselben 
auch zur Ueberzeugung, daß etwa 2 Wochen vor dem 
2. August 1892 der beim Feuerherde stehende Topf nicht 
infolge des glimmenden Feuers gesprungen ist, sondern 
daß es ein Schuß war, den auch M. P. tatsächlich gehört 
hat, welcher gegen ihren Mann gerichtet war und unzweifel- 
haft von der Hand des Beschuldigten gefallen ist, da 
Letzterer nach seinen eigenen Angaben durch den ganzen 
Sommer darüber nachgedacht hat, auf welche Weise er 
den Beschädigten beseitigen könnte, um mit dessen Frau 
im Konkubinat leben zu können. Von dieser Leidenschaft 
zur M. P. verblendet, habe Beschädigter in einer Nacht 
Mitte Juli 1892 gegen den Beschuldigten, als derselbe neben 
dem Flusse schlief, geschossen, nach dem Fehlschusse aber 
sich in der Nacht von 3. August 1892 mit einem Doppel- 
gewehr versehen und dreimal gegen den Beschädigten ge- 
schossen, wobei er denselben schwer verletzte. 

Auf Orund dieser Anklage fand am 21. und 
22. Februar 1893 vor dem Schwurgerichtshofe in 
Stanislau gegen Peter Hatycz die Hauptver- 
handlung statt, bei welcher die Geschworenen den 
Beschuldigten des Verbrechens des versuchten 
Meuchelmordes, begangen angeblich in der Nacht 
vom 1. auf den 2. August 1892, schuldig gesprochen 
haben, indem sie die diesbezügliche Hauptfrage 
mit 11 Stimmen bejaht haben. Der Schwur- 
gerichtshof verurteilte den Beschuldigten auf Grund 
dieses Wahrspruches zu einer 12-jährigen schweren 
Kerkerstrafe. 

9 Jahre verbrachte Peter Hatycz unschuldiger- 
weise im Kerker, bis erst anläßlich einer anderen 
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Strafsache seine Unschuld zum Vorschein kam. 
Es wurden nämlich Demeter Melnik, Ivan Stasiuk, 
und Nykolai Polynik im Jahre 1903 vor dem 
Schwurgerichtshofe in Stanislau des Verbrechens 
des Raubes angeklagt. Damals gab Demeter Melnik 
von Gewissensbissen gefoltert, die Täter des Ver- 
brechens, wegen dessen Hatycz unschuldigerweise 
verurteilt wurde, an. 

Aus dem ausführlichen Geständnisse des Melnik 
und aus den Widersprüchen in den Aeußerungen 
der Mitbeschuldigten Ivan Stasiuk und Nykolai 
Polynyk kam hervor, dass Stasiuk unter Mithilfe 
des Melnik und Polynik In der Nacht vom 2. auf 
den 3. August 1892 zweimal auf den schlafenden 
H. Pylyponiuk geschossen hat. 

Das Alibi des Hatycz mit welchem sich der- 
selbe bereits im Jahre 1892 rechtfertigt hat, welches 
jedoch damals nicht genügend erhoben wurde, 
ist nunmehr über allen Zweifel erwiesen worden. 

Es wurde infolge dessen dem unschuldig ver- 
urteilten Peter Hatycz die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens bewilligt, derselbe sodann gemäss 
§ 360 StPO. freigesprochen und aus dem Kerker 
am 1. März 1903 somit nach 9 Jahren entlassen. 
Der Justizminister ließ auf Grund des G. vom 
16. März 1892 dem Hatycz aus dem Titel des 
Schadenersatzes den Betrag von 6000 K auszahlen 
und sicherte ihm überdies eine jährliche Rente 
von 600 K zu. 

IV. Straf fall desStanislausBochinski 
wegen Diebstahls. 

Mit dem Urteile des Bezirksgerichtes Tarnow 
vom 28. Juni 1897 wurde der Schustergeselle 
St. X. wegen Uebertretung des Diebstahles u. zw. 
wegen Entwendung eines silbernen Löffels zum 
Nachteile des Ladislaus H. zur Strafe des Arrestes 
in der Dauer von 1 Monate verschärft durch 
zweimaliges Fasten verurteilt. Die lakonischen 
Urteilsgründe Jauten: 

Die Verübung des im Urteile angeführten Diebstahls- 
faktums als solchen wurde auf Grund der Aussage des 
Beschädigten Ladislaus H. als erwiesen angenommen. 
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während das Gericht auf Grund der von der Polizei er- 
statteten Anzeige die Ueberzeugung gewonnen hat, daß 
diese Tat der Beschuldigte begangen hat. 

Das Hauptverhandlungsprotokoll enthält na:h- 
stehendes: 

St. X., 16 Jahre alt, unbestraft, Schusterlehrling stellt 
die Verübung der Tat in Abrede. 

Ladislaus H., Gerichtsadjunkt, deponiert, daß ihm am 
13. Juni 1897 aus der unversperrten Küche ein silberner 
Löffel verloren gegangen ist und mutmaßt derselbe nach 
den gepflogenen Erhebungen, daß ihm dieser Löffel vom 
Beschuldigten entwendet wurde, der zu ihm an diesem 
Tage in aller Früh, als noch alle schliefen, mit Stiefeln 
gekommen ist. Als ich mich nämlich, so deponiert Zeuge, 
beim Meister des Beschuldigten am kritischen Tag^ er- 
kundigte, wer die Stiefel zu mir getragen hat, ließ sich 
Beschuldigter gar nicht hören ; erst einer der Gesellen 
erwähnte mir, daß der Meister den Beschuldigten mit dem 
Abtragen der Stiefel beauftragt hat. Der Beschuldigte hat 
weder um 6 Uhr noch später nach meinem Aufstehen die 
Stiefel mir persönlich übergeben, obwohl er aus der Küche 
ins Zimmer hineinkommen und mir die Stiefel beim Bette 
stellen konnte, (wofür ich ihm gewöhnlich ein Trinkgeld 
zu geben pflegte), stellte sogar in Abrede, in meiner Küche 
gewesen zu sein und gestand erst nach der Konfrontierung 
mit T., daß er bei mir war, jedoch nur auf den Stiegen, 
während T. ihm in die Augen sagte, daß sie ihn aus der 
Küche herausgehen gesehen hat, da sie selbst damals zu 
mir mit Gemüse gekommen ist. Ich füge noch hinzu, daß 
in der Küche zur kritischen Zeit niemand gewesen ist, da 
die Magd nicht zu Hause schläft. 

Der Beschuldigte gibt an dieser Stelle zu, daß er in 
der Küche gewesen ist, behauptet jedoch, daß er in 
das Zimmer nicht hineingehen konnte, weil dasselbe 
gesperrt war. 

Zeuge H. bestätigt, daß die von der Küche in das 
Zimmer führende Tür stets offen ist. 

An dieser Stelle wurde Beschuldigter vergeblich ermahnt, 
einzugestehen, wo er den Löffel verkauft hat. 

Die in dem Urteile berufene Polizeianzeige 
lautet : 

L. H., Gerichtsadjunkt, bringt zur Anzeige, daß ihm 
Sonntags, den 13. 1. M. aus der Küche ein silberner Löffel 
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im Werte von 8 fl. entwendet wurde und verdächtigt dieses 
Diebstahles den Schusterlehrling St., welcher in aller Früh 
in seine Küche Stiefel gebracht hat. Die in der Nachbarschaft 
bedienstete T. hat tatsächlich gesehen, wie St. in der 
Küche des L. H. gewesen ist, und hat demselben hievon 
Mitteilung gemacht. St. hat hingegen über Befragen der 
J. H., der Frau des Beschädigten, in Abrede gestellt, daß 
er am kritischen Tage in der Küche der H. gewesen wäre, 
wodurch er eben den auf ihm lastenden Verdacht bestätigt 
hat. Die in obiger Sache durch einen Polizeikorporal durch- 
geführten Erhebungen sind erfolglos geblieben. Von diesem 
Diebstahle wird über Ersuchen des Beschädigten dem 
Gerichte die Anzeige mit dem erstattet, daß bei der Kon- 
frontierung des St. mit T. Ersterer zugegeben hat, daß er 
in der Küche des L H. gewesen ist, jedoch den Diebstahl 
nicht begangen hat. 

Als das obangeführte Urteil rechtskräftig wurde 
büßte St. die über ihn verhängte Strafe ab. 

Ein Jahr nachher, das ist am 27. Mai 18Q8 
erscheint vor Gericht der verurteilte St. und bringt 
nachstehendes vor: 

Mit dem Urteile vom 28. Juni 1897 ZI. 4126 R. 1571 
wurde ich wegen Uebertretung nach 460 StPO. zur Strafe 
des Arrestes in der Dauer von einem Monat verschärft mit 
einmaligem Fasten in je 14 Tagen verurteilt, trotzdem ich 
meine Schuld entschieden in Abrede stellte. Nunmehr habe 
ich vom Beschädigten erfahren, daß der Löffel, wegen dessen 
Entwendung ich verurteilt wurde, gefunden wurde und daß 
hervorgekommen ist, daß diesen Löffel jemand anderer 
entwendet hat. 

Ich berufe mich diesbezüglich auf den Beschädigten 
als Zeugen. Gleichzeitig stelle ich das Ersuchen, das Gericht 
wolle gemäß § 480, 352 und 353 * StPO. die Wiederaufnahme 
des Verfahrens anordnen, das gegen mich gefällte Urteil 
außer Kraft setzen und den Zeugen L. H. vorladen. 

Der infolgedessen vorgeladene L. H. gab zu 
Protokoll an : 

Am Sonntag, den 13. Juni 1897 wurde mir aus der 
unversperrten Küche ein silberner Löffel im Werte von 
8 fl. gestohlen; auf der Suche nach dem gestohlenen Löffel 
erfuhr ich von der in der Nachbarschaft bediensteten T. 
daß am Tage, als der Diebstahl verübt wurde, bei mir in 
der Küche der Schusterlehrling St. in aller Früh, als wir 
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noch alle schliefen gewesen ist und lenkte ich auf diesen 
den Verdacht der Verübung des Diebstahls und dies umso- 
mehr, als derselbe von meiner Frau wegen des Diebstahles 
zur Rede gestellt, standhaft leugnete, am kritischen Tage 
in meiner Küche gewesen zu sein. 

Infolgedessen erstattete ich von dem Diebstahle die 
Anzeige bei der Polizei, welche wieder den Vorfall dem 
Gerichte zur Anzeige brachte. Lieber diese Anzeige fand 
bei diesem Gerichte die Hauptverhandlung statt, bei welcher 
der genannte St. mit dem Urteile vom 25. Juni 1897 
ZI. 4127/97 R. 1571 zur Strafe des Arrestes in der Dauer 
von 1 Monate verschärft mit einmaligem Fasten in je 
14 Tagen verurteilt wurde. Nunmehr ist aber anläßlich einer 
Beichte hervorgekommen, daß der silberne Löffel, wegen 
dessen Entwendung der genannte St. beschuldigt und un- 
gerecht verurteilt wurde, durch jemanden anderen u. zw. 
durch ein 10— 12-jähriges Mädchen entwendet wurde. Mit 
Rücksicht darauf, als der ganze Vorfall anläßlich einer 
Beichte hervorgekommen ist, bezüglich welcher ich Still- 
schweigenbewahren muß,kann ich den Namen des Mädchens 
nicht nennen. Der entwendete Löffel wurde mir zurück- 
gestellt, so daß ich keinen Schaden erleide. Diese von 
mir neu angeführten Umstände, kann ich ebenso wie meine 
Frau mit dem Eide bekräftigen. 

Infolge obiger Aussage ordnete das Bezirks- 
gericht ohne einen Wiederaufnahmsbeschluß zu 
fassen, eine neueriiche Haupt Verhandlung an, bei 
welcher der Angeklagte infolge Rücktrittes der 
Staatsanwaltschaft von der Anklage von der Ueber- 
tretung des Diebstahles freigesprochen wurde.*) 

V. Straffall des Kondukteurs H. M. 
wegen Verbrechens des Diebstahles. 

Mit der Anklage vom 7. Februar 1902 be- 
schuldigte die Staatsanwaltschaft in Lemberg den 
H. M., Kondukteur der Staatsbahnen in Lemberg 
des Verbrechens des Diebstahls von Sachen im 
Werte von über 600 K. Nach der Anklageschrift 



*) Diese Art der Erledigung war allerdings u n g e- 
setzmäßig, weil, wenn auch schließlich und endlich 
der Angeklagte freigesprochen wurde, deimoch formell 
zuerst das erste Urteil aufzuheben war, was nur nach vor- 
heriger Bewilligung der Wiederaufnahme des Strafver- 
jahrens gemäß § 480 und § 258 StPO. erfolgen konnte. 



Digitized by VjOOQIC 



\6^ 



hat derselbe den Diebstahl auf die Weise verübt, 
daß er im Juli und August des Jahres IQOl während 
der Fahrt auf der Strecke zwischen Czernowitz 
und Lemberg den Reisenden verschiedene Wert- 
sachen entwendet hat. 

Schon in den Gründen der Anklage erscheint 
nachstehendes hervorgehoben: 

Das ganze Gebahren des Beschuldigten während der 
Fahrt von Czernowitz nach Itzkany kam den mit ihm mit- 
fahrenden Kondukteuren verdächtig und unnatürlich vor. 
Derselbe gebärdete sich nämlich nach der Aussage des 
Kondukteurs J. äußerst unruhig, lenkte einigemale die 
Aufmerksamkeit des Zeugen J. darauf, daß in seinem Waggon 
ein Revisions- und Kontrollsorgan mitfährt, und sprach 
hievon höchstwahrscheinlich darum, weil er eine Revison 
seines Waggons befürchtete. 

In Hatna hingegen, wo ein Korb, aus welchem Sachen 
entwendet wurden, umgeladen wurde, war Beschuldigter 
bei der Ausladung der Qepäcke zugegen, wiewohl seine 
Dienstpflichten seine Anwesenheit an einer anderen Stelle 
erforderten; offenbar befürchtete er also schon in Hatna 
die Entdeckung des Diebstahls und wollte sich versichern, 
ob der Korb anstandslos übernommen wurde. 

Nach der vor dem Schwurgerichtshofe in 
Lemberg im Monate Juni 1002 durchgeführten 
Hauptverhandlung haben die Geschworenen den 
Beschuldigten des Verbrechens des Diebstahles 
von Sachen im Werte von über 50 K jedoch nicht 
über 600 K schuldig erkannt, worauf der Schwur- 
gerichtshof auf Grund des obigen Wahrspruches 
den Beschuldigten zu einer Q-monatlichen Kerker- 
strafe verurteilt hat. 

Diese Strafe hat Beschuldigter auch abgebüßt. 
Nach dem Verlassen des Kerkers traten bei dem 
Beschuldigten derart deutliche Erscheinungen einer 
Geisteskrankheit (Gehirnerweichung) zu Tage, daß 
sein Verteidiger auf Grund ärztlicher Zeugnisse 
die Wiederaufnahme des durch das obige Urteil 
beendeten Strafverfahrens beantragte. Das Landes- 
gericht in Lemberg bewilligte auch nach Vornahme 
von Erhebungen die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens, weil nach den gepflogenen Erhebungen 
sich gesetzmäßige Gründe dafür ergeben haben 
und als nachher die Sachverständigen erklärten, 



Digitized by VjOOQIC 



m 



daß H. M. an einer Geisteskrankheit 
bereits vor der Verübung der inszenierten Tat 
gelitten hat, und daß die letztere nur eine Folge 
der Geistesstörung war, wurde mit dem Beschlüsse 
vom 21. November 1902 das Verfahren gegen 
H. M. im Sinne des staatsanwaltschaftlichen 
Antrages gemäß §§ 109 und 359 StPO. eingestellt. 

Schluß. 

Wir waren bestrebt im Vorstehenden die Lehre 
von dem Rechtsmittel der Revision des Straf- 
verfahrens in ihrer Gesamtheit darzustellen und 
dieses im modernen Prozesse so wichtige Rechts- 
mittel, sowohl vom Standpunkte der Wissenschaft 
als auch vom Standpunkte der Gerichtspraxis zu 
beleuchten. Auffallend ist es, daß gerade in den 
letzten Jahren die Notwendigkeit der Einführung 
beziehungsweise der Regelung des Rechtsmittels 
der Revision des Strafverfahrens u.zw. im extensiven 
Sinne äußerst stark in den europäischen Gesetz- 
gebungen hervorgetreten ist. In diesen letzten 
Jahren wurde nämlich eine ganze Reihe von Gesetzen 
geschaffen, die speziell die Revision des Straf- 
verfahrens zum Gegenstande haben. So normiert 
ausführlich das Rechtsmittel der Revision des 
Strafverfahrens die belgische StPO. v. 18. Juni 1894, 
die portugiesische StPO. vom 3. April 1896 und 
die bulgarische StPO. vom 3. April 1897. Spezielle 
Novellen über die Revision des Strafverfahrens 
führt in Frankreich das Gesetz vom 8. Juni 1895, 
in Genf das Gesetz vom 26. Mai 1887 in Spanien 
das Gesetz vom 7. August 1899, in Holland das 
Gesetz vom 17. Juli 1899 ein. Dies beweist am 
besten die Bedeutung dieses Rechtsmittels. 

Am Schluss unseres Aufsatzes führen wir noch 
die treffenden Worte Le Poittevin's an, mit 
welchen er seinen Vortrag in der Gefangenhaus- 
gesellschaft zu Paris beendet hat: Die Revision 
des Strafprozeßverfahrens — sagt er — hat sich 
im Laufe der Zeit unter dem Eindrucke der 
Geschehnisse ein immer weiteres Gebiet erobert. 
Anfangs nur eine unzulängliche Ausnahme ist sie 
mit der Zeit zur allgemeinen Regel geworden. 
Ihre leitende Idee hat die Tendenz einer immer 
größeren und weiteren Ausbreitung. 
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